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Unsere bundesweit tätige Kanzlei hat mittlerweile über 30 Jahre Erfahrung bei der  Bera-

tung von Einrichtungen, die sich der Kinder- und Jugendhilfe verschrieben haben. Deshalb 

können wir Sie auch bei folgenden Themen begleiten und kompetent unterstützen:

  Existenzgründung

  Rechtsformberatung

  Gesprächen mit Banken

   Verhandlungen mit Jugendämtern
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    Betriebswirtschaftliche Beratungen / 

Unternehmensberatungen

   Nachfolgeregelungen

Neben betriebswirtschaftlichen Beratungen bieten wir als DATEV-Mitglied unter anderem 

auch folgende Leistungen an:

    Lohnbuchhaltungen

    Finanzbuchhaltungen

    Jahresabschlusserstellungen
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die Wahlsieger der Bundestagswahl stehen fest und die 
Große Koalition wird nun ihre Arbeit beenden. Die voraus-
sichtlich neuen Koalitionäre von SPD, BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN und FDP sind um ihre zukünftigen Aufgaben 
hingegen nicht zu beneiden. Eine umfangreiche Palette 
von Aufgaben wartet auf sie, die mit notwendigen und 
grundsätzlichen Veränderungen anheim gehen. Insbeson-
dere im Bereich des Klimaschutzes geht es nicht mehr 
nach dem Motto „weiter so“. Dass es sich dabei um echte 
Veränderungen handelt, die letztlich in alle Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens eingreifen, liebgewordene An-
gewohnheiten verändern und uns zur Erzeugung neuer 
Prioritäten im Lebens drängen werden, wird zunehmend 
mehr Bürgerinnen und Bürgern bewusst – lange genug 
hat es ja gedauert. Je früher nun durchdachte Anpassun-
gen auf den Weg gebracht werden, umso besser. Ändern 
beginnt allerdings auch bei jedem Einzelnen von uns, wir 
sollten dabei nicht nur auf den Staat schauen und abwar-
ten, denn abgewartet wurde schon zu lange und damit 
verstrich wichtige Zeit. 
Sprüche, dass der Einzelne kaum etwas bewirken kann, 
sind so nachlässig wie gedankenlos. Langsam müsste 
auch den letzten Ignorierenden dämmern, dass da etwas 
ganz Großes aufzieht, dass der Mensch verursacht hat. 
Wenn wir nicht endlich mit gemeinsamer Anstrengung 
und Solidarität entgegensteuern und bereit sind, unsere 
Lebensweise im Interesse der nachfolgenden Generatio-
nen deutlich zu verändern, laufen wir törichterweise in 
eine Sachlage hinein, die sich unserer Kontrolle entzieht. 
Die letzten wissenschaftlichen Prognosen haben nachhal-
tig verdeutlicht: Die globale Erwärmung ist trotz der welt-
weiten Corona-Pandemie derart stark fortgeschritten, dass 
das ursprünglich vereinbarte Temperaturziel einer Erwär-
mung von 1,5 Grad bis zum Jahr 2100 kaum noch zu errei-
chen ist, es sei denn, dass die Welt ihre bisher vereinbarten 
Klimaschutzbemühungen um das 7-fache erhöht. Das 
allerdings dürfte bei der Zerrissenheit der Menschheit 
illusorisch sein. 
Dass die Klimakatastrophe nicht irgendwo und weit weg 
von Deutschland geschieht, hat die Flutkatastrophe in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz deutlich 
gemacht – und derartige Katastrophen werden kein 
Einzelfall bleiben. Dies wird uns zukünftig unvermittelt 

Liebe Leserinnen  
und Leser,

Editorial 

Werner Schipmann
(Foto: Privat)

Editorial

häufiger betreffen – deshalb müssen wir unverzüglich 
entgegensteuern. 
Ganz unmittelbar von der Flutkatastrophe waren auch 
Einrichtungen im VPK betroffen und eine hat das Wasser 
ganz besonders schwer betroffen. Ein Spendenaufruf des 
VPK führte zu der Spendensumme von 10.000 EUR, die 
zwischenzeitlich an die Jugendhilfeeinrichtung überge-
ben wurde und einen kleinen Beitrag zum Wiederaufbau 
beitragen kann. Für diese Unterstützung unserer Mit
glieder danken wir sehr. 
Die Erderwärmung hat auch sehr konkret Auswirkungen 
auf die Kinder- und Jugendhilfe: „Jugend ist unsere 
Zukunft“ – diesen Spruch hören wir gern landauf, landab 
– und er ist auch wahr. Wahr aber ist auch, dass dieser 
Jugend in den vergangenen Jahrzehnten nicht nur 
deutlich zu wenig zugehört wurde, sondern ihr auch zu 
wenig Mitspracherecht von uns Erwachsenen eingeräumt 
wurde. Die Kinder- und Jugendhilfe ändert dies nun über 
das neue KJSG deutlich und macht mehr Beteiligung und 
Mitsprache zur selbstverständlichen Verpflichtung. So 
richtig Beteiligung und Mitwirkung von jungen Menschen 
in der Kinder- und Jugendhilfe ist, so wichtig ist sie von 
ihnen auch beim Klimaschutz. Auf diesem Feld gibt es 
noch deutlich mehr Luft nach oben. Es ist dabei die Ver-
pflichtung der Erwachsenen auf die jungen Menschen zu-
zugehen und ihre Ideen, ihr Engagement, ihre Sorgen und 
ihre Ängste ernst zu nehmen und ihnen Mitentschei-
dungskompetenzen zu überantworten. Sie liegen in 
guten Händen, denn seien wir doch mal ehrlich: Wir Alten 
haben diesen globalen Temperaturanstieg durch unsere 
Unersättlichkeit verursacht – verlorengegangen sind uns 
dabei Maß und Mitte. 
Dieses Editorial ist nun mein letztes als redaktionell Ver-
antwortlicher der Zeitschrift „Blickpunkt Jugendhilfe“. 
Ende dieses Jahres werde ich nach 21 Jahren im VPK in 
Ruhestand gehen. Insgesamt habe ich ca. 80 Ausgaben 
der Zeitschrift inhaltlich verantwortet. Die Gestaltung der 
Hefte war herausfordernd – sie hat mir aber gleicher
maßen immer auch viel Freude bereitet – tschau! 

Ihr / Euer

		          Werner Schipmann
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Liebe Leserinnen  
und Leser,

lagen nur die eine Seite der Medaille 
sind, die andere die Umsetzung 
dieser rechtlichen Grundlagen, auf 
die später noch einzugehen sein wird. 
In diesen ersten zehn Jahren ist 
neben der (stufenweisen) Einführung 
des Rechtsanspruchs auf einen 
Kindergartenplatz vor allem auf die 
Änderungen durch das Zweite SGB XI 
Änderungsgesetz vom 29. Mai 1998 
hinzuweisen, mit dem die neuen Vor-
schriften über die Entgeltfinanzierung 
(§§ 78a ff) zum 1. Januar 1999 in Kraft 
getreten sind, die bis heute die Grund
lage für die Finanzierung stationärer 
Hilfen zur Erziehung bilden (dazu 
Wiesner, ZfJ 1999 S. 79 ff.).

II. � Stationen der 
Weiterentwicklung 

1. � Der Ausbau der Kindertages­
betreuung – die Dauerbaustelle 

Nachdem es erst im Rahmen des 
Schwangeren- und Familienhilfege- 

I. � Die Kinder- und Jugend- 
hilfe im Jahr 2000

1.  Zehn Jahre SGB VIII

Nach einer mehr als 20-jährigen, poli-
tisch kontrovers geführten Debatte um 
die Reform des Kinder- und Jugend
hilferechts ist das Gesetz zur Neuord-
nung des Kinder- und Jugendhilfe-
rechts (KJHG) in den alten Bundeslän-
dern am 1. Januar 1991, in den neuen 
Bundesländern bereits am 3. Oktober 
1990 – mit dem Tag des Beitritts der 
DDR zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes – in Kraft getreten.

Das Gesetz hatte nach einer langen 
z. T. heftigen und ideologisch geführ-
ten Debatte nur einen Teil der Erwar-
tungen, wie sie etwa im legendären 
Diskussionsentwurf aus dem Jahre 
1973 formuliert worden waren, erfüllt. 
So waren die anfänglichen Kommen-
tare auch skeptisch und kritisch.
23 Jahre später können wir im 14. Kin-
der- und Jugendbericht folgendes 
lesen: „Spätestens seit Beginn des 
21. Jahrhunderts ist das SGB VIII als ein 
modernes, präventiv ausgerichtetes 
Leistungsgesetz in der Fachöffentlich-
keit breit akzeptiert. Das SGB VIII hat 
sich nachhaltig bewährt und – nicht 
zuletzt aufgrund der Statuierung von 
Rechtsansprüchen – im Unterschied 
zum JWG den Stand eines modernen 
Sozialleistungsgesetzes erreicht“ 
(Bundestags-Drucks. 17/12200 S. 261).

Aus diesem Zitat wird einerseits eine 
breite Akzeptanz des Gesetzes deut- 
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 Die Entwicklung der Kinder- und Jugend
hilfe der letzten beiden Jahrzehnte –
Was konnte entwickelt werden – was blieb auf der Strecke  
– wo sind zukünftige Herausforderungen?1

lich, gleichzeitig aber auch ein Prozess 
der kontinuierlichen Weiterentwick-
lung des rechtlichen Instrumentariums 
in den vergangenen 30 Jahren. Dieser 
Prozess spiegelt den Diskurs zwischen 
der fachlichen Ebene, die insbesonde-
re durch die Sozialarbeit/Sozialpäda-
gogik und andere Sozialwissenschaf-
ten repräsentiert wird, mit den ver-
schiedenen politischen Ebenen wider. 
Die Grundlage der Diskussion bilden 
die (sich ändernden) Bedingungen für 
das Aufwachsen für Kinder, Jugend
liche und junge Volljährige und die 
daraus abzuleitenden Folgen für die 
Art und den Umfang öffentlicher (Mit)
Verantwortung. Für die Identifizierung 
der rechtspolitischen Herausforderun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe sind 
darüber hinaus auch die Entwicklun-
gen in den benachbarten Rechtsge-
bieten wie etwa dem Kindschaftsrecht, 
dem Jugendstrafrecht oder der Ein-
gliederungshilfe für (junge) Menschen 
mit Behinderung von Bedeutung.

Die breite Akzeptanz dieses immer 
wieder aktualisierten SGB VIII wurde 
zuletzt im Koalitionsvertrag 2018 
deutlich, wo es dazu heißt: „Das be-
stehende Kinder- und Jugendhilfege-
setz hat sich in seiner Grundausrich-
tung bewährt und hohe Akzeptanz 
erfahren. Gesellschaftliche Verände-
rungen und fachpolitische Erkennt-
nisse bringen es aber mit sich, dass es 
weiterentwickelt werden muss.“ 
(https://www.bundesregierung.de)

An dieser Stelle sei aber bereits ange-
merkt, dass die rechtlichen Grund

1	 Der nachfolgende Beitrag ist Herrn 

Schipmann gewidmet, der nach 

21-jähriger Tätigkeit im VPK tiefe Spuren 

hinterlassen hat und damit auch Maß

stäbe für seine Nachfolge gesetzt hat.  

Der Beitrag will aus bundesrechtlicher 

Sicht Entwicklungen beschreiben, mit 

denen (auch) Herr Schipmann in seiner 

täglichen Arbeit konfrontiert war. Mit 

dem Beitrag verbinde ich Dank für seine 

fachliche Arbeit und die besten Wünsche 

für seinen weiteren Lebensweg. RW
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ergreifen. Von Seiten der Fachverbän-
de aber auch im Rahmen der Sach-
verständigenanhörung im Deutschen 
Bundestag wurde das Konzept und 
vor allen die Eigenständigkeit der 
Länder, über den Einsatz der Mittel zu 
entscheiden, kritisiert. So wurde eine 
bundeseinheitlich festgelegte Fach-
kraft-Kind-Relation gefordert und die 
Option einer generellen Gebühren-
freiheit für Kitas kritisch bewertet. Der 
gebührenfreie Zugang zu Kitas sei 
zwar wünschenswert, in der derzeiti-
gen Situation jedoch nur schwer zu 
finanzieren. Die dafür bereitgestellten 
Gelder würden dann für eine Steige-
rung der Kita-Qualität fehlen.

d) �2021: Ganztagsförderungsgesetz
Mit dem Gesetz zur ganztägigen För-
derung von Kindern im Grundschul
alter (Ganztagsförderungsgesetz – 
GaFöG), das am 11. Oktober 2021 
verkündet worden ist, soll eine Betreu-
ungslücke geschlossen werden, die 
nach der Kita für viele Familien ent-
steht, sobald die Kinder eingeschult 
werden. Das Gesetz beinhaltet die stu
fenweise Einführung eines Anspruchs 
auf ganztägige Förderung für Grund-
schulkinder ab dem Jahr 2026: Ab Au-
gust 2026 sollen zunächst alle Kinder 
der ersten Klassenstufe einen An-
spruch darauf haben, ganztägig ge-
fördert zu werden. Der Anspruch soll 
in den Folgejahren um je eine Klas-
senstufe ausgeweitet werden, damit 
ab August 2029 jedes Grundschulkind 
der Klassenstufen 1 bis 4 einen An-
spruch auf ganztägige Betreuung hat.

Der Rechtsanspruch wird in § 24 SGB 
VIII geregelt und sieht einen Betreu-
ungsumfang von acht Stunden an 
allen fünf Werktagen vor. Die Unter-
richtszeit wird angerechnet. Der 
Rechtsanspruch soll auch in den 
Ferien gelten, dabei können Länder 
eine Schließzeit bis maximal vier 
Wochen regeln. Eine Pflicht, das An-
gebot in Anspruch zu nehmen, gibt 
es nicht. Der Rechtsanspruch auf 

bei der Ausgestaltung der Kita Finan-
zierung eröffnet. Dazu Wiesner, ZfJ 
2004 S. 441 ff.

b) �2008: Das Kinderförderungsgesetz 
(KiföG)

Mit dem KiföG wurden der durch das 
TAG begonnene Ausbau der Tagesbe-
treuung für Kinder im Alter unter drei 
Jahren (§§ 23, 24, 43) weitergeführt. 
Dieser Ausbau erfolgt in zwei Stufen, 
zunächst – indem die fördern Krite-
rien weiter verschärft worden sind 
und sodann ab dem 1. August 2013 in 
dem das Gesetz jedem Kind, dass das 
erste Lebensjahr vollendet hat, einen 
Rechtsanspruch auf frühkindliche För-
derung zusichert – ein Versprechen, 
das bis heute noch längst nicht über-
all eingelöst ist. 

c) �2019: Das Gute-Kita-Gesetz
Am 1. Januar 2019 ist das Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung, das sogenannte Gute-KiTa-
Gesetz, in Kraft getreten. Darin stellt 
der Bund 5,5 Milliarden Euro bereit, 
um die Kindertagesbetreuung in 
Deutschland weiterzuentwickeln. Die 
16 Länder entscheiden selbst, welche 
konkreten Maßnahmen sie vor Ort 

setzes vom 27. Juli 1992 gelungen war, 
den Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz für Kinder ab der Vollen-
dung des dritten Lebensjahres zu eta-
blieren, da die Folgezeit von dem 
etappenweisen Ausbau der Kinderta
gesbetreuung geprägt (dazu Wiesner /  
Schweigler SGB VIII vor § 22 Rn. 26 ff.).

a) �2004: Das Tagesbetreuungs
ausbaugesetz (TAG)

Im Rahmen dieses Gesetzes wurden 
die zentralen Elemente der Förderung 
von Kindern in Tageseinrichtungen 
und in Tagespflege konkreter gere-
gelt (§§ 22–23), der Begriff „bedarfs-
gerechte Versorgung“ im Hinblick auf 
Kinder unter drei Jahren durch objek-
tive Kriterien konkretisiert (§ 24), eine 
verbindliche Ausbauplanung vorge-
schrieben (§ 24a) und den Ländern 
eine stärkere Beteiligung der Gemein-
den an der Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Tages-
pflege ermöglicht (§ 69), sowie die 
Regelung der Finanzierungsvoraus-
setzungen für Tageseinrichtungen 
dem Landesrecht vorbehalten (§ 74a) 
– eine Änderung, die im Rückblick als 
eine schlechte Entscheidung bewer-
tet werden muss, weil sie den Län-
dern bis heute erhebliche Spielräume 

Autor:  Reinhard Wiesner
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das im Wesentlichen unmittelbar 
nach der Verkündung, nämlich am 
10. Juni 2021 in Kraft getreten ist 
(dazu Wabnitz ZKJ 2021, 262).

Dieses Thema lässt sich wiederum in 
drei Unterthemen unterteilen, 
nämlich: 

•	� Zusammenarbeit der einzelnen 
Akteure an den Schnittstellen der 
Systeme,

•	� Regelungen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in 
Einrichtungen und

•	� Hilfen für Kinder und Jugendliche 
im Ausland.

In diesem Beitrag soll sich der Blick 
auf die beiden letztgenannten 
Unterthemen konzentrieren. 
So sind im Bereich der §§ 45 ff. 
(Schutz von Kindern und Jugend
lichen in Einrichtungen) zahlreiche 
Neuerungen und Ergänzungen 
erfolgt, vielfach technischer, aber teil-
weise auch grundsätzlicher Natur. So 
ist (ähnlich wie im Gewerberecht) das 
Kriterium der „Zuverlässigkeit“ des 
Trägers einer Einrichtung an die 
Spitze der Voraussetzungen für die 
Erteilung der Betriebserlaubnis nach 
§ 45 Abs. 2 Nr. 1 gestellt worden. Dar-
über hinaus ist die Pflicht zur Vorlage 
eines Gewaltschutzkonzepts und die 
Schaffung externer Beschwerdemög-
lichkeiten normiert worden. Schließ-
lich wurden die Möglichkeiten zur 
Aufhebung der Erlaubnis erweitert. 
Die Vorschrift zur örtlichen Prüfung 
(§ 46) wurde um die Variante schrift
licher Verfahren erweitert und dahin-
gehend geändert, dass örtliche Prü-
fungen jederzeit unangemeldet 
erfolgen (§ 46 Abs. 2 Satz 1) können. 
Der Katalog der Meldepflichten 
wurde um die Vorlage von Aufzeich-
nungen über die ordnungsgemäße 
Buchführung erweitert (§ 47). 

Während Aspekte der Kontrolle kon-
kretisiert und verschärft wurden, 

Ganztagsbetreuung für Grundschul-
kinder soll sowohl in Horten als auch 
in offenen und gebundenen Ganz-
tagsschulen erfüllt werden. Dafür 
müssen noch mehr als 800.000 zu-
sätzliche Plätze geschaffen werden. 
Dazu im Einzelnen Wabnitz, ZKJ 2021 
Heft 12 – im Druck.

2. � Verbesserung des 
Kinderschutzeses 

a) �2005: Das Kinder- und Jugendhilfe
weiterentwicklungsgesetz (KICK) 

Im Rahmen des KICK wurde der bis 
dahin auf die Anrufung des Familien-
gerichts konzentrierte Schutzauftrag 
des Jugendamts bei Kindeswohlge-
fährdung durch ein Verfahren der Ge-
fährdungseinschätzung konkretisiert, 
dass im Vereinbarungsweg auch für 
freie Träger zur Anwendung kommt 
(§ 8a). Außerdem wurden Hilfen zur 
Erziehung im Ausland von strengeren 
Anforderungen abhängig gemacht 
(§§ 27, 78b). Dazu Wiesner, Forum 
Erziehungshilfen 2005, S. 254 ff.

b) �2012: Das Bundeskinderschutz
gesetz

Durch Art. 2 des Bundeskinderschutz-
gesetzes wurden der Rechtsanspruch 
des Kindes oder Jugendlichen auf 
Beratung in Not und Konfliktsituatio-
nen (§ 8 Abs. 3) verankert, der Schutz-
auftrag bei Kindeswohlgefährdung 
qualifiziert (§ 8a), der Erlaubnisvorbe-
halts für den Betrieb von Einrichtun-
gen neugestaltet (§ 45), die Vorlage 
von erweiterten Führungszeugnissen 
bei ehrenamtlicher Tätigkeit geregelt 
(§ 72a) und der Auftrag zur Weiterent-
wicklung der Qualität als Teil der 
Gesamtverantwortung ausgestaltet 
(§§ 79, 79a). Dazu im Einzelnen 
Wiesner in Heilmann / Lack, Die 
Rechte des Kindes, Köln 2016, S. 41 ff.

c) �2021: Das Kinder- und Jugend
stärkungsgesetz (KJSG)

Die Verbesserung des Kinderschutzes 
ist auch das zentrale Thema im KJSG, 
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Autor:  Reinhard Wiesner

wurde die Beratungsfunktion des 
überörtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe nicht ausreichend in den 
Blick genommen. Der Anspruch auf 
Beratung bleibt weiterhin in § 85 
Abs. 2 versteckt. Insgesamt wird 
damit die Eingriffskomponente ver-
stärkt, was dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit zuwiderläuft.

Mit dem neuen § 45a ist erstmals der 
Begriff der „Einrichtung“ definiert 
worden. Dabei wurde im Wesent
lichen auf die in Rechtsprechung und 
Literatur entwickelten Kriterien insbe-
sondere einer auf eine gewisse Dauer 
angelegten (förmlichen) Verbindung 
von ortsgebundenen räumlichen, 
sachlichen und personellen Mitteln 
zur Unterkunftsgewährung, Erzie-
hung und Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen abgestellt. Nicht 
vollständig gelöst worden sind mit 
dieser Definition allerdings aktuelle 
Fragen im Zusammenhang mit zent-
ralen und dezentralen Einrichtungen /
Einrichtungsbestandteilen bei überre-
gional tätigen Trägern und Verbund-
strukturen an verschiedenen Stand
orten, die aber fachlich und organisa-
torisch einer gemeinsamen Leitung 
zugeordnet sind (familienähnliche 
Betreuungsformen). Die Antwort auf 
diese Frage bleibt der Regelung 
durch Landesrecht vorbehalten, was 
zu einem Flickenteppich und unter-
schiedlichen Anforderungen bei Trä-
gern führt, die dezentrale Einheiten in 
verschiedenen Bundesländern leiten.
 
Auslandsmaßnahmen
In dem neuen § 38 (Zulässigkeit von 
Auslandsmaßnahmen) wurden die 
bereits bisher bestehenden Vorschrif-
ten (§§ 27 Abs. 2 Satz 3, 36 Abs. 4 und 
§ 78b Abs. 2 Satz 2) gebündelt und 
mit Blick auf EU-Recht und aus sonsti-
gen Gründen deutlich ausgeweitet. 
Diese neuen Regelungen erwecken 
den Eindruck einer „Über-Bürokratisie-
rung“ (so Wabnitz ZKJ 2021, 262). Das 
Ziel einer verbesserten Qualitätssiche-
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rung auch bei Auslandsmaßnahmen 
ist zwar im Grundsatz unterstützens-
wert. Die nunmehr vorgesehenen 
Detailregelungen könnten allerdings 
dazu beitragen, dass es künftig kaum 
noch zu – ggf. angezeigten – Hilfen 
im Ausland kommt. Vor allem: Was 
hilft es, wenn die deutschen Jugend-
ämter sich an die Vorgaben der Brüs-
sel IIa VO halten, dies aber die zustän-
digen Behörden im Ausland – jeden-
falls in manchen Ländern – nicht tun.

3. � Das Stufenprogramm zur 
„großen Lösung“

Das schon seit 30 Jahren diskutierte 
Thema einer großen Lösung, nämlich 
der Zusammenführung der sach
lichen Zuständigkeit hinsichtlich der 
Eingliederungshilfe für alle Kinder 
und Jugendlichen mit Behinderung 
bei den örtlichen Trägern der Jugend-
hilfe, bleibt einer Stufenlösung vorbe-
halten und soll am 1. Januar 2028 Rea-
lität werden, wenn bis dahin entschei-
dende Voraussetzungen erfüllt sind, 
nämlich die Verkündung eines Bun-
desgesetzes bis zum 1. Januar 2027, 
dass das nähere über den leistungs-
berechtigten Personenkreis, die Art 
und den Umfang der Leistung, die 
Kostenbeteiligung und das Verfahren 
auf der Grundlage einer prospektiven 
Gesetzesevaluation bestimmt (Art. 10 
Abs. 3 iVm. Art. 1 § 10 Abs. 4 KJSG). 

Untergegangen ist in diesem Zusam-
menhang eine andere Verpflichtung, 
die bereits mit dem Tag des Inkraft-
tretens des Gesetzes am 10. Juni 2021 
verbindlich geworden ist, nämlich 
die Ausgestaltung des Systems der 
Kinder und Jugendhilfe zu einem 
inklusiven Hilfesystem.
Der Gesetzgeber hat sich im Rahmen 
des KJSG vorgenommen, das SGB VIII 
„inklusiv“ auszugestalten. Unter die-
sem Motto versteht der Gesetzgeber 
sowohl die inklusive Ausgestaltung 
aller Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe, als auch die Konzentra-

tion der sachlichen Zuständigkeit für 
die Eingliederungshilfe für junge 
Menschen mit unterschiedlichen For-
men der Behinderung bei den Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe, die 
auch als „große Lösung“ bezeichnet 
wird (dazu Wiesner, Jugendhilfe 2021, 
444). Im Vordergrund der fachöffent
lichen Aufmerksamkeit stand in den 
letzten Jahren vor allem das zweite 
Thema, bei dem es bei genauer 
Betrachtung nicht um Inklusion, son-
dern um eine Gleichbehandlung aller 
jungen Menschen mit Behinderung 
und die bedarfsgerechte Ausgestal-
tung des Leistungsprofils geht. Wäh-
rend der Gesetzgeber für die Umset-
zung dieser komplexen Aufgabe ein 
Stufenkonzept vorsieht, bei dem die 
letzte Stufe unverbindlich bleibt, hat 
er die Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe mit dem Inkrafttreten des KJSG 
am 10. Juni 2021 mithilfe einer Viel-
zahl von Vorschriften zu einer inklusi-
ven Ausrichtung des Aufgabenspekt-
rums verpflichtet, wozu er eigentlich 
schon seit dem Inkrafttreten der 
UN-Behindertenrechtskonvention im 
Jahre 2009 verpflichtet gewesen wäre 
und wozu die Praxis erhebliche finan-
zielle und personelle Ressourcen 
bereitstellen muss. Die Praxis wird 
damit sofort mit Anforderungen kon-
frontiert, denen aber erst stufenweise 
und perspektivisch Rechnung getra-
gen werden kann. In der Sache heißt 
dies, dass alle Einrichtungen und 
Dienste auch für junge Menschen mit 
Behinderung bautechnisch, organisa-
torisch, konzeptionell und personell 
zugänglich gemacht werden müssen- 
eine Anforderung, die nicht über 
Nacht realisiert werden kann.

4. � Weitere Änderungen in den 
vergangenen 20 Jahren 

Hier sei nur erinnert an 

•	� die Reform des familiengericht
lichen Verfahrens (FGG Reform), 
mit dem das familiengerichtliche 

Verfahren – anknüpfend an das 
sog. Cochemer Modell – völlig 
neugestaltet worden ist. Im Vor-
dergrund steht nicht mehr die 
familiengerichtliche Entscheidung, 
sondern die Kooperation der Ver-
fahrensbeteiligten und die Auslo-
tung des Verständigungspotenzi-
als zwischen den streitenden 
Elternteilen. 

•	� das Gesetz zur Verbesserung der 
Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher. Seitdem wer-
den nicht mehr die Kosten der 
Unterbringung dieser jungen 
Menschen am Ankunftsort bun-
desweit verteilt, sondern die 
jungen Menschen selbst werden 
nach einem Erstclearing auf Grund 
eines Verteilungsschlüssels inner-
halb des Bundesgebiets verteilt – 
ein Verfahren, das viele Jugend-
ämter überfordert hat.

III. � Ungelöste Struktur- 
probleme: 

Auch nach mehr als 30 Jahren seit 
dem Inkrafttreten des KJHG und den 
20 Jahren, in denen Herr Schipmann 
die Geschicke des VPK als Fachrefe-
rent wesentlich mitbestimmt hat, sind 
noch mehrere grundsätzliche Fragen 
ungelöst:

1.  Ein Gesetz – 559 Realitäten?

Ob im Kontext der Kindertagesbe-
treuung – bei der Suche nach einem 
Betreuungsplatz oder bei der Frage 
nach der Höhe des Elternbeitrags – 
oder bei dem Angebot an Jugend-
freizeitstätten oder bei der Inan-
spruchnahme von Hilfen zur Erzie-
hung: Auffallend ist, wie stark sich die 
Angebotsstruktur und die Bedingun-
gen von Ort zu Ort, von Region zu 
Region unterscheiden – und dies auf 
einer bundeseinheitlichen Rechts-
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grundlage! Wo bleibt die Gleichheit 
vor dem Gesetz, der Anspruch auf 
Gleichheit der Lebensverhältnisse? 

Für die unterschiedliche Umsetzung 
der bundesrechtlichen Vorgaben in 
den Ländern und Kommunen 
(namentlich den 559 Jugendämtern 
in den Kreisen und Städten in Koope-
ration mit den freien Trägern) gibt es 
mehrere Gründe:

•	� Zum einen enthält sich das SGB 
VIII an verschiedenen Stellen einer 
ausdrücklichen Regelung oder 
überlässt die nähere Regelung 
den Ländern und Kommunen, wie 
dies zum Beispiel bei der Frage 
der Finanzierung der Kindertages-
betreuung und der Erhebung von 
Elternbeiträgen der Fall ist.

•	� Zum anderen geht es vor allem 
bei Einzelfallhilfen, aber auch bei 
der Einschätzung von Gefähr-
dungssituationen um Prozesse, die 
einer rechtlichen Steuerung nur 
bedingt zugänglich sind. Im Mit-
telpunkt stehen personenbezoge-
ne soziale Dienstleistungen, deren 
Inhalte sich normativer konditio
naler Programmierung weitge-
hend entziehen. Niklas Luhmann 
(1982) spricht vom „Technologie-
defizit in der Pädagogik“. Hier 
muss das Gesetz Handlungsspiel-
räume eröffnen, die allerdings ört-
lich ganz unterschiedlich – und 
nicht immer am Bedarf orientiert 
– genutzt werden.

•	� Schließlich ist zu berücksichtigen, 
dass alle Bundesländer die gesetz-
lich geregelten Aufgaben der Kin-
der- und Jugendhilfe den kommu-
nalen Gebietskörperschaften zur 
Wahrnehmung im Rahmen kom-
munaler Selbstverwaltung zuge-
wiesen haben – mit Folgen für die 
Finanzierungslast, aber auch für 
die Formen staatlicher Aufsicht. 
Diese Qualifizierung der Kinder-  

und Jugendhilfe als Aufgabe kom-
munaler Selbstverwaltung er-
scheint angesichts der Funktion 
und gesetzlichen Ausgestaltung 
des Kinder- und Jugendhilferechts 
im Jahr 2018 mehr als zweifelhaft. 
Denn das der kommunalen Selbst
verwaltung zugrunde liegende 
„Konzept der eigenverantwort
lichen Aufgabenerfüllung“ ist mit 
dem Charakter des SGB VIII als 
einem kodifizierten Bereich des 
Sozialrechts kaum noch vereinbar. 
So ist das SGB VIII gekennzeichnet 
durch einen Katalog von subjekti-
ven Rechten (Rechtsansprüchen) 
und objektivrechtlichen Verpflich-
tungen. Die Entscheidungsfreiheit 
der kommunalen Gebietskörper-
schaften – ein Wesensmerkmal 
kommunaler Selbstverwaltung – 
ist somit durch die gesetzlichen 
Vorgaben weitgehend einge-
schränkt, sodass auch das „Wie“ 
der Aufgabenerfüllung gesetzlich 
vorgegeben oder mithilfe fach
licher Maßstäbe bzw. einer qualifi-
zierten Jugendhilfeplanung als 
Grundlage für die Ausübung der 
Gesamtverantwortung (§ 79 SGB 
VIII) zu realisieren ist. Von Aufga-
ben, „die in der örtlichen Gemein-
schaft wurzeln oder auf die ört
liche Gemeinschaft einen spezifi-
schen Bezug haben und von 
dieser örtlichen Gemeinschaft ei-
genverantwortlich und selbstän-
dig bewältigt werden können“, 
wie das Bundesverfassungsgericht 
den Bereich der kommunalen 
Selbstverwaltung beschrieben hat 
(BVerfG 18. Juli 1967 – 2 BvF 3/62, 
NJW 1967, 1795), kann bei dieser 
rechtlichen Ausgestaltung der 
Kinder- und Jugendhilfe wohl 
kaum mehr die Rede sein.

Damit gleicht die Einordnung der 
Kinder- und Jugendhilfe als Selbstver-
waltungsaufgabe inzwischen einer 
Fiktion, die durch die Wirklichkeit 
überholt wurde (Wiesner Jugendamt 

2015, S. 349 mit weiteren Nachwei-
sen). Konsequenzen aus dieser Ent-
wicklung werden jedoch bislang 
nicht gezogen. So findet auch keine 
Diskussion darüber statt, ob die Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe 
inzwischen ihrer Natur nach nicht 
eher als staatliche Aufgaben zu quali-
fizieren sind, die den kommunalen 
Gebietskörperschaften dann von den 
Ländern zur Durchführung nach 
Weisung zu übertragen sind. Eher ge-
winnt man den Eindruck, dass die 
Qualifizierung der Kinder- und Ju-
gendhilfe als Aufgabe kommunaler 
Selbstverwaltung für die Kreise und 
Städte inzwischen eine Statusfrage 
geworden ist. Sie berufen sich dabei 
gerne auf Art. 28 GG, der nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts einen Kernbereich der 
Selbstverwaltung garantiert. Umso 
widersprüchlicher ist deren Verhalten 
aber, wenn sie einerseits an dieser 
Aufgabenzuweisung und damit auch 
der primären Finanzierungslast der 
Kommunen festhalten wollen und 
gleichzeitig verstärkt eine Mitfinanzie-
rung des Bundes einfordern.

2. � Wer die Musik bestellt, der soll 
sie auch bezahlen – oder nicht?

Mit der Zuweisung der Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe zum Bereich 
der kommunalen Selbstverwaltung 
haben die Länder auch eine Entschei-
dung über die primäre Kostenlast 
getroffen: Diese liegt nämlich dann 
bei den Kommunen, deren Leistungs-
fähigkeit allerdings die Länder im 
Rahmen des Konnexitätsprinzip 
gewährleisten müssen (was in der 
Praxis nicht hinreichend geschieht).

Aber sollte denn nicht der Bund die 
Kostenlast tragen, wenn er von seiner 
Gesetzgebungskompetenz Gebrauch 
macht – nach dem Motto: Wer die 
Musik bestellt, der soll sie auch be-
zahlen? Nicht erst im Zusammenhang 
mit den steigenden Belastungen für 
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3. � Der Nachrang der Kinder- und 
Jugendhilfe: Prinzip und 
Realität

Das Recht der Kinder- und Jugend-
hilfe regelt ein breites Aufgabenspekt-
rum und bildet damit auch eine Viel-
zahl von Schnittstellen zu anderen 
Sozialleistungen, wie der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende (SGB II), der 
Arbeitsförderung (SGB III), der Sozial-
hilfe (SGB XII) sowie der in das SGB IX 
ausgelagerten Eingliederungshilfe 
und zu den Schulgesetzen der Länder.

Soweit Leistungen aus den verschie-
denen Leistungsgesetzen (teil-)kon-
gruent sind, regeln Kollisionsnormen 
das Verhältnis zueinander. So kann 
sich die Kinder- und Jugendhilfe als 
Sachgebiet der öffentlichen Fürsorge 
auf den Grundsatz des Nachrangs 
stützen (§ 10 SGB VIII). Wie die Praxis 
zeigt, muss die Kinder- und Jugend-
hilfe aber doch sehr häufig als Ausfall-
bürge einspringen. Denn maßgeblich 
ist letztlich nicht der normative Vor-
rang eines anderen Leistungssystems, 
sondern die tatsächliche Verfügbar-

der Erkenntnis, dass die Prämisse des 
Art. 104a Abs. 1 GG, wonach der Voll-
zug die Kosten staatlicher Aufgaben 
verursache, heute im Grundsatz nicht 
mehr zutrifft: Hauptursache bilden 
inzwischen die gesetzlichen, detail-
lierten Aufträge an die Verwaltung 
(Kirchhof, Gutachten D, Deutscher 
Juristentag, 1996).

Bis heute hat sich die Politik aber die-
ser verfassungsrechtlichen Kompe-
tenzfrage nicht gestellt. Wie gegen-
wärtig bei der Finanzierung des 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Qualität in der Kindertagesbetreuung 
erfolgt eine Mitfinanzierung des Bun-
des durch eine Neuverteilung der 
Umsatzsteuer oder – im Hinblick auf 
investive Kosten – über Finanzhilfen 
nach Maßgabe von Art. 104b GG. 
Mehreinnahmen der Länder aufgrund 
einer Umverteilung der Umsatzsteuer 
zwischen Bund und Ländern sind 
aber nicht zweckgebunden, sodass 
damit keine gezielte Steuerung der 
finanziellen Mittel für den Einsatz im 
Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
verbunden ist.
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die Kommunen aufgrund der erhöh-
ten Zahl von Flüchtlingen, sondern 
schon seit Beginn der Aktivitäten des 
Bundes im Bereich der Kindertages-
betreuung werden die Forderungen 
nach einer stärkeren finanziellen Be-
teiligung des Bundes immer lauter – 
und sie erscheinen zunächst auch 
ganz plausibel. Dabei wird aber nicht 
offen diskutiert, welche Vorgaben das 
Grundgesetz für die Aufgabenvertei-
lung zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen vorsieht.

Nach der Grundsatzentscheidung in 
Art. 104a GG knüpft die Finanzie-
rungslast nicht an die Gesetzge-
bungskompetenz, sondern an die 
Vollzugskompetenz an, verpflichtet 
also die Ebene, die das Gesetz auszu-
führen hat zur Finanzierung – nicht 
diejenige, die das Gesetz erlässt (sog. 
Vollzugskausalität im Gegensatz zur 
Gesetzgebungskausalität). Schon im 
Jahre 1996 hat sich der Deutsche 
Juristentag mit diesem Thema 
befasst. In seinem Gutachten hatte 
Ferdinand Kirchhof (1996) für die 
Gesetzgebungskausalität plädiert – in 

(Foto: © Fotolia)
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keit einer gesetzlich vorgesehenen 
Leistung. Wie sich diese Ausfallbürg-
schaft konkret auswirkt, hängt des-
halb in erster Linie von der „perfor-
mance“ der vorrangig verpflichteten 
Systeme ab. Dieses Dilemma wird 
gegenwärtig in besonderer Weise an 
den Schnittstellen zwischen Jugend-
sozialarbeit und den Leistungen für 
junge Menschen nach dem SGB II /
SGB III sowie zwischen der Eingliede-
rungshilfe und den Aufgaben der 
Schule (Stichwort Schulbegleiter/Inte-
grationshelfer) deutlich (Kunkel u. a./
Kepert 2018, § 10 SGB VIII Rn. 35). Aber 
auch bei der Bewältigung der Quer-
schnittsaufgabe „Kinderschutz“ stellt 
sich die Frage, welche Anforderungen 
und Erwartungen hier zu Recht an die 
Kinder- und Jugendhilfe und ihr fach-
liches Potenzial gestellt werden (kön-
nen) und welche andererseits vom 
Gesundheitssystem zu bewältigen 
sind. Instrumente, wie die durch das 
Bundeskinderschutzgesetz installier-
ten Netzwerke Kinderschutz (§ 3 KKG), 
können nur dann ihr Potenzial aus-
schöpfen, wenn alle Systeme ihre Mit-
verantwortung für die Erfüllung der 
Querschnittsaufgabe akzeptieren und 
ihre Aufgaben auch klar gesetzlich 
geregelt sind. Der abstrakte Status der 
Nachrangigkeit kann also sehr schnell 
in eine konkrete Dauer-Ausfallbürg-
schaft umschlagen. Bisweilen gewinnt 
man den Eindruck, dass das Wissen 
um die Existenz des Ausfallbürgen 
vorrangig zuständige Systeme davon 
abhält, ihrer primären Leistungsver-
antwortung gerecht zu werden. Zwar 
versucht der Gesetzgeber inzwischen, 
durch detaillierte Vorschriften über 
Vorleistungspflichten oder Vergleich-
barem – ganz aktuell zum „leistenden 
Rehabilitationsträger“ im SGB IX – zu 
erreichen, dass Streitigkeiten zwischen 
Sozialleistungsträgern nicht zulasten 
der leistungsberechtigten Person 
gehen, sondern nachträglich zwi-
schen den Systemen zu lösen sind. In 
der Praxis setzen aber die fachlichen 
Kompetenzen der verschiedenen 

Systeme und die jeweiligen Systemlo-
giken auch hier Grenzen.

4.  Wer steuert die Jugendhilfe?

In der Kinder- und Jugendhilfe haben 
wir es mit einer Vielzahl von Akteuren 
zu tun. Die Antwort auf die Frage, 
„wer hier die Fäden in der Hand hat“, 
hängt von der Perspektive bzw. dem 
Status des jeweiligen Akteurs ab und 
fällt deshalb ganz unterschiedlich aus.

Der Status der leistungsberechtigten 
Person als Inhaber von Rechtsan
sprüchen
Der Experte im Sozialrecht wird auf 
die gesetzlichen Vorgaben, nament-
lich den Status von Kindern und 
Jugendlichen sowie ihrer Eltern als 
Träger subjektiver Rechte verweisen 
und auf ihre starke Stellung bei der 
Inanspruchnahme und Durchsetzung 
gesetzlich formulierter Leistungen 
hinweisen. Die Etablierung und der 
sukzessive Ausbau von Rechtsan
sprüchen im Kinder- und Jugendhilfe-
recht wird denn auch als Erfolgsge-
schichte gefeiert, wenn es etwa  
– wie bereits eingangs erwähnt – im 
14. Kinder- und Jugendbericht heißt: 
„Spätestens seit Beginn des 21. Jahr-
hunderts ist das SGB VIII als ein 
modernes, präventiv ausgerichtetes 
Leistungsgesetz in der Fachöffentlich-
keit breit akzeptiert. Das SGB VIII hat 
sich nachhaltig bewährt und – nicht 
zuletzt aufgrund der Statuierung von 
Rechtsansprüchen – im Unterschied 
zum JWG den Stand eines modernen 
Sozialleistungsgesetzes erreicht.“ 
(BT-Drucks. 17/12200, S. 261). 

In der Tat verdeutlicht die Etablierung 
von Rechtsansprüchen die Subjekt-
stellung der leistungsberechtigten 
Person und soll sie vor Formen der 
Budgetierung oder der Abhängigkeit 
von Entscheidungen zur Bedarfspla-
nung schützen. Vor allem aber stellt 
sie die Grundlage für eine gerichtliche 
Kontrolle behördlichen Verhaltens 

und die gerichtliche Durchsetzung 
der gesetzlich verbrieften Rechte dar. 
Soweit die Theorie. Die Zahl verwal-
tungsgerichtlicher Klageverfahren im 
Zusammenhang mit der (Nicht-) Erfül-
lung von Rechtsansprüchen im SGB 
VIII ist indes bescheiden und konzent-
riert sich auf Verfahren im Zusam-
menhang mit der Verschaffung eines 
Kitaplatzes oder einer Eingliederungs-
hilfe für Kinder und Jugendliche mit 
seelischer Behinderung.

Das Wunsch- und Wahlrecht der 
leistungsberechtigten Person
Hinzu kommt, dass das Kinder- und 
Jugendhilferecht von der Gewährleis-
tung einer pluralen Angebotsstruktur 
ausgeht und die Auswahl des Leis-
tungserbringers (zeitlich nach der 
Entscheidung des Leistungsträgers 
über die geeignete und notwendige 
Hilfe) auf der Grundlage des gesetz-
lich garantierten Wunsch- und Wahl-
rechts durch den Leistungsberechtig-
ten zu erfolgen hat. Das Jugendamt 
als Leistungsträger wird sogar ver-
pflichtet, die leistungsberechtigte 
Person auf dieses Recht hinzuweisen 
(§ 5 SGB VIII). Dabei dürfen weder 
Haushaltsaspekte noch Planungs- 
und Steuerungsentscheidungen des 
Leistungsträgers das Wunsch- und 
Wahlrecht einengen.

Diesen gesetzlichen Vorgaben wird 
aber in der Praxis häufig nicht ent-
sprochen. Leistungsberechtigte 
Personen werden über ihre Rechte 
nicht informiert, Jugendämter „bele-
gen“ bestimmte Einrichtungen oder 
höhlen das Wunsch- und Wahlrecht 
durch Steuerungsmodelle der Sozial-
raumbudgetierung aus.

Die Lebenslage der anspruchs
berechtigten Personen
Der rechtlichen Position, die in vielen 
Leistungsbereichen der Kinder- und 
Jugendhilfe dadurch geprägt ist, dass 
der Gesetzgeber Eltern (etwa bei den 
Hilfen zur Erziehung) bzw. Kindern 

Autor:  Reinhard Wiesner

Sc
hw

er
pu

nk
t



Blickpunkt Jugendhilfe    Heft 3+4    202110

(im Bereich der Tagesbetreuung oder 
Eingliederungshilfe) ein subjektives 
Recht, also einen (einklagbaren) 
Rechtsanspruch zuerkannt hat, steht 
die faktische Position gegenüber, die 
aus verschiedenen strukturellen 
Gründen schwach ist. Den Hinter-
grund für die Inanspruchnahme von 
Erziehungshilfen bilden spezifische 
Lebenslagen. So liegt die Hilfewahr-
scheinlichkeit für Kinder, die an der 
Armutsgrenze aufwachsen, etwa bei 
stationären Hilfen in Vollzeitpflege 
und Heimerziehung fast um das 
Zwanzigfache über der von Kindern, 
die insoweit unbelastet sind. Ähnlich 
hoch liegt die Hilfewahrscheinlichkeit 
von Kindern bei Alleinerziehenden 
gegenüber der von Kindern, die bei 
ihren beiden leiblichen Eltern leben. 
Ein sehr großer Teil der Leistungsbe-
rechtigten ist daher in besonderer 
Weise persönlich belastet oder 
gehört bildungsfernen Schichten an.

Hinzu kommt der nicht immer und 
für allen Beteiligten transparente, 
strukturell ambivalente Auftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe, nämlich 
einerseits die Eltern bei der Erziehung 
zu unterstützen und andererseits das 
Kind – notfalls auch vor seinen Eltern 
– zu schützen. Vor allem die medien-
gesteuerte Debatte um den Kinder-
schutz hat den Vorurteilen gegen-
über der Arbeitsweise des Jugend-
amts und seinen Befugnissen neue 
Nahrung gegeben. Potenziell leis-
tungsberechtigte Eltern werden 
abgeschreckt, Hilfen in Anspruch zu 
nehmen, weil sie befürchten, dass die 
Inanspruchnahme gesetzlich garan-
tierter Leistungsrechte zu ihrer Ent-
rechtung, also zur Wegnahme ihres 
Kindes, führt. Kein anderes Leistungs-
system birgt vergleichbare Ambiva-
lenzen. Hinzukommt die dramatische 
Personalsituation in vielen Jugendäm-
tern, der mit der Einführung eines 
Personalbemessungssystems im Rah-
men des KJSG Abhilfe geschaffen 
werden soll (§ 79 Abs.3).

Auch wenn in aller Regel die aktive 
Nachfrage nach Hilfen seitens der 
Eltern gerade deren Fähigkeit und 
Bereitschaft signalisiert, bei der 
Abwendung einer drohenden Gefähr-
dung des Kindeswohls Verantwor-
tung zu übernehmen, und eine Weg-
nahme des Kindes deshalb in diesem 
Fall gerade nicht indiziert ist, so ist das 
Verhältnis zwischen den Fachkräften 
der Kinder- und Jugendhilfe und 
ihren Klient*innen durch eine struktu-
relle Machtasymmetrie gekennzeich-
net (Urban-Stahl, 2012). Es bleibt abzu-
warten, ob sich diese Schräglage 
durch die Einführung von Ombuds-
stellen, wie sie mit dem KJSG in § 9a 
SGB VIII vorgesehen ist, ändert.

Die Rolle der freien Träger als 
Leistungserbringer
Die Zusammenarbeit zwischen der 
öffentlichen und der freien Jugend-
hilfe gehört zu den Strukturprinzipien 
der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland und ist eine der tragen-
den Säulen des deutschen Kinder- 
und Jugendhilferechts. In keinem 
anderen Rechtsgebiet – namentlich 
im Bereich der öffentlichen Fürsorge 
– werden die Begriffe „öffentlicher“ 
und „freier Träger“ verwendet. Auf 
vielen Briefköpfen von Verbänden fin-
det sich bis heute die Bezeichnung: 
anerkannter Träger der freien Jugend-
hilfe als Qualitätsmerkmal.
In den Jahren seit der Verabschie-
dung des KJHG haben aber verschie-
dene Faktoren Einfluss auf die Ausge-
staltung des Verhältnisses zwischen 
öffentlicher und freier Jugendhilfe 
genommen. Genannt seien hier:

•	� Verrechtlichung durch den 
Ausbau des sozialrechtlichen 
Dreiecksverhältnisses;

•	� Tendenzen zur Auslagerung der 
Steuerungsverantwortung durch 
Formen des „Outsourcing“;

•	� Entwicklung eines „Markts der 
Kinder- und Jugendhilfe“.

Radikal geändert hat sich mit dieser 
Entwicklung „vom Korporatismus 
zum Markt“ (FK-SGB VIII / Münder § 4  
Rn. 8) auch der Blick auf die freien 
Träger: Sie werden nicht mehr als 
humanitäre Organisationen, sondern 
als Wirtschaftsunternehmen betrach-
tet, die Gewinne erzielen dürfen, 
gleichzeitig aber auch das Risiko man-
gelnder Auslastung tragen. Die meis-
ten von ihnen verstehen sich zwar 
weiterhin als Vertreter der Interessen 
der von ihnen betreuten hilfebedürf-
tigen Personen. Sie müssen aber 
gleichzeitig ihre Interessen als Arbeit-
geber in der Konkurrenz mit anderen 
Leistungsanbietern im Blick haben.

Da personenbezogene soziale Dienst-
leistungen auf eine längerfristig ange-
legte Interaktion zwischen Personen 
angelegt sind, liegt ein wesentliches 
Element für ihren Erfolg in der Quali-
tät und Kontinuität dieser Interaktion. 
Noch immer werden – aus unter-
schiedlichen Gründen – viele Leistun-
gen (zur Unzeit) abgebrochen. Freie 
Träger haben zudem auch das Recht, 
von sich aus den Hilfeprozess zu 
beenden oder abzubrechen, wenn 
sie zum Ergebnis kommen, ihre Mög-
lichkeiten seien erschöpft. Der Maß-
stab, den freie Träger hier an ihr fach-
liches Potenzial und dessen Grenzen 
anlegen, ist offensichtlich sehr unter-
schiedlich und mag auch durch fiska-
lische Erwägungen (positiv oder 
negativ) beeinflusst sein. Jedenfalls 
haben „Verlegen und Abschieben“ 
eine lange Tradition und viele junge 
Menschen, die in einer geschlossenen 
Unterbringung landen, haben eine 
solche Jugendhilfekarriere hinter sich.

Dies bedeutet, dass die Kriterien für 
die Zulassung freier Träger zum 
„Markt der Anbieter“ aber auch die 
Anforderungen an Einrichtungen für 
die Bewältigung von Problemen 
„schwieriger junger Menschen“ deut-
lich verschärft werden müssen, wozu 
auch eine qualifizierte Fallsteuerung 
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durch das zuständige Jugendamt 
gehört. „Abschieben und Verlegen“ 
wird damit nicht grundsätzlich ausge-
schlossen werden können, muss aber 
deutlich reduziert werden. Damit sind 
erhöhte Anforderungen an das fach
liche Potenzial in den Einrichtungen 
verbunden, was auch bei der Finan-
zierung berücksichtigt werden muss.

Gegebenenfalls bedarf es neuer For-
men von Mischfinanzierung, bei 
denen die Vorteile einer fallunabhän-
gigen Finanzierung mit den Vorteilen 
einer fallspezifischen Finanzierung 
verbunden werden. Gleichzeitig muss 
bei der Bereitstellung finanzieller Mit-
tel viel stärker ins Bewusstsein gelan-
gen, dass es sich dabei nicht um kurz-
fristige Ausgaben bezogen auf das 
jeweilige Haushaltsjahr, sondern um 
langfristige Investitionen in die 
Zukunft junger Menschen handelt.

5. � Der Status der privatgewerb­
lichen Träger

Privatgewerblichen Träger sind in 
vielerlei Hinsicht noch immer freie 
Träger „zweiter Klasse“. 

Im Unterschied zur Sozialhilfe kennt 
die (Kinder- und) Jugendhilfe seit der 
Novelle zum Reichs Jugendwohl-
fahrtsgesetz im Jahre 1961 nicht nur 
den Begriff „Träger der freien Jugend-
hilfe“, sondern darüber hinaus auch 
das Rechtsinstitut der „Anerkennung 
als Träger der freien Jugendhilfe“. Die-
ses Merkmal war im Jahre 1961 erst in 
der Zweiten Lesung des Änderungs-
gesetzes zum JWG im Bundestag als 
weiteres Förderungskriterium einge-
führt worden und sollte als Filter bei 
der Finanzierung kritischer Jugend-
verbände dienen (Wiesner in Wiesner 
SGB VIII § 75 Rn. 4).

Die Anerkennung verleiht den freige-
meinnützigen Trägern einen bevor-
zugten Status im Rahmen der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit mit 

dem Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe. Sie öffnet den Zugang zum 
Jugendhilfeausschuss (§ 71 Abs. 1 
Satz 2 SGB VIII), zu einer auf Dauer 
angelegten Förderung (§ 74 Abs. 1 
Satz 2 SGB VIII), zur Beteiligung an 
anderen Aufgaben (§ 76 SGB VIII) und 
zur Beteiligung an der Jugendhilfe-
planung (§ 80 Abs. 4 SGB VIII). 

Das OVG Münster sieht den Grund für 
die gesetzliche Anforderung der 
Gemeinwohlorientierung und den 
damit einhergehenden Ausschluss 
privatgewerblicher Träger „in der 
besonderen Bedeutung der Aufga-
ben und Ziele des Gesetzes“. „Sie ent-
spricht“ so das OVG „darüber hinaus 
der Gesetzessystematik und dem Wil-
len des Gesetzgebers“ (OVG Münster 
vom 1. Dezember 2014 --12 A 2523/13 
Rn. 188). Dieses Argument mag für 
die Vorgaben der Subventionsfinan-
zierung (§ 74 SGB VIII) tragfähig sein, 
obwohl die Ungleichbehandlung bei 
der Subventionsfinanzierung schon 
aus europarechtlichen Gründen kri-
tisch betrachtet wird. Für die übrigen 
mit der Anerkennung verbundenen 
Vorteile ist die Argumentation des 
OVG Münster nicht nachvollziehbar. 
Wenn das Gericht die Aufgabe und 
das Ziel sowie die Systematik des SGB 
VIII als Prüfungsmaßstab ins Feld 
führt, so verkennt es, dass bereits das 
Jugendwohlfahrtsgesetz privat-
gewerbliche Träger in das Spektrum 
der Leistungserbringer einbezogen 
hat, die Bundesregierung bei der Ver-
abschiedung des KJHG eine Gleich-
stellung privat-gewerblicher und 
gemeinnütziger Träger angestrebt 
hat und in den nachfolgenden Jahr-
zehnten der Wandel von der Werteo-
rientierung zum Dienstleistungsun-
ternehmen das Verhältnis zwischen 
öffentlichen und freien Trägern 
geprägt und verändert hat (Mander-
scheid in Olk / Rauschenbach / Sachse 
S. 228; / FK-SGB VIII / Münder § 4 Rn. 9). 

Eine Legitimation für eine Ungleich-
behandlung frei-gemeinnütziger und 
privat-gewerblicher Träger lässt sich 
aus der besonderen Bedeutung der 
Aufgaben und Ziele des Gesetzes 
nicht mehr herleiten.

Fazit

Die Entwicklung des Kinder- und 
Jugendhilferechts wird also aus ver-
schiedenen Quellen gespeist, die auf 
unterschiedliche Interessen gerichtet 
sind. Bislang ist es im Großen und 
Ganzen gelungen, eine Wechsel
wirkung zwischen rechtlichen Grund
lagen und fachlicher Praxis zu ent
wickeln. Das Recht erhebt den 
Anspruch, sich am Bedarf der jungen 
Menschen und ihrer Familien zu ori-
entieren, kann diesen Anspruch in der 
Praxis aber – aus den vielen genann-
ten Gründen – nicht immer einlösen. 
Umso wichtiger erscheint es aber, 
dass bei allen Überlegungen um die 
Weiterentwicklung des Kinder- und 
Jugendhilferechts die in § 1 SGB VIII 
formulierten Ziele und deren Errei-
chung im Blick bleiben. Die Antwort 
auf die Ausgabenentwicklung kann 
nicht eine Reduktionsgesetzgebung 
sein, die die Bedarfe junger Men-
schen und ihrer Familien zur Disposi-
tion stellt. Vor allem aber ist der Blick 
auf die gesellschaftlichen Verände-
rungen zu richten, denen der Staat 
auf der strukturellen Ebene begeg-
nen muss und nicht erst bei den 
negativen Folgen für die Entwicklung 
einzelner Kinder und Jugendlicher. 
Bei allen Ankündigungen von Seiten 
der Politik zur Weiterentwicklung 
oder Modernisierung der Kinder und 
Jugendhilfe gilt es also, wachsam zu 
sein und genau darauf zu achten, 
welche Motive und Interessen hinter 
den jeweiligen Aktionen stehen. 
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anderen Berufsfeldern scheuen muss. 
Das empirische Wissen um das Leis-
tungsspektrum der Jugendhilfe ist im 
Umfang gewaltig und in der Qualität 
so beachtlich, dass wir im Rahmen 
unserer Möglichkeiten nahe an dem 
wären, was eine offensive Jugendhilfe 
leisten kann. 

Wesentliche Veränderungen in den 
gesellschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen und Lebensla-
gen sind Gegenstand der verschiede-
nen Jugendberichte und bieten un-
verzichtbare Grundlagen, auf denen 
eine Bestandsaufnahme und eine 
Perspektive für gesetzliche und unter-
gesetzliche Änderungsbedarfe auf-
bauen können und müssen. 

Mindestens genauso beachtlich ist 
der Ausbau von Leistungen und der 
ständige Anstieg von Haushaltsmit-
teln, die von Bund, Ländern und 
Kommunen aufgebracht werden. 
Und wenn wir an die 90er Jahre 
zurückdenken und an den ideologi-
schen Krieg um die Kindertagesbe-
treuung, dann ist festzustellen, dass 
nicht nur der Platz-Ausbau insbeson-
dere auch im Krippenbereich und der 
Rechtsanspruch auf völlig veränder-
ten politischen Rahmenbedingungen 
aufbauen können, sondern dass sich 
auch die gesellschaftliche Akzeptanz 
und Wertschätzung erheblich verän-
dert hat. Das ist gut für die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie insbeson-
dere für die Frauen, die die Leidtra-
genden einer männlich definierten 
Familienpolitik waren, und auch gut 

Mein Werte-Rahmen orientiert am 
Anspruch von Janusz Korczak: 

  �  „Jedes Kind hat das Recht auf 
den heutigen Tag.“

Zugleich orientierte ich mich bei der 
nachfolgenden Einordnung und 
Bewertung an dem Anspruch, dass 
eine gute Kinder- und Jugendhilfe 
daran zu erkennen ist, dass sie Men-
schen in Ihrem Umfeld ermutigt und 
stärkt und ihnen freie Zugänge und 
weitreichende Beteiligung ermöglicht.

1. � Was gelungen ist – Der 
Ausbau der Leistungen 
und Angebote / der 
Rechtsanspruch auf 
Kindertagesbetreuung

 
Mit der Inkraftsetzung des KJHG 1990 
waren zahlreiche Erwartungen ver-
bunden. Hervorzuheben sind dabei 
sowohl fachliche und gesellschafts-
politische Zielvorstellungen einer 
offensiven stärkenden Kinder- und 
Jugendhilfe als auch die Erwartung 
eines erheblichen Ausbaus der Ange-
bote und der zur Verfügung gestell-
ten Ressourcen. Die Entwicklung der 
Jugendhilfe seitdem ist in vielerlei 
Hinsicht eine Erfolgsgeschichte von 
beachtlichem Ausmaß. Die Etablie-
rung einer ausgeprägten Fachlichkeit 
und Professionalität ist sowohl in 
Lehre und Forschung als auch bei der 
Konzeptentwicklung und Evaluation 
in der Praxis von einem hohen Stan-
dard, der keinen Vergleich mit 

Vorbemerkung 

Da die Kinder- und Jugendhilfe für 
mich immer mehr war und ist als nur 
ein Arbeitsfeld, in dem ich ab mei-
nem 15. Lebensjahr bis heute einen 
wesentlichen Teil meines Lebens ver-
bracht habe, ist mein Rückblick auf 
die letzten zwei Jahrzehnte ein sehr 
persönlicher und zugleich ein ständi-
ger Perspektivenwechsel zwischen 
Nähe und Distanz. Dabei mischen 
sich Erfahrungen und Einschätzun-
gen aus hauptberuflicher Tätigkeit in 
der staatlichen Administration und 
bei freien Trägern mit den prakti-
schen Erfahrungen aus der offenen 
Jugendarbeit und Sozialarbeit und 
den Erfahrungen als Pflege- und 
Adoptivvater. 

 Entwicklungen  
in der Kinder- und Jugendhilfe  
seit der Jahrtausendwende
– Zwischen Reformen, Rückschritten und Symbolpolitik – 
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für die Kinder, aber nur und so lange 
die Qualität der Einrichtungen den 
kindlichen Bedürfnissen gerecht wird.

Ein weiteres Positivum ist die Erkennt-
nis um die Bedeutung der Frühen 
Hilfen und ihr Ausbau im Kontext 
eines auf Förderung ausgerichteten 
Kinderschutzes. Die Kinder- und 
Jugendhilfe ist heute eines der gro-
ßen gesellschaftlich bedeutsamen 
Arbeitsfelder unserer Gesellschaft 
und Volkswirtschaft. 

Doch zu jeder Erfolgsgeschichte ge-
hört auch ihre Schattenseite, die nicht 
ausgeblendet werden darf. Deshalb 
möchte ich den Blick auf die Aspekte 
des Geistes des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes und auf damit in Zu-
sammenhang stehende Entwicklun-
gen lenken, die nicht erfüllt wurden. 
Das sind die mit der Verabschiedung 
des Gesetzes formulierten Leitziele, 
Benachteiligungen für junge Men-
schen und ihre Familien zu vermei-
den und abzubauen und dazu beizu-
tragen, positive Lebensbedingungen 
für junge Menschen und ihre Familien 
sowie eine Kinder- und familien-
freundliche Umwelt zu schaffen.

Seit der medial und politisch domi-
nierenden Fokussierung auf den Kin-
derschutz ab 2005 ist allerdings eine 
fatale Fehlentwicklung eingetreten, 
die die Kinder- und Jugendhilfe inhu-
maner und teurer gemacht hat. Diese 
Fokussierung hat die im Kinder- und 
Jugendhilfegesetz angelegte refor-
merische Grundorientierung einer 
Hilfe zur Selbsthilfe und der Stärkung 
von Eltern und Kindern in eine kont-
rollierende und intervenierende Rich-
tung verändert. Die Ursachen dieser 
Entwicklung liegen nicht in den neu 
geschaffenen gesetzlichen Grundla-
gen wie etwa dem Bundeskinder-
schutzgesetz, sondern in der politi-
schen und administrativen Angst vor 
Fehlern und dem Ausbau technokra-
tischer Steuerungsinstrumente. 

2.  Was nicht gelungen ist

2.1. � Die Einheit der Jugendhilfe – 
mehr Wunsch als Wirklichkeit

So hat sich der Anspruch der Einheit 
der Jugendhilfe nicht erfüllt, denn die 
Entwicklung der verschiedenen 
Arbeits- und Leistungsbereiche der 
Jugendhilfe hat Gewinner und Verlie-
rer und ganzheitliche Leistungen aus 
einer Hand, die verbunden sind mit 
anderen für Familien und junge Men-
schen bedeutsamen Leistungen und 
Politikfeldern wie etwa in Kinder- und 
Familienzentren sind die Ausnahme 
und nicht die Regel. 

Das bezieht sich sowohl auf das Ver-
hältnis der verschiedenen Leistungs-
bereiche der Jugendhilfe zueinander 
als auch auf die Schnittstellen zur Ge-
sundheitspolitik, zum Bildungswesen 
und zur Arbeitswelt. Gewinner bezo-
gen auf die Beschäftigten und die 
Haushaltsmittel sind die Kinder
tagesbetreuung und die Hilfen zur 
Erziehung. Eindeutige Verlierer sind 
die gesamten offenen Angebote der 
Familienförderung und insbesondere 
die offene Kinder- und Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit. So weist der 
2017 erschienene 15. Kinder- und Ju-
gendbericht aus, dass die Zahl der 
Einrichtungen der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit von 2006 mit 
17.966 bis 2015 mit 14.726 um 3240 
zurückgegangen ist. 

Der im SGB VIII im Paragraphen 79 
vorgegebene Auftrag an den Öffent
lichen Träger der Jugendhilfe, von 
den für die Jugendhilfe insgesamt 
bereitgestellten Mitteln einen ange-
messenen Anteil für die Jugendarbeit 
zur Verfügung zu stellen, ist in den 
letzten zwei Jahrzehnten kommuna-
ler Haushaltspolitik ins Gegenteil ver-
kehrt worden. Der Anteil für die 
Jugendarbeit ist immer geringer 
geworden.

2.2. � Der Einmischungsauftrag ist 
versandet – andere Politik­
felder und Professionen 
mischen uns auf

Auch der Einmischungsauftrag ist 
versandet, denn der Grad der Ein
mischung anderer Politikfelder in die 
Jugendhilfe ist größer als der Einfluss 
der Jugendhilfe auf die Herstellung 
positiver Lebensbedingungen in 
anderen Politikfeldern. 

So hat sich das öffentliche Gesund-
heitswesen aus der Gestaltungs- und 
Finanzierungsverantwortung Früher 
Hilfen und einer präventiven Gesund-
heitsfürsorge fast gänzlich verab-
schiedet. Das Förderprogramm des 
Bundes Frühe Hilfen und dessen 
finanzielle Absicherung war zwar ein 
wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung; aber selbst die Kraft aller Fach-
leute und der Jugend- und Gesund-
heitsressorts aller Länder war nicht 
stark genug, die Beton-Haltung des 
Bundesgesundheitsministeriums zu 
knacken. So haben wir die beschä-
mende Situation, dass eine notwen-
dige Öffnung des Leistungskatalogs 
im SGB V trotz guter Vorschläge nicht 
erfolgte und die Krankenkassen auch 
zukünftig weiter viel Geld ausgeben 
dürfen, um Kinder mit psychologi-
schen Versagensdiagnosen zu klassifi-
zieren und mit Ritalin ruhig zu stellen, 
anstatt sich an den Kosten für Famili-
enhebammen und Therapien von 
Bindungsstörungen zu beteiligen. 

Gleichzeitig müssen wir in den Studi-
en zur Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen zur Kenntnis nehmen, 
dass die Kinder aus armen Familien 
häufiger erkranken und ihr Einstieg 
ins Erwachsenenleben dadurch er-
heblich belastet ist.

Ein weiters Beispiel ist die sogenannte 
Instrumentenreform im SGB II und 
SGB III, die ebenfalls gegen den Wi-
derstand aller Fachleute durchgesetzt 
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wurde und deutliche Verschlechte-
rungen in der Förderung von jungen 
Menschen insbesondere in der Ju-
gendsozialarbeit nach sich gezogen 
hat und die soziale Spaltung im Über-
gangssystem zwischen Schule und 
Arbeit und Ausbildung noch vertieft 
hat. Auch für die vielen Kinder und 
Jugendlichen, die durch das Netz der 
Kinder- und Jugendhilfe gefallen sind, 
die Straßenkinder und Care-Leaver, 
gibt es kaum Hilfsangebote.

Der Einfluss der Jugendhilfe auf das 
Schulwesen bleibt weit hinter den 
Notwendigkeiten zurück. Zwar gibt es 
überall gute Beispiele der Kooperati-
on zwischen Jugendhilfe und Schule 
aber strukturell gibt es nur beschei
dene Fortschritte und auch etliche 
Rückschritte. Nach wie vor haben wir 
im internationalen Vergleich eine 
nicht zu verantwortende Anzahl von 
Schülerinnen und Schülern, die auf-
grund ihres schulisch festgestellten 
sonderpädagogischen Förderbedarfs 
in Sonderschulen sind, und zu viele 
Schülerinnen und Schüler, die ohne 
Schulabschluss ihre Schule verlassen 
müssen. Schulverweise, Bußgelder für 
sogenannte Schulverweigerer und 
Klassenwiederholungen sind vielfach 
noch immer Praxis und der Schuler-
folg hängt nach wie vor viel zu sehr 
von der Unterstützung und dem 
Bildungshintergrund der Eltern ab. 
Der Einmischungsauftrag zum Aus-
gleich sozialer Benachteiligung ist am 
Schulwesen trotz des Ausbaus der 
Ganztagsschulen weitgehend zer-
schellt, denn Ganztagsschulen wer-
den aus Kostengründen meist in offe-
ner Form angeboten und am Nach-
mittag dürfen Träger der Jugendhilfe, 
Sportverbände und Musikschulen 
meist unterfinanzierte Angebote 
machen und eine fragmentarische 
Schulkinderbetreuung übernehmen, 
die die gesetzlichen Qualitätsanforde-
rungen nicht standhält. 

2.3. � Kinderrechte – nur wenig 
Fortschritte bei der Umset­
zung der UN-Kinderrechts­
konvention (UN-KRK)

Die Berücksichtigung von Kinderrech-
ten zeigt nach der Erhebung des 
Deutschen Kinderhilfswerks (DKHW 
2018) zur Umsetzung der UN-KRK nur 
bescheidene und damit unzureichen-
de Fortschritte und der Ausgleich 
sozialer Benachteiligung ist auch im 
internationalen Vergleich nicht gelun-
gen. Besonders prekär ist die Situati-
on von Kindern und Jugendlichen, 
die als Flüchtlinge mit oder ohne 
Familie zu uns gekommen sind oder 
z. T. ohne gesicherten Aufenthaltstaus 
bei uns leben. Keines der Rechte der 
UN-KRK hat für sie volle Gültigkeit. Die 
größte Veränderung gegenüber der 
Situation bei der Verabschiedung des 
KJHG liegt aber in der hohen Armuts-
gefährdung von Familien und deren 
Auswirkung auf Kinder und Jugend
liche. In der Kinder- und Jugendhilfe 
hat diese Entwicklung dazu geführt, 
dass Armut und der Alleinerziehen-
den-Status die zentralen Auslöser für 
Hilfen zur Erziehung geworden sind, 
die sich dadurch parallel zur Armuts
entwicklung fast verdreifacht haben, 
während die alltagsentlastenden 
Angebote für Kinder, Jugendliche 
und Eltern abgebaut wurden. 

Die gescheiterte Aufnahme von Kin-
derrechten in Grundgesetz lässt mich 
fast verzweifeln. Denn sowohl die 
Parteien, die einen Entwurf vorgelegt 
haben, der Kinderrechte gegenüber 
der UN-Kinderrechtskonvention deut-
lich verschlechtert hätte, als auch die-
jenigen, die schon immer dagegen 
waren, haben Schuld auf sich 
geladen.

Wie fatal es sich auf Kinder auswirkt, 
wenn deren Rechte nachrangig 
berücksichtigt werden, können wir an 
den Folgen der noch nicht überwun-
denen Pandemie-Politik erkennen. 

Kinder wurden in ihren elementaren 
Grundbedürfnissen so eingeschränkt, 
dass für viele irreparable Schäden 
entstanden sind und, dass den Kin-
dern nicht nur das „Recht auf den 
heutigen Tag “ genommen, sondern 
auch ihr Recht auf Zukunft gefährdet 
wurde.

2.4. � Chancen und Risiken von 
Föderalismus und Kommuna­
ler Selbstverwaltung – oder 
wie der Rechtsstaat gerade 
bei Leistungen für Kinder, 
Jugendliche und Eltern 
versagt

Föderalismus und Kommunale Selbst-
verwaltung sind Prinzipien eines Ver-
fassungsverständnisses, das davon 
ausgeht, staatliche Macht nicht vor-
rangig bei einer Zentralregierung wie 
etwa in Frankreich zu bündeln, son-
dern Ländern und Kommunen für 
ihre jeweiligen Aufgabenstellungen 
eigene abschließende Handlungs-
kompetenz zu sichern. Gerade bei der 
Kinder- und Jugendhilfe ist dies 
bedeutsam: Der Bund schafft die 
wesentlichen Rechtsgrundlagen und 
soll dadurch eine gesamtstaatlich 
weitgehend in der Substanz ver-
gleichbare Kinder -und Jugendhilfe 
sicherstellen. Länder und Kommunen 
sollen dieses Leistungsspektrum viel-
fältig und bunt gestalten aber im 
Kern alle vorgesehenen Leistungen 
und Hilfen bedarfsgerecht gewähr-
leisten und finanzieren. Diese Grund-
annahme hat sich nicht erfüllt. Wenn 
eine Familie auf Leistungen und Hil-
fen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland angewiesen ist, kann sie 
Glück oder auch Pech haben, je nach-
dem wo sie wohnt. 

Besonders augenfällig ist der Unter-
schied in der Kindertagesbetreuung 
bei der Frage, ob, wann, wo, in 
welcher Qualität und zu welchem 
Preis ein Platz zur Verfügung steht. 
Wer Pech hat, muss lange warten, 
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weite Wege in Kauf nehmen und sehr 
hohe Elternbeiträge zahlen. Wer eine 
qualitativ gute Krippenbetreuung 
sucht, muss z. T. inakzeptable Betreu-
ungsstandards hinnehmen, bei 
denen sich der Bildungsauftrag als 
reine Kinderaufbewahrung heraus-
stellt. Das neue Gute-Kita-Gesetz ist 
finanziell so unzureichend hinterlegt, 
mit der Folge, dass die Umsetzung 
vorhandener Rechtsansprüche nicht 
gewährleistet ist.

Noch uneinheitlicher ist die Lage in 
den anderen Leistungsbereichen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Das gilt 
insbesondere für Angebote der 
Familienförderung, Offenen Kinder- 
und Jugendarbeit und Jugendsozial-
arbeit, aber auch für die Hilfen zur 
Erziehung.

Sorgen müssen wir uns auch um die 
organisatorische, personelle und fach-
liche Entwicklung der 563 Jugendäm-
ter in Deutschland machen. Allein 
schon diese Anzahl muss zu Sorgen 
Anlass geben, da vor diesem Hinter-
grund bestimmte Mindeststandards 
in kleineren Jugendämtern gar nicht 
zu realisieren sind. Dass Flächenländer 
wie z. B. Nordrhein-Westfalen Mini-
Jugendämter in Ihrem Ausführungs-
gesetz zugelassen haben, schadet 
Kindern und Jugendlichen. Das von 
vielen Forschern festgestellte zentrale 
Qualitätsmerkmal guter Jugendämter 
– die Organisationsaufmerksamkeit 
(Christian Schrapper u. a.) – hängt ins-
besondere mit der Qualität der Füh-
rungskultur und der Führungsper
sönlichkeiten und ausreichend qualifi-
zierten Personal zusammen. Zu oft 
wurden und werden in Deutschland 
diese Schlüsselpositionen nach kom-
munalpolitischen Proporz-Deals be-
setzt und nicht nach Qualität der Füh-
rungskräfte. Personell unterausgestat-
tete Jugendämter wurden zugelassen 
und fachlich unverantwortliche Fall-
zahlen belasten die Beschäftigten 
und die Familien. 

In der Konsequenz führt diese Ent-
wicklung dazu, dass Kinder, Jugend
liche und Eltern, die auf die Dienst
leistungsqualität ihres Jugendamtes 
angewiesen sind, in Deutschland kei-
nen einheitlichen und verlässlichen 
Rechtsvollzug erwarten können. 

2.5. � Das gestörte Verhältnis von 
Prävention und Intervention

Wenn die Liebe fehlt oder nicht stark 
genug ist, muss die Kinder- und 
Jugendhilfe eintreten – so könnte ver-
einfacht der gesellschaftliche Auftrag 
lauten, der uns alle in der Kinder- und 
Jugendhilfe verbindet. Die Unterstüt-
zung von Bindungen, die professio-
nelle Hilfe bei Bindungsstörungen 
und die Orientierung aller Hilfen und 
Angebote an den Erkenntnissen der 
Bindungsforschung insbesondere in 
den ersten Lebensjahren ist insbeson-
dere bei Inobhutnahmen und bei 
Fremdunterbringung in Pflegefamilien 
und Heimen häufig nicht gegeben. 
Wir wissen aber um die Kraft, die in 
Kindern und Jugendlichen freigesetzt 
wird, wenn Sie Anerkennung, Ermuti
gung und Lebensfreude erfahren. 
Dazu bedarf es verlässlicher Lebens
orte und zuverlässiger Bezugsperso-
nen, die Nähe zulassen, positive Ge-
fühle ermöglichen, Mut machen und 
Zeit haben. Für Kinder und Jugend
liche ist sie existenzielle Voraussetzung 
ihrer kognitiven, emotionalen und so-
zialen Entwicklung zu selbstbestimm-
ter Lebensführung. Wenn Eltern oder 
andere Bindungspersonen dies nicht 
oder nicht im ausreichenden Umfang 
geben können brauchen sie Hilfe. 
Störungen der Erziehungsfähigkeit 
von Eltern sind nur zu einem kleinen 
Teil Ausdruck mangelnden Wissens, 
sondern meist entstanden aus unzu-
reichender Unterstützung und Wert-
schätzung in ihrer eigenen Biografie. 
Diese Vorbelastung wird noch erheb-
lich verstärkt, wenn Armut herrscht 
und der Mangel an Unterstützung im 
privaten Umfeld mit einer unzurei- 

chenden sozialen Unterstützung in 
der Infrastruktur einhergeht. 

Die elementaren Erkenntnisse der 
Bindungsforschung zeigen weitere 
Handlungsbedarfe auf, denn die 
unzureichende Rechtsstellung von 
Kindern führt in Deutschland immer 
noch dazu, dass Kindern viel zu oft in 
überforderten Familien zu spät gehol-
fen wird, und dass neue Lebensorte 
für Kinder zunehmend mehr wieder 
Heimcharakter haben anstatt sie 
familienähnlich auszurichten. 

Dies ist letztlich auch einer der 
Gründe, warum eine zunehmende 
Zahl von Kindern in Obhut genom-
men werden und immer länger in 
Parksituationen verharren müssen 
und viel zu viele von ihnen dann in 
Heimen landen. 

Wir brauchen in der Jugendhilfe eine 
konsequente Ausrichtung unseres 
Denkens und Handelns aus der Sicht 
der Kinder und wo Fachkonzepte, 
Strukturen und Rechtsgrundlagen 
dem entgegenstehen müssen wir sie 
ändern. Wir wissen um die Bedeu-
tung einer Ermutigungskultur für Kin-
der und Jugendliche aber auch für 
Eltern. Nur wenn uns diese Ausrich-
tung gelingt, ist unsere Professionali-
tät von nachhaltigem Wert. Wenn die 
Jugendhilfe zum einen den exorbi-
tanten Anstieg von Diagnosen 
beklagt, die immer mehr Kindern den 
Stempel der psychischen Erkrankung 
aufdrücken und die Vergabe von 
Ritalin für immer mehr Kinder eine 
Wesensveränderung auslöst, dann 
dürfen wir nicht unkritisch ausblen-
den, dass bei einer Zahl von gut einer 
Million jungen Menschen, deren 
Eltern Hilfe zur Erziehung erhalten, in 
Hilfeplänen weitgehend ohne Beteili-
gung der Kinder und Eltern vorrangig 
nach den individuellen Ursachen 
gesucht und therapeutische individu-
elle Lösungen gefunden werden, 
obwohl längst belegt ist, dass soziale 
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Verursachungsfaktoren (Armut, Isolie-
rung, Alleinerziehenden-Status) und 
Institutionen der sozialen Kontrolle 
mit darüber  entscheiden, wer zum 
Hilfefall wird und wie die Hilfe gestal-
tet wird.  

Wenn wir wissen, wie erfolgreich 
Frühe Hilfen, Kinder- und Jugendar-
beit, Jugendsozialarbeit und sozial-
räumliche Angebote sind, die die 
Menschen stärken und ihrer Isolie-
rung und Handlungsunsicherheit 
entgegenwirken,  und dass diese 
Angebote aufgrund ihres rechtlichen 
Charakter als infrastrukturellen 
Gewährleistungsverpflichtungen in 
ihrer bedarfsgerechten und nachhal-
tigen Finanzierung gefährdet sind, 
dann dürfen wir nicht die Augen 
davor verschließen, dass die nicht nur 
Einheit der Jugendhilfe dadurch 
gefährdet wird, sondern auch ihr Cha-
rakter immer mehr zum Interventi-
onssystem verändert wird. Was wir 
brauchen ist das Zusammenwirken 
von rechtlich verbindlichen Infrastruk-
turangeboten und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und Hilfen 
zur Erziehung auf der Basis individuel-
ler Rechtsansprüche. Daran wird sich 
auch eine Reform der Kinder- und 
Jugendhilfe messen lassen müssen.

Nur eine Sozial- und Jugendhilfe
politik, die auf Seiten der Schwachen 
steht und ihre Leistungen dort in der 
Form anbietet, wo und wie sie benö-
tigt werden, eine Politik die Men-
schen stärkt und Orte schafft, wo sie 
etwas über Ihren Wert erfahren und 
nicht ihr pädagogisches Versagen 
beschreiben müssen, ist eine Politik 
der Nachhaltigkeit. Von dieser Politik 
brauchen wir mehr und nicht weni-
ger in diesem Land.

2.6. � Der Umgang mit der Macht in 
der Kinder- und Jugendhilfe 
muss Thema werden

Bei der Auseinandersetzung mit der 
Macht und ihrer Bedeutung für die 
Kinder- und Jugendhilfe gilt es die 
Ebenen genauer zu betrachten, die 
für das Verhältnis der Kinder und 
Jugendlichen zur Erwachsenengene-
ration maßgeblich sind. Da ist zu-
nächst die politische Ebene der Legis-
lative, die durch Rechtsgrundlagen 
und durch die Bereitstellung von Res-
sourcen den Leistungsumfang und 
die Regeln festlegt, nach denen Hil-
fen erbracht werden und Infrastruktur 
gestaltet wird. Zur Exekutive gehören 
nicht nur die MinisterInnen und Sena-
torInnen des Bundes und der Länder, 
sondern auch jede Fachkraft, die z. B. 
in einem Jugendamt den Schutzauf-
trag für ein Kind innehat und auch 
diejenigen, die Erziehungsmacht über 
Kinder in ambulanten Familienhilfen, 
Lebensgemeinschaften und Heimen 
direkt oder indirekt ausüben. Welche 
Folgen der unverantwortliche Ge-
brauch von Macht für Kinder und 
Jugendliche auf allen Ebenen haben 
kann, ist in Deutschland z. B. an der 
viel zu spät erfolgten Aufarbeitung 
der Geschichte der Heimerziehung 
und der sexuellen Gewalt in Einrich-
tungen und Familien sichtbar 
geworden.

Schuldig wurden alle Ebenen: Eltern, 
die ihre Kinder loswerden wollten, 

Jugendämter, die Kinder ohne fach
liche und rechtliche Grundlage in 
Heime verbracht haben, Kirchliche 
und Staatliche Einrichtungen, die Kin-
der schlagen, erniedrigen, missbrau-
chen und wirtschaftlich ausbeuten 
ließen und ihnen Bildung vorenthal-
ten haben, Beschäftigte in Einrichtun-
gen, die ihre erzieherischen, religiösen 
und sexuellen Machtgelüste auf 
Kosten der Kinder ausgelebt haben, 
Kolleginnen und Kollegen, die das 
gewusst aber geschwiegen haben, 
Heimaufsichten, die nicht aufgezeigte 
Missstände reagiert haben, Vormün-
der, die ihre Mündel verwaltet und 
nicht geschützt haben, Gerichte, die 
auf Seiten der Täter und nicht auf Sei-
ten der Opfer standen. Hinzu kam die 
Ignoranz auf allen Ebenen, sich den 
Erkenntnissen der Bindungsforschung 
zu verweigern, mit der Auswirkung, 
dass Säuglingsheime entstanden und 
Kinder ständig in Bindungssituatio-
nen bedroht wurden und werden. All 
dies ist auch heute noch nicht über-
wunden.

Der Missbrauch von Macht ist unver-
meidlich systemimmanent, gerade da, 
wo über das Schicksal von Menschen 
entschieden und in Grundrechte ein-
gegriffen wird. Die Rechtsstellung 
von Kindern ist weder vom Gesetz 
noch gar in der Praxis ausreichend 
und die gesellschaftliche Förderung 
von Kindern ist für die, die auf diese 
Förderung außerhalb ihrer Familie 
besonders angewiesen sind, weder 
individuell noch strukturell ausrei-
chend gesichert. Politische und fachli-
che Gestaltungsmacht und die stän-
dige Reflexion über den Umgang mit 
der Macht, in das Leben von Men-
schen einzugreifen, gehört deshalb 
zu den höchsten Pflichten staatlichen 
Handelns. 

Noch nie haben sich so viele Eltern 
und Fachkräfte von Jugendämtern 
mit Beschwerden über die Verletzung 
der Rechte von Eltern und Kindern 
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durch die Jugendhilfe an Politik, Ver-
waltung und Medienöffentlichkeit 
gewandt. Allein von 2018 und 2020 
gab es zu diesem Thema ausführliche 
Berichte in ARD, ZDF, FAZ, SZ, TAZ, 
Welt, Focus, Spiegel, Stern und dem 
Hamburger Abendblatt. Das Institut 
für Kinder- und Jugendhilfe in Mainz 
hat im Auftrag des Bundestages gut 
500 Fälle problematischer Inobhut-
nahmen ausgewertet, Ombudsstellen 
haben mehr als 1000 Fälle dokumen-
tiert und ich komme in meinen Aus-
wertungen von inzwischen über 
700 Fällen von Inobhutnahmen zum 
Ergebnis, dass keine dieser Inobhut-
nahmen rechtlich und fachlich be-
gründbar war.

Zum Thema Rechtsverletzungen von 
Kindern in Heimen mehren sich nach 
den Skandalen um die Einrichtungen 
der Haasenburg und des Friesenhofs 
zahlreiche neue Beschwerden, so 
dass am 30. Oktober 2018 in Ham-
burg ein Tribunal zu der Thematik 
stattgefunden hat. Die vom CDU-
Bundestagsabgeordneten Marcus 
Weinberg angestrebte Kommission 
des Bundestags, die im Koalitionsver-
trag verabredet wurde, findet über 
alle Parteigrenzen hinweg breite fach-
liche Zustimmung und alle warten 
auf die Umsetzung. Die z. T. beob-
achtbare falsche Solidarität der 
Öffentlichen Jugendhilfe im Sinne 
eines Chorgeistes und das Abschot-
ten gegen die Öffentlichkeit ist genau 
die falsche Strategie, denn sie ver-
stärkt das Misstrauen gegen ein Amt, 
das in wesentlichen Bereichen auf 
Vertrauen angewiesen ist.

Ebenfalls bedroht ist das Recht der 
Kinder auf eine kindergerechte Pla-
nung, obwohl der Vorrang des Kin-
deswohls bei allen Planungen öffent-
licher und privater Einrichtungen 
nach Artikel 3 der UN-KRK von Parla-
menten, Verwaltung und Gerichtsbar-
keit zu beachten ist. Die rechtlich vor-
geschriebene Jugendhilfeplanung ist 

in vielen Kommunen fast völlig zum 
Erliegen gekommen und die Kinder- 
und Jugendberichte und Familienbe-
richte werden kaum noch breit disku-
tiert oder im Hinblick auf Handlungs-
bedarfe ausgewertet. Dieses Schicksal 
hatte auch der 2017 erschienene 15. 
Kinder- und Jugendbericht, der in 
einer kurzen Nachtsitzung des Deut-
schen Bundestages verabschiedet 
wurde. So werden nicht nur Kinde-
rechte unterlaufen, sondern auch 
politisches Vertrauen verspielt, dass in 
einer Demokratie ernsthaft nach sinn-
vollen Lösungen für Probleme 
gesucht wird. 

3. � Epilog: Freiheit als unver­
zichtbarer Bestandteil 
Sozialer Arbeit 

Für Kinder- und Jugendliche und 
deren Aufwachsen ist die Freiheit ein 
unverzichtbares Element der Persön-
lichkeitsentwicklung. Diese Freiheit ist 
für Kinder und Jugendliche in 
Deutschland gefährdet. Diese Gefähr-
dung resultiert primär nicht aus unde-
mokratischen Grundhaltungen von 
Gesellschaft und Politik, sondern aus 
einer in Deutschland besonders aus-
geprägten Form des Irrglaubens, als 
würde Erziehung dann besonders er-
folgreich sein, wenn die Zeit, die Kin-
dern zur Verfügung steht, möglichst 
bis zur letzten Minute pädagogisch 
didaktisch durchgeplant ist. Aber 
auch die Jugendhilfe ist nicht frei von 
Gefahren: Mancher Fachdiskurs zur Ki-
ta-Pädagogik und zu den Bildungs-
empfehlungen verläuft schon viel zu 
Lehrplan-ähnlich und mancher Dis-
kurs zur angeblich schwindenden Be-
deutung offener Angebote und 
Räume für Kinder- und Jugendliche 
zeigt das Nichtwissen auf, wenn die 
Bedeutung informeller und non-for-
maler Bildung unterschätzt wird. 

Sich dieser Verplanung zu widerset-
zen, die enorme und unverzichtbare 

Kraft der Freiheit besser für die Per-
sönlichkeitsentwicklung unserer Kin-
der schützen, Freiräume für unsere 
Kinder und Jugendliche zu erschlie-
ßen anstatt sie durch innerstädtische 
Verdichtung und institutionelle Ver-
planung immer mehr einzuengen, 
Kinderlärm in Freispiel in Wohngebie-
ten zuzulassen, Ganztags- Unterricht 
in Schulen  mit Freiräumen zu öffnen, 
Abenteuerspielplätze und Jugend-
häuser zu erhalten das sind die Gebo-
te der Freiheit. 

Noch bedenklicher ist die Renais-
sance von Erziehungskonzepten ins-
besondere in der Heimerziehung, die 
darauf setzen, mit Zwang und Ent-
würdigung Verhaltensänderungen 
auslösen. Diese Erziehungsmethoden 
stehen im Widerspruch zu den in der 
UN-KRK verankerten Schutz- und Frei-
heitsrechten der Kinder. Eltern würde 
bei Anwendung solcher Methoden 
das Sorgerecht entzogen; im Alltag 
etlicher Heime sind sie weiterhin Pra-
xis und konzeptionell legitimiert 
durch die Betriebserlaubnis des ört-
lich zuständigen Landesjugendamtes.

Freiheit brauchen nicht nur unsere 
Kinder und Jugendlichen, um ihre 
Kindheit und ihre Jugend leben zu 
können, unsere Gesellschaft braucht 
diese Freiheit, um unsere Alltagsde-
mokratie weiter zu entwickeln und 
unsere Berufswelt und Volkswirt-
schaft brauchen diese Freiheit, damit 
auch zukünftig in Deutschland Neues 
und scheinbar unrealistisches ge-
dacht und irgendwann auch gemacht 
werden kann.
 
Der Wert der Freiheit erschließt sich 
uns aber nicht automatisch. Die Kin-
der- und Jugendhilfe hat die Aufgabe, 
den Wert der Freiheit für Eltern und 
Kinder erfahrbar zu machen, gerade 
dann, wenn Familien unter Armut, 
Bildungsbenachteiligung und einge-
schränkter gesellschaftlicher Teilhabe 
leiden.
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ziehung (JuLe) war die erste Wirkungs
studie, die überregional drei Hilfe
arten (§§ 32, 34 und 41 SGB VIII) 
evaluierte (BMFSFJ, 1998). Die darauf-
folgende multizentrische Jugend-
hilfe-Effekte-Studie (JES) war die bis 
dahin aufwendigste Wirkungsstudie 
(Schmidt et al., 2003). In einem ersten 
Schritt wurden Instrumente zur Mes-
sung von Struktur-, Prozess- und vor 
allem Ergebnisqualität entwickelt und 
– ein Novum in der Jugendhilfefor-
schung – auch testtheoretisch über-
prüft. Diese Instrumente wurden dar-
aufhin in einem quasiexperimentellen 
Untersuchungsdesign eingesetzt, um 
fünf Hilfearten (§§ 28, 30, 31, 32 und 
34 SGB VIII) in fünf Bundesländern 
vergleichend zu untersuchen. Auf der 
Basis der JES-Instrumente konnten bis 
heute eine Vielzahl von Studien (s. u.) 
durchgeführt werden. Trotz dieser 
empirischen Basis erfolgte nach wie 
vor ein methodologischer und 
manchmal durchaus ideologisch 
geführter Diskurs, ob und wie Wirkun-
gen überhaupt messbar seien und 
wenn ja, in welcher Form. Jenseits 
dieses akademischen Diskurses setzte 
sich aber auch die Jugendhilfepraxis 
mit den empirisch erfassten Effekten 
ihrer Arbeit verstärkt auseinander. 

Aktuelle Themen 

Die oben beschriebenen ersten Wir-
kungsstudien befassten sich eher mit 
globalen Fragestellungen, so z. B. ob 
und ggf. in welchem Ausmaß 
Jugendhilfe Effekte aufweist. Hierzu 
waren empirisch gestützte Ergebnisse 

auffällt, nimmt deren Anteil in den 
folgenden Jahren sukzessive zu. Ab 
Mitte der 80er-Jahre wurden eine 
Reihe von Studien zu unterschied
lichen Aspekten der Erziehungshilfen 
durchgeführt, so z. B. zur Elternarbeit, 
zur Verortung von Heimerziehung im 
Sozial- und Gesundheitswesen, zu 
Angebotsstrukturen verschiedener 
Formen der Fremdplatzierung und 
zum Personal. Einige Studien richte-
ten ihren Blick auf die Klientel und 
ihre z. T. ambivalenten Erfahrungen 
innerhalb der Heimerziehung. Wir-
kungsstudien im engeren Sinne und 
in der Folge eine Auseinandersetzung 
der Jugendhilfepraxis damit lassen 
sich jedoch nicht finden. 

Der Beginn der SGB VIII-Ära  
ab 1991

Dies erfährt in den 90er-Jahren einen 
deutlichen Wandel. Die Forschung 
der 90er-Jahre ist durch zwei metho-
dologische Besonderheiten geprägt: 
Einerseits nahm der Anteil empiri-
scher Arbeiten mit quantitativer Aus-
richtung zu – in wenigen Fällen (wie 
z. B. der Jugendhilfe-Effekte-Studie 
(JES)) sogar gekoppelt mit anspruchs-
volleren quasiexperimentellen Unter-
suchungsdesigns. Andererseits wid-
meten sich die Forscher verstärkt der 
Frage, welche Wirkungen Erziehungs-
hilfen aufweisen. Bürger (1990) analy-
sierte mit einem Prä-Post-Design das 
Legalverhalten und die schulische 
bzw. berufliche Qualifikation von 
Heimklientel. Das Forschungsprojekt 
Leistungen und Grenzen der Heimer-

Am 3. Oktober 2020 (neue Bundeslän-
der) bzw. am 1. Januar 2021 (alte Bun-
desländer) feierte das SGB VIII seinen 
30sten Geburtstag. Trotz einiger 
Änderungsbedarfe, die Fachkräfte 
und Hilfeadressat:innen sehen, erfährt 
das SGB VIII nach wie vor eine hohe 
Wertschätzung (s. Feist-Ortmanns & 
Macsenaere, 2020). Ein guter Zeit-
punkt also, um innezuhalten und die 
letzten drei Jahrzehnte rückblickend 
zu bewerten, zumal auch im Juni die-
ses Jahres mit dem Inkrafttreten des 
KJSG die bislang einschneidendste 
Gesetzesnovellierung der letzten 
30 Jahre erfolgte. Im vorliegenden 
Beitrag fokussiere ich auf die Frage, ob 
in dieser Zeitspanne die Wirkungsori
entierung der Kinder- und Jugendhilfe 
vorangeschritten ist. Hierzu resümiere 
ich auf der Grundlage des Handbuchs 
der Hilfen zur Erziehung (Macsenaere, 
Esser, Knab, & Hiller, 2014) die in die-
sem Zeitraum veröffentlichten For-
schungsstudien und ihren Bezug zu 
einer wirkungsorientierten Ausgestal-
tung der Kinder- und Jugendhilfe.

Die Zeit vor dem SGB VIII

Zuerst ein Blick zurück auf die Zeit des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG). Bis 
in die 1970er-Jahre waren Forschung 
und Wirkungsforschung im Besonde-
ren in den Erziehungshilfen kaum 
existent. Dies begann sich mit Arbei-
ten zu spezifischen Organisationsfor-
men von Heimerziehung und zum 
„labeling approach“ zu ändern. Wäh-
rend bis Anfang der 80er-Jahre noch 
ein Mangel an empirischen Arbeiten 

 Die Entwicklung  
der Kinder- und Jugendhilfe  
seit Inkrafttreten des SGB VIII − 
Ist die wirkungsorientierte Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe vorangekommen?
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auch vonnöten, da die Frage nach der 
Effektivität von Jugendhilfe nicht sel-
ten angstbesetzt war. Nachdem die 
o. g. und auch nachfolgende Studien 
belegen konnten, dass ein Großteil 
der Hilfen zur Erziehung gute Erfolgs-
quoten aufweisen (je nach Studie 
und Hilfeart zwischen 60 und 75 %), 
verlor die Frage, ob bzw. in welchem 
Umfang in der Jugendhilfe insgesamt 
Effekte erreicht werden, mit der Zeit 
an Bedeutung. In der Folge bewegte 
sich die Forschung weg von solchen 
globalen hin zu differenzierteren Fra-
gestellungen: So untersuchen eine 
Reihe von Studien, welche Effekte bei 
welcher Klientel in welcher Hilfeart 
und welchem pädagogischen Setting 
erreicht werden und was die hierfür 
verantwortlichen Faktoren sind. Dabei 
kommen verstärkt Kontrollgruppen-
studien (z. B. Macsenaere, Paries, & 
Arnold, 2009), Katamnesen (z. B. Ehe-
maligenbefragungen), Kosten-Nut-
zen-Analysen (Roos, 2005) und Regio-
nalvergleiche zum Einsatz. In diesem 
Sinne typische Fragenstellen sind bei-
spielsweise: „Was wirkt in der Erzie-
hungshilfe?“ (Macsenaere & Esser, 
2015), „Wie wirken Spezialangebote?“, 
„Wie lässt sich die Indikationsgüte ver-
bessern bzw. welche Hilfe ist die rich-
tige?“, „Welchen Einfluss haben struk-
turelle Rahmenbedingungen auf den 
Erfolg der Hilfen?“. 

Eine besondere Praxisrelevanz kommt 
hierbei empirisch gestützten Quali-
tätsentwicklungsverfahren für die Pra-
xis zu, die auch die Ergebnisqualität 
pädagogischer Arbeit erfassen. EVAS 
(Macsenaere & Knab, 2004), WIMES 
(Tornow, 2007), PädZi (Kleinrahm, Kel-
ler, Fegert, Bartelworth, & Kaiser, 2012), 
Zielwinkelverfahren (Richardt, 2017) 
sowie Wir.EB (Arnold, Macsenaere, & 
Hiller, 2018) sind Verfahren mit einem 
hohen Verbreitungsgrad, die im Sinne 
eines wirkungsorientierten Monito-
rings von der Praxis genutzt wurden 
und werden, um ihre erreichten Wir-
kungen zu reflektieren und auf dieser 

Basis die pädagogische Arbeit weiter-
zuentwickeln. Auch wenn solche Ver-
fahren bei weitem nicht systematisch 
und flächendeckend zum Einsatz 
kommen, so handelt die Jugendhilfe 
damit heute doch erheblich wirkungs-
orientierter als noch vor 30 Jahren. 

Dies trifft auch auf das neue KJSG zu, 
das nicht nur durch einen einjährigen, 
umfangreichen Dialogprozess 
(BMFSFJ, 2020), sondern auch auf der 
Grundlage von empirischen Befun-
den der wissenschaftlichen Beglei-
tung (Feist-Ortmanns & Macsenaere, 
2020) und vorliegender Wirkungsstu-
dien geformt wurde. 

Herausforderungen und Ausblick

Mittlerweile liegen weltweit aus über 
200 Studien Erfahrungen darüber vor, 
mit welchen Vorgehensweisen Wir-
kungen erzieherischer Hilfen abbild-
bar sind – aber auch was diesbezüg-
lich kritisch zu bewerten ist und 
zukünftig vermieden werden sollte. 
Trotz dieser Wirkungsstudien und des 
daraus resultierenden Wissenstrans-
fers in Praxis und Politik sollte sich 
zukünftige Wirkungsforschung stärker 
an den von der DeGEval entwickelten 
Evaluationsstandards orientieren 
(DeGEval − Gesellschaft für Evaluation 
e. V., 2016). Danach sollten Evaluatio-
nen nützlich, durchführbar, fair und 
genau sein (ausführliche Beschrei-
bung der Standards unter www.dege-
val.de). Zudem sollten die nachfolgen-
den, auch in der Praxis handhabbaren 
Empfehlungen für wirkungsorientierte 
Evaluationen Beachtung finden 
(s. Macsenaere et al., 2014):

1.	� Wirkungsmessung muss immer 
auf Einzelfallebene erfolgen. 
Aggregiert können diese Daten 
aber auch für höhere Ebenen 
(Gruppe, Einrichtung, Region etc.) 
genutzt werden.

2.	� Ein Längsschnittdesign, das Verän-
derungsmessungen ermöglicht, 

ist eine unverzichtbare Vorausset-
zung. 

3.	� Die Erhebung sollte hilfebeglei-
tend prospektiv erfolgen. Retro
spektive Erhebungen sind in aller 
Regel nicht hinreichend zuver
lässig. 

4.	� Wirkungsforschung muss den 
Fokus auf Ergebnisqualität richten. 
Dabei gilt es, nicht nur Verände-
rungen der Defizite, sondern auch 
der Ressourcen des jungen 
Menschen und des Umfelds zu 
betrachten. Aktuell gewinnt der 
Capability Approach nach Nuss-
baum und Sen (1993) bei der 
Operationalisierung von Wirkung 
zunehmend an Bedeutung. Damit 
sind auch praxistaugliche, multi-
perspektivische Erhebungen 
möglich (s. Punkt 7).

5.	� Zentrale Wirkfaktoren sollten mit-
berücksichtigt werden.

6.	� Jede Hilfe erzielt nicht nur beab-
sichtigte (intendierte) Wirkungen, 
sondern auch Nebenwirkungen 
(nicht intendierte Wirkungen), die 
erheblichen Einfluss auf den Erfolg 
und Misserfolg der Intervention 
ausüben. Für eine valide Wir-
kungsmessung ist daher die Erfas-
sung der intendierten wie auch 
der nicht intendierten Wirkungen 
unabdingbar. 

7.	�� Wirkungen sind nach Möglichkeit 
nicht nur aus Sicht der Fachkräfte, 
sondern auch aus Sicht der 
Hilfeadressat:innen zu erfassen. 

8.	� Einrichtungsübergreifende bzw. 
überregionale Untersuchungen 
ermöglichen Vergleiche (z. B. 
Stärken-Schwächen-Analysen) 
und ein gemeinsames Voneinan-
der-Lernen.

9.	 �Instrumente, die im Rahmen der 
Wirkungsmessung zum Einsatz 
kommen, sollten den international 
gebräuchlichen Standards zur Test-
güte entsprechen. Als Hauptgüte-
kriterien gelten Objektivität (Unab-
hängigkeit der Ergebnisse des Ver-
fahrens von Anwender:innen), 



Blickpunkt Jugendhilfe    Heft 3+4    202120

Reliabilität Zuverlässigkeit / Genau-
igkeit der Messung) und Validität 
(Gültigkeit; wird das gemessen, 
was gemessen werden soll oder 
etwas völlig anderes).

10.	�Wirkungsstudien können mit un-
terschiedlichen Untersuchungs
designs und damit auch mit un-
terschiedlichen Wirkungsaussagen 
geplant werden. International wird 
von folgender Hierarchie zur Zu-
verlässigkeit von Wirkungsstudien 
ausgegangen:

	 1. � Systematische Metaanalysen 
von randomisierten Kontroll
studien

	 2. � Randomisierte Kontrollstudien 
(Experimentalstudien)

	 3. � Quasi-Experimentalstudien
	 4. � Fall-Kontroll- und Kohorten

studien

	 5. � Pre-Experimentale Gruppen-
studien

	 6. � Befragungen
	 7. � Qualitative Studien

Es fällt auf, dass viele vermeintliche 
Wirkungsstudien eine Reihe dieser 
Maximen missachten. Für zukünftige 
evidenzbasierte (Praxis-)Forschung 
besteht hier noch Luft nach oben. 
Dies gilt nicht nur für den Regelungs-
bereich des SGB VIII, sondern ebenso 
für den Bereich des BTHG, wo aktuell 
die Suche nach geeigneten Ansätzen 
zur Wirkungsmessung in vollem 
Gange ist und bislang nicht selten die 
o. g. Maximen zumindest in Teilen 
ignoriert werden. 

Trotz dieses methodenkritischen 
Exkurses möchte ich die eingangs 
gestellte Frage, ob die Kinder- und 

Jugendhilfe wirkungsorientierter 
wurde, mit einem Ja beantworten. 
Insbesondere die Studienlage belegt 
dies eindrücklich. Gerade wenn auf 
dieser evidenzbasierten Grundlage 
Praxis und auch Politik zukünftig 
wirkungsorientierter handeln, ist 
akribisch darauf zu achten, dass 
Wirkungsbefunde ausschließlich zur 
Qualitätsentwicklung verwendet wer-
den, sowohl auf Einzelfallebene wie 
auch auf aggregierten Ebenen. 
Kostenträger sollten der Versuchung, 
diese Ergebnisse im Sinne einer tech-
nokratischen wirkungsorientierten 
Steuerung unter Verwendung von 
Bonus-Malus-Systemen zu nutzen, 
unbedingt widerstehen (ISA, 2009). 
Ansonsten wäre zu erwarten, dass 
viele der beschriebenen Chancen 
korrumpiert würden.
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allein um eine Erziehungsform im en-
geren Sinn, sondern um sozialpäda-
gogische Arrangements und Verfah-
ren, die über individuell abgestimmte 
Beratungs-, Bildungs-, Pflege-, Thera-
pie-, Freizeit- und Erziehungsgelegen-
heiten einen unterstützenden Alltag 
und eine möglichst gleichberechtigte 
Kindheit und Jugend für die jungen 
Menschen ermöglichen sollen.“

Die „Heimerziehung“ muss somit ihre 
Selbst- und Fremdbezeichnung kri-
tisch prüfen. „Bei der Weiterentwick-
lung der „Heimerziehung“ muss somit 
auch – und dies ist schon Bestandteil 
der Reflexion – der Begriff „Heimerzie-
hung“ zur Kennzeichnung des Feldes 
als umstritten und historisch belastet 
gekennzeichnet werden“ (Zukunftsfo-
rum Heimerziehung 2021: 11). So 
wurde in einer Beteiligungswerkstatt 
im Rahmen des Zukunftsforum Hei-
merziehung mit 30 jungen Menschen 
aus unterschiedlichen Wohngruppen 
aus Sicht der Kinder und Jugendlichen 
hervorgehoben, dass der Begriff 
„Heimerziehung“ zunehmend abge-
lehnt wird. Die Heranwachsenden 
betonten, dass sie den Begriff „Heim
erziehung“ als überkommenes Voka-
bular ansehen, was mit den heutigen 
Bedingungen und Erwartungen in 
keiner Weise mehr übereinstimmt. 
Diese Positionen zeigen sich auch in 
diversen Landjugendräten (z. B. dem 
Rat im Land Brandenburg) oder auch 
in den Sprecher*innenräten in den 
Einrichtungen, in denen Kinder und 
Jugendliche sich selbst und ihre 
Gemeinschaften vertreten.

Die aktuellen Koalitionspartner*innen 
machen sich auf, eine „Koalition der 
Zukunft“ zu gestalten. Sie verfolgen 
dabei – nach ihren eigenen Bekun-
dungen – auch das Ziel die Lebenssi-
tuation junger Menschen in Deutsch-
land – z. B. im Hinblick auf Generatio-
nengerechtigkeit – zu verbessern und 
zukunftssicher zu machen. Die Zu-
kunft scheint das aktuelle Thema zu 
sein. So wurde auch das neue Kinder- 
und Jugendstärkungsgesetz (KJSG), 
welches zum 10. Juni 2021 in Kraft ge-
treten ist, mit dem Etikett gesetzliche 
Zukunftsgestaltung versehen. Und in 
der Tat stärkt das Gesetz die Rechte 
junget Menschen und ihren Familien 
u. a. auf Beratung, Selbstvertretung 
oder auch Schutz und Beschwerde. 
Im Brennglas der Weiterentwicklungs-
debatten ist neben der Pflegekinder-
hilfe u. a. auch die „Heimerziehung“.

Das Zukunftsforum Heimerziehung 
hat parallel zur Gesetzesentwicklung 
als Bundesinitiative von 2019 bis 2021 
Anforderungen an eine zukünftige 
Ausrichtung der Formen der Heim
erziehung ausgelotet und in der 
Broschüre „Zukunftsimpulse für die 
‚Heimerziehung‘“ veröffentlicht. Am 
Zukunftsforum Heimerziehung waren 
Vertreter*innen aller Beteiligten der 
sozialen Infrastruktur der „Heim
erziehung“ beteiligt: Junge Menschen 
aus den Heimräten, den Care Leaver*
innen-Organisationen, Wohnungs-
notstand-Selbstvertretungen, Eltern-
vertretungen, alle Erziehungshilfe
verbände und andere Fachverbände, 
Vertreter*innen aus Kommunen, 

 Die Heimerziehung im Aufbruch?  
Die Zukunft mit jungen Menschen 
gestalten!
Impulse aus dem Zukunftsforum Heimerziehung

Bundesländern und Bund sowie aus 
der Wissenschaft. Moderiert wurde 
das Zukunftsforum Heimerziehung 
durch die Internationale Gesellschaft 
für erzieherische Hilfen (IGfH). Die 
Initiative wurde gefördert und beglei-
tet durch das BMFSFJ. Alle Ausarbei-
tungen sind kostenlos verfügbar  
(www.zukunftsforum-heimerziehung.de). 
Einige der diskutierten inhaltlichen 
Dimensionen sollen im Folgenden 
kurz benannt werden. 
 

Selbst- und Fremdbezeich­
nung kritisch prüfen

Die im Rahmen der Initiative Zukunfts
forum Heimerziehung durchgeführ-
ten Beteiligungswerkstätten mit jun-
gen Menschen, Careleaver*innen, 
Eltern und Fachkräften weisen über-
einstimmend immer wieder auf die 
mit dem Begriff und dem öffent
lichen Ansehen der „Heimerziehung“ 
verbundenen Stigmatisierungs- und 
Ausgrenzungserfahrungen hin. 
Gleichzeitig wurde schon vor über 
20 Jahren infrage gestellt (vgl. Birtsch 
et al. 2001), ob der Begriff „Heimerzie-
hung“ für die Diversität der Formen, 
Angebote, ausdifferenzierten Settings 
etc. angemessen ist, sondern eher 
einen offenen Konzeptbegriff dar-
stellt. Und so stellen Pluto et al. 
(2020: 5) in ihrem Positionspapier zur 
Forschung im Rahmen des Zukunfts-
forum Heimerziehung fest: „Weder 
kann die Vielfalt der Unterbringungs-
formen treffend weiterhin als „Heim“ 
bezeichnet werden, noch geht es 
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Junge Menschen als 
Grundrechtsträger sehen 
und achten

Die Zukunft der „Heimerziehung“ 
muss neben der Begriffssensibilität 
von einem anderen normativen Be-
zugspunkt gedacht werden, der die 
jungen Menschen in ihrer Rechtsstel-
lung gegenüber der Kinder- und 
Jugendhilfe stärkt. Das bedeutet, die 
Zukunft der „Heimerziehung“ muss 
sich den Grundrechten der jungen 
Menschen, die in öffentlicher Verant-
wortung leben, verschreiben. „Junge 
Menschen als Grundrechtsträger an-
zuerkennen bedeutet, ihre Schutz-, 
Förder- und Beteiligungsrechte, wie 
sie in der UN Kinderechtskonvention 
(UN-KRK) formuliert sind, zum Aus-
gangspunkt jedes pädagogischen 
Zugangs und Verfahrens in der Kin-
der- und Jugendhilfe zu machen“ 

(Zukunftsforum Heimerziehung 2021: 
18). Pädagogisch bedeutet dies, dass 
etwa junge Menschen sich nicht be-
währen müssen, damit sie beteiligt 
werden, sondern sie haben das un-
hintergehbare Recht auf Beteiligung. 

Die Rechte müssen, so haben die 
Beteiligungswerkstätten mit jungen 
Menschen, Careleaver*innen und 
einer Arbeitsgruppe der Expert*
innenrunde im Zukunftsform Heimer-
ziehung herausgearbeitet, deutlich 
gestärkt werden und müssen in die 
Konzepte der Einrichtung eingebun-
den werden (vgl. van Driesten et al 
2021; Krause/Druba 2020; Merkel et al. 
2020). Dies betrifft auch die Beteili-
gung und Stärkung der Rechte von 
Eltern, deren Kinder in der Heimerzie-
hung leben. Eltern bleiben für die 
Kinder von besonderer Bedeutung. 
Eltern berichten aber, dass sie nur 

schwer am Alltag ihrer Kinder betei-
ligt werden und unzureichend von 
den Einrichtungen eingebunden 
werden. In den Einrichtungen fehle es 
flächendeckend an Konzepten zur 
strukturellen Einbindung von Eltern 
(Knuth 2020). Nicht nur Eltern haben 
ein Recht – insbesondere dann, wenn 
das Sorgerecht bei ihnen liegt – auf 
Beteiligung, sondern auch die Kinder 
haben ein ihnen zustehendes Recht 
auf Umgang mit ihren Eltern. 

Einrichtungen müssen daher die 
strukturelle Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen verwirklichen und 
hierzu Konzepte – auch zur internen 
und externen Beschwerde – entwi-
ckeln bzw. weiter ausarbeiten. Eltern 
sind überdies im Alltag und orientiert 
am Wohl des Kindes zu beteiligen. Die 
Wünsche des jungen Menschen müs-
sen hierbei zentral Beachtung finden.

Diskriminierungsfreie 
Teilhabe ermöglichen

Die Heimerziehung ist seit jeher mit 
sozialen Ungleichheiten konfrontiert. 
Die deutliche Mehrzahl der jungen 
Menschen in der Heimerziehung 
wachsen in Familien in prekären 
Lebenssituationen und Armuts
konstellationen auf (vgl. Tabel 2020). 
Soziale Ungleichheit ist eng mit der 
„Herausforderung verknüpft, Kinder- 
und Jugendarmut zu bekämpfen  
und [diese] in den Lebenslagen von 
Kindheit und Jugend sowie der Fami-
lie zu bearbeiten“ (Zukunftsforum 
Heimerziehung 2021: 23). Gleichzeitig 
müssen systematisch Ausschlüsse 
qua „kultureller“ Verortung oder 
durch Rassismus oder aufgrund der 
sexuellen Orientierung reflektiert wer-
den (vgl. Tomaschowski/Wedermann 
i.E.; Mantey 2020). Die „Heimerzie-
hung“ muss diese gesellschaftlich ver-
mittelten Zugangsbarrieren zu Res-
sourcen und Teilhabe erkennen und 
sich für die Interessen von jungen 
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Menschen und Familien stark 
machen. 

Careleaver*innen und junge Woh-
nungslose machen zudem gegen-
wärtig darauf aufmerksam, dass die 
stationären Hilfen und das Kinder- 
und Jugendsystem selbst prekäre 
Lebens- und Armutslagen reprodu-
ziert und verfestigt (vgl. Merkel 2020; 
Sievers 2019; Knuth 2020). Soziale 
Benachteiligungen und Ungleichhei-
ten sind somit nicht nur Gegenstand 
der fachlichen Arbeit mit den jungen 
Menschen und Familien, sondern 
auch selbstreflexiver Auftrag sich 
dem anzunähern und Exklusions-
strukturen offen zu legen und diesen 
entgegen zu wirken. 

Für die Heimerziehung ergibt sich 
damit ein klarer Auftrag, die diskrimi-
nierungsfreie Teilhabe zu reflektieren 
und Konzepte zur Ermöglichung zu 
etablieren. Sie hat nicht nur die Auf-
gabe kompensatorisch zu wirken, 
sondern auch die Teilhabe am „insti-
tutionellen Gefüge des Aufwachsens 
[zu]ermöglichen – in der Kindertages-
betreuung, in den Schulen, mit ihren 
Eltern, in der Kinder- und Jugendar-
beit, im öffentlichen Raum und bei 
den Übergängen in Arbeit etc. sowie 
in der nachhaltigen Etablierung eines 
selbstbestimmte Lebens“ (Zukunfts-
forum Heimerziehung 2021: 25). 
Hierzu muss sich die „Heimerziehung“ 
auch mit verschiedenen Auseinander-
setzungen zu sozialer Ungleichheit 
befassen – wie etwa LGBTIGIA* oder 
auch Antirassismus – und für die kon-
krete pädagogische Arbeit, aber auch 
in der Ausgestaltung der Verfahren 
und Strukturen fruchtbar machen.

Das Recht auf Bildung 
verwirklichen

Schlüssel zur Teilhabe an gesellschaft-
lichen Ressourcen ist in der Wissens-
gesellschaft der Zugang zu Bildung. 

Die Gestaltung von Zugängen zu 
sowie Förderungen von Bildungspro-
zessen ist damit integraler Bestandteil 
der „Heimerziehung“, um die diskrimi-
nierungsfreie Teilhabe junger Men-
schen zu verwirklichen. Die „Heimer-
ziehung“ ist Teil der Bildungsinfra-
struktur und muss sich kooperativ in 
diese Struktur zusammen mit Kinder-
tageseinrichtung, Schule, Angebote 
offener Jugendarbeit und -bildung 
(auch Vereine) einbringen. Dies 
bezieht sich neben der Ausgestaltung 
der Infrastruktur auch auf die kon-
krete Förderung und Zugangsgestal-
tung für junge Menschen in den 
Wohngruppen. 

Die Verortung der „Heimerziehung“ 
im institutionellen Bildungsarrange-
ment bedeutet, dass sie sich der 
Förderung von Bildungsprozessen 
bewusst zuwenden und die jungen 
Menschen auch in ihrem schulischen 
Erfolg fördern muss. Der höchstmög-
liche Schulabschluss muss angestrebt 
werden, denn Bildungszertifikate (wie 
Schulabschlüsse oder Ausbildungen) 
sind nicht nur für die Teilhabe in bio-
grafischer Hinsicht bedeutsam, son-
dern auch in Bezug auf die Bewälti-
gungsmöglichkeiten und das Wohl-
befinden (vgl. Möller 2021; Strahl 
2019). Wenn Kinder und Jugendliche 
in Wohngruppen einen Sonderantrag 
auf Kostenübernahme von Nachhilfe-
leistungen beim Jugendamt stellen 
müssen, offenbart dies auch wie 
wenig systematisch der nachhaltige 
Zugang zu Bildung in der „Heimerzie-
hung“ selbst verankert ist. Junge 
Menschen berichten zu diesem 
Thema, dass der Antrag auf Kosten-
übernahme erst bewilligt wird, wenn 
bereits „das Kind in den Brunnen 
gefallen ist“ und ein „mangelhaft“ auf 
dem Zeugnis steht. Überdies gibt es 
Wohngruppen, in dem nur der 
Hauptschulabschluss angestrebt wird, 
obwohl die Jugendlichen mehr wol-
len und könnten. 

Die Förderung von formalen und 
non-formalen Bildungsprozessen 
muss als integrale Aufgabe der „Heim
erziehung“ verstanden werden. In 
den Wohngruppen und Einrichtun-
gen müssen Konzepte zu den nach-
haltigen Bildungsmöglichkeiten in  
der Wohngruppe, in der Schule und 
darüber hinaus in Vereinen oder 
selbstorganisierten Strukturen (peer-
education Ansätze) weiterentwickelt 
und etabliert werden. 

Selbstvertretung von 
Kindern, Jugendlichen und 
Eltern in der Einrichtung 
stärken

Junge Menschen haben das Grund-
recht ihre Interessen zu vertreten und 
sich in Interessenvertretungen zusam-
menzuschließen. In der Kinder- und 
Jugendarbeit und vielen Kommunen 
wird dies bereits in Strukturen und 
Verfahren umgesetzt, in der „Heimer-
ziehung“ muss dies jedoch erst noch 
systematisch reflektiert und etabliert 
werden. Nur in wenigen Bundeslän-
dern und einigen Einrichtungen gibt 
es Selbstvertretungsstrukturen von 
jungen Menschen, die in stationären 
Hilfen aufgewachsen sind. Der 
Carelaver e.V. ist einer der wenigen 
Selbstvertretungen auf Bundesebene. 
Der Zusammenschluss der Landesju-
gendhilferäte, die es mittlerweile in 
fünf Bundesländern gibt, wäre ein an-
deres Beispiel dieser übergreifenden 
Selbsthilfestrukturen, die ausgebaut 
werden sollten.

Das Zukunftsforum Heimerziehung 
hat herausgearbeitet, dass die Selbst-
vertretung junger Menschen und von 
Eltern in der „Heimerziehung“ als 
„Förderung und Verwirklichung von 
Grundrechten und sozialen Rechten 
verstanden und somit auch unter-
stützt werden“ muss (Zukunftsforum 
Heimerziehung 2021: 44). Das neue 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz, 
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das zum 10. Juni 2021 in Kraft getre-
ten ist, spricht jungen Menschen nun 
explizit einen eigenen Rechtsan-
spruch auf Selbstvertretungen in den 
Einrichtungen und darüber hinaus zu: 
„Die öffentliche Jugendhilfe soll diese 
Zusammenschlüsse […] anregen und 
fördern“ (§ 4a Abs. 3 SGB VIII). Dieser 
Rechtsanspruch spiegelt sich auch im 
überarbeiteten § 45 SGB VIII zur 
Erlaubnis für den Betrieb einer Ein-
richtung wider, in dem für die Ertei-
lung einer Betriebserlaubnis Konzepte 
mit „geeignete Verfahren zur Selbst-
vertretung und Beteiligung“ (§ 45 
Abs. 4 Satz 4) vorgehalten werden 
müssen. Darauf gilt es auch kommu-
nal mit Nachdruck hinzuweisen.

Neben der Verwirklichung der Rechts
ansprüche der jungen Menschen 
muss die Etablierung von Selbstver-
tretungsstrukturen auch vor dem 
Hintergrund der Qualitätsweiterent-
wicklung in der Einrichtung verstan-
den werden. Die zukunftsorientierte 
„Heimerziehung“, die die Grundrechte 
junger Menschen zum Ausgangs-
punkt ihres Handelns nimmt, kann 
auf die Hinweise der jungen Men-
schen und die der Eltern nicht ver-
zichten (vgl. Zukunftsforum Heimer-
ziehung 2021: 45 f.; Möller 2021: 13 f.). 
Hier kann die Kinder- und Jugendhilfe 
auch von der Selbstorganisation von 
jungen Menschen und Eltern in der 
Eingliederungshilfe lernen.

Fachkräfteentwicklung in 
den Blick nehmen

Die „Heimerziehung“ muss sich 
neben der konkreten Verwirklichung 
der Rechte der jungen Menschen und 
Eltern auch der systematischen Wei-
terentwicklung der „Heimerziehung“ 
als Arbeitsfeld zuwenden. Die Arbeits-
gemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe (AGJ) wies bereits 2018 
darauf hin, dass die Hilfen zur Erzie-
hung einen massiven Fachkräfte

mangel hat und eine Lücke von über 
100.000 Fachkräften Mitte der 2020er 
Jahre geschlossen werden muss (AGJ 
2018). Die Ausbildung von Fachkräf-
ten und die Weiterentwicklung als 
anerkannter und attraktiver Arbeitsort 
stellen wichtige Weichen zur Schlie-
ßung der Lücke dar. Nicht nur junge 
Menschen und Eltern berichten über 
Stigmatisierungen durch die „Heim
erziehung“ (Möller 2021: 7 f.), sondern 
auch die Fachkräfte erleben dies 
(Behnisch 2020: 22). Das negative 
Image habe, so die Fachkräfte in einer 
Werkstatt im Rahmen des Zukunfts-
forum Heimerziehung, gravierende 
Auswirkungen auf die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen. 

Die Ausbildung der Erzieher*innen 
muss sich grundsätzlich auch der 
Heimerziehung hin öffnen und die 
Fokussierung auf Kindertagesbetreu-
ung überwinden. Fachkräfte, die ihre 
Ausbildung an Erzieher*innenschulen 
absolvieren, erhalten nur in Ausnah-
men Methoden und Kompetenzen 
für die Arbeit in Wohngruppen ver-
mittelt. Dies muss sich im Curriculum 
der Erzieher*innenausbildung ändern 
und die Heimerziehung Eingang fin-
den (Zukunftsforum Heimerziehung 
2021: 54 f.). 

Die Arbeitsbedingungen setzen die 
Fachkräfte durch Kostendruck und 
wenige personelle Ressourcen unter 
enormen Druck. Die Werkstatt mit 
Fachkräften im Rahmen des Zukunfts-
forums Heimerziehung hat herausge-
arbeitet, dass die Selbstwirksamkeit 
der Fachkräfte leide, da sie mit einer 
großen fachlichen Überzeugung in 
der Heimerziehung arbeiten. Die 
Fachkräfte benötigen mehr struktu-
relle Unterstützung, um auch sozial-
pädagogisch mit den jungen Men-
schen und Familien arbeiten zu kön-
nen (vgl. Behnisch 2020: 21 ff.).

Kinder und Jugendliche, die in Wohn-
gruppen leben, und Careleaver*innen 

haben in Beteiligungswerkstätten im 
Zukunftsforum Heimerziehung ver-
deutlicht, wie wichtig eine spezifische 
(professionelle) Haltung der Fach-
kräfte ist (vgl. Krause/Druba 2020; 
Merkel et al. 2020). Erwartet wird nicht 
eine Orientierung und Ausbildung in 
spezialisierten, an Medizin und Thera-
pie orientierten Feldern in Form von 
Trainingsmodulen. Kinder und 
Jugendliche erwarten von den 
betreuenden Fachkräften nicht nur 
„Kontinuität in den Beziehungen, son-
dern insbesondere unterstützende 
Zuwendungen, Interesse und 
Authentizität. Sie erwarten Humor 
und Lebensfreude, Vertrauen und die 
Fähigkeit, bei Konflikten hilfreich zu 
agieren. Sie erwarten Respekt und 
Ideenreichtum, was Sport und Kultur 
betrifft“ (Zukunftsforum Heimer
ziehung 2021: 55). Diese professionelle 
Haltung muss kontinuierlich durch 
Aus- und Weiterbildungen und im 
methodischen Handeln ausgebildet 
werden, was die jungen Menschen 
von „ihren“ Fachkräften auch erwar-
ten (können).

Insgesamt führt eine „schwache 
gesellschaftliche Akzeptanz [, so die 
Fachkräfte,] [zu] Auswirkungen auf die 
Ausstattung von Handlungsfeldern 
(Personal, Finanzierung, Gruppen-
größe) sowie auf die Unterstützung 
junger Menschen“ (ebd.: 23). Die ver-
besserte Gestaltung von Arbeitsbe-
dingungen, des Berufsbildes sowie 
der Ausbildung von Mitarbeiter*innen 
muss daher auch als gesellschaftliche 
Aufgabe verstanden werden, die sich 
im staatlichen Handeln ausdrückt. 
Fachkräfte müssen durch eine gute 
Ausstattung, Aus- und Weiterbildung 
darin unterstützt werden, die jungen 
Menschen und ihre Eltern sozialpäda-
gogisch zu unterstützen und die 
Rechte der jungen Menschen in 
öffentlicher Verantwortung zu ver-
wirklichen.
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Öffentliche Verantwortung 
wahrnehmen und 
kommunizieren

„Heimerziehung“ ist durch soziale, 
politische und pädagogische Span-
nungsfelder charakterisiert, die sich in 
ihrer Geschichte als geradezu konsti-
tutiv für dieses Feld gezeigt haben. 
Zugleich ist das öffentliche Interesse 
an „Heimerziehung“ starken konjunk-
turellen Schwankungen unterworfen“. 
Daher wird zu Recht Auskunft ver-

langt über Leistungen und Strukturen 
der „Heimerziehung“ und eine fachli-
che und gesellschaftliche Verortung 
für diesen Bereich angefragt. 

„Eine staatliche Hilfe- und Leistungs-
form, die im gesellschaftlichen Auf-
trag eine derart große Verantwortung 
für Kinder und Jugendliche über
nommen hat, die (zeitweilig oder auf 
längere Zeit) nicht im Haushalt ihrer 
Eltern leben können, muss eine nach 
innen und außen klar zu kommunizie-

rende Vorstellung darüber haben und 
ständig weiterentwickeln, wie Erzie-
hung, Schutz, Bildung und Aufwach-
sen vor dem Hintergrund aktueller 
gesellschaftlicher Entwicklungen mit 
ihr und durch sie gelingen können“ 
(Zukunftsforum Heimerziehung 2021: 
10f). An dieser öffentlichen Vorstel-
lung der Leistungen und offenen 
Fragen der „Heimerziehung“ müssen 
wir mit den Heranwachsenden und 
Familien stärker arbeiten!
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In der Jugendhilfe kommen wir 
immer wieder mit einzelnen Kindern 
und Jugendlichen, bei denen Ent-
wicklungen feststecken, an Grenzen. 
Pädagogik und Therapie greifen nicht, 
und wir haben selbst mit intensiven 
pädagogisch-therapeutischen Maß-
nahmen große Mühe, die nächsten 
Entwicklungsschritte mit den betrof-
fenen Kindern und Jugendlichen zu 
gehen. Im schlimmsten Fall ergeben 
sich Entwicklungen, wie sie in dem 
vor einiger Zeit erschienenen Film 
„Systemsprenger“ in Zusammenarbeit 
mit Menno Baumann dargestellt wur-
den – Entwicklungen, bei denen die 
Kinder und Jugendlichen von Einrich-
tung zu Einrichtung weitergereicht 
werden, bei denen nahezu alle noch 
so professionellen Fachkräfte an ihre 

 Neurofeedback – ein alternativer 
Zugang zur Entwicklungsunterstützung
Warum NEURO in der Jugendhilfe?  
Wieso sollte ein Blick ins Gehirn für unsere Arbeit hilfreich sein?

Monique Breithaupt-Peters
(Foto: privat)

Patricia Dornuf
(Foto: privat)

eigenen Grenzen geraten, für die 
Betroffenen keine Zukunftsperspek-
tive zu entwickeln ist und bei denen 
sogar die Jugendhilfe jede Hoffnung 
verliert. Dabei berücksichtigen wir bei 
unserer Arbeit oft viele Perspektiven: 
die jungen Menschen mit ihren Res-
sourcen- und Risikobereichen, die 
schulische und berufliche Perspektive, 
die familiäre Situation, die Peer-Situa-
tion, etc. Was uns oft aber fehlt, ist der 
ergänzende, über die Gabe von Medi-
kamenten wie Methylphenidat hinaus 
gehende Blick auf die neurobiologi-
schen Aspekte dieser Problemkonstel-
lationen. Mit zunehmender Populari-
tät der Traumapädagogik, die sich auf 
neuropsychologische Aspekte von 
Verhalten beruft, fängt die Fachwelt 
langsam an, hier erste Schritte zuge-

1	 Alle Fallbeispiele werden hier unter 

falschem Namen und verfremdet aufge-

führt. Sie basieren auf realen Erlebnissen 

in unserer Einrichtung. 

Fallbeispiel Thomas

Thomas war, als er zu uns kam, 
8 Jahre alt. Er ist Sohn einer allein-
erziehenden Mutter und hat zwei 
Geschwister – eine 6-jährige 
Schwester und einen 3-jährigen 
Bruder. Zum Vater bestand spora-
disch Kontakt, insgesamt war er 
aber wenig präsent. Die Mutter war 
mit den vielen Kindern überfordert, 
bemühte sich aber sehr. In der 
Familie gab es keine besonders kla-
ren Auslöser für Thomas‘ Entwick-
lung. Fünf Mal die Woche ging er in 
unsere Tagesgruppe und besuchte 
unsere der Einrichtung angeglie-
derte Schule mit Förderschwer-
punkt emotionale und soziale Ent-
wicklung. Viele langjährig erfah-
rene Fachkräfte (Erzieher*innen, 
Lehrer*innen, Therapeut*innen) 
versuchten ihn in seiner Entwick-
lung zu unterstützen. Trotz aller 
intensivsten professionellen Über-
legungen und Bemühungen ➜ 

hen. Dennoch bleibt für viele dieser 
jungen Menschen eine grundlegende 
neurologische Diagnostik auf der 
Strecke. Warum dies so wichtig sein 
kann, zeigt das folgende Fallbeispiel1:
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2	 Bei Sehverschlechterungen werden 

Neurologen hellhörig, weil es sein kann, 

dass ein Tumor auf den Sehnerv drückt. 

➜ (z. B. einen individuellen Betreu-
ungsplan, reduzierten Stundenplan, 
Begleitung in Übergangssituationen, 
etc.) konnten wir Thomas nur mit viel 
Mühe überhaupt in unserem Rah-
men halten. Regelmäßig eskalierten 
die Situationen. Thomas wurde 
immer wieder wütend, oft aus heite-
rem Himmel, ohne nachvollziehba-
ren Grund. War vor 5 Minuten die 
Welt noch in Ordnung gewesen, so 
konnte er plötzlich und ohne für die 
Fachkräfte nachvollziehbare Auslö-
ser eine Situation so eskalieren, dass 
der Krisendienst einspringen musste. 
Er wirkte unglücklich, überdreht, 
konnte kaum in der Gruppe sein und 
in der Schule auch nicht auf seinem 
Stuhl sitzen bleiben. Der Kinderarzt 
mit Facharztausbildung Kinderneu-
rologie verschrieb Methylphenidat, 
was aber (wie bei vielen dieser Kin-
der) keine Wirkung zeigte. Eine Über-
legung des Teams und auch des 
Sozialen Dienstes war, ob Thomas 
von unserem Angebot evtl. besser 
profitieren könnte, wenn er aus der 
Tagesgruppe in den stationären 
Bereich der Wohngruppe wechseln 
könnte. Da die Mutter selbst zuhause 
mit Thomas an die Grenze kam,  
u. a. weil er auch seine jüngeren 
Geschwister angriff, willigte sie 

schließlich ein. Thomas wechselte 
mit 10 Jahren in die Wohngruppe 
und zeigte ziemlich schnell hier ein 
ganz ähnliches Verhalten. Als lang-
jährig in der Jugendhilfe erfahrene 
Neuropsychologin beschlich mich 
außerdem immer wieder das Gefühl, 
dass hier evtl. noch eine ganz andere 
biologische Dynamik eine Rolle 
spielen könnte. Thomas‘ Verhalten 
machte einfach keinen Sinn und die 
Bizarrheit reichte über das sonst 
übliche Maß von Verhaltensthemen 
in der Jugendhilfe hinaus. Da Methyl-
phenidat zudem nicht wirkte und 
seine Problemkonstellation so große 
Auswirkungen hatte, planten wir für 
ihn Neurofeedback in seinen Betreu-
ungsplan mit ein. Zu Beginn des 
Neurofeedbacks erfolgt immer eine 
diagnostische EEG-Messung, bei der 
Thomas Gehirn gravierende Auffäl-
ligkeiten aufwies. Sein Gehirn war 
verlangsamt auf eine Art und Weise, 
die sonst eher typisch für Hirnschädi-
gungen war, und wenn man das EEG 
genau analysierte, sah man auch 
sogenannte Spikes, die typisch für 
Epilepsie sind. Um sicher zu gehen, 
ließen wir uns durch einen Kinder-
arzt, der selbst Neurofeedback anbie-
tet, supervidieren. Er bestätigte 
unsere Vermutung, dass hier auch 

Neurologie ein Thema sein könnte. 
Es waren viel Klinkenputzen und 
viele Kooperationsgespräche not-
wendig, um Thomas‘ Kinderarzt 
dazu zu bewegen, überhaupt ein 
MRT mit ihm zu machen. Letztlich 
ließ er sich überreden, weil bei dem 
Jungen auch in den letzten Monaten 
eine gravierende Sehverschlechte-
rung2 aufgetreten war und er über 
Kopfweh klagte. In der Vergangen-
heit hatte man schon einmal bei ihm 
Kindermigräne diagnostiziert. Es 
bedarf viel Erfahrung in der neuro-
wissenschaftlichen Sichtweise zu 
wissen, welche Stichworte man 
sagen muss, damit Neurologen 
solche Hinweise überhaupt ernst 
nehmen. Psychische Symptome 
gehören aktuell leider nicht dazu. 
Die MRT-Untersuchung ergab eine 
Zyste im Kleinhirn, eine wasserge-
füllte Blase, die die Funktionstüchtig-
keit des Kleinhirns und anderer Hirn-
bereiche durch die Raumforderung 
beeinträchtigen kann. Studien zei-
gen (z. B. Arifin et al., 2014), dass sol-
che Tumore auch Auswirkungen auf 
die Persönlichkeitsentwicklung und 
Psyche haben können. Können wir 
also ausschließen, dass Thomas‘ 
Verhalten eine Folge seiner Zyste im 
Kleinhirn ist? Dazu später mehr …

Thomas war in allen Jahren nicht der 
einzige, bei dem wir eine neurologi-
sche Beteiligung vermutet und auch 
nachgewiesen haben. Nicht immer 
waren es Zysten, manchmal auch 
Unfälle oder andere Dysregulationen 
des Gehirns, die seit Beginn des 
Neurofeedbacks in unserer Einrich-
tung im Jahr 2010 in den EEGs der 
Kinder und Jugendlichen aufgetaucht 
sind und manchmal überhaupt erst 
danach medizinisch abgeklärt wer-
den konnten. Mit dem Neurofeed-
backtraining haben wir aber bei eini-
gen Kindern auch verblüffende Ver-
besserungen, die über das übliche 

Maß einer Jugendhilfe-Maßnahme 
hinausgingen, beobachten können. 

Zunächst wollen wir aber noch ein-
mal einen Blick darauf werfen, was 
Neurofeedback eigentlich ist und wie 
wir arbeiten. 

Wieso Neurofeedback?  
Was wollen wir erreichen? 
Ziel der Neurofeedback Therapie ist 
die Selbstregulation des Gehirns. 
Gelingt diese, so schafft dies oft die 
Voraussetzung dafür, dass andere 
pädagogisch-therapeutische Ansätze 
besser oder überhaupt wirken kön-

nen und sich die jungen Menschen 
selbstwirksamer erfahren können. 
Manche Veränderungen kommen 
schleichend nach vielen Sitzungen, 
bei anderen Verfahren geht es sehr 
schnell, und Veränderungen zeigen 
sich in wenigen Wochen. Wie bei 
anderen Therapien auch, lässt sich 
nicht vorhersagen, bei wem Neuro-
feedback wirken kann und bei wem 
nicht. 
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Für viele dieser jungen Menschen mit 
komplexen Problemkonstellationen 
findet sich keine passende Medika-
tion mit Psychopharmaka, die hier 
auch nur ansatzweise Verbesserun-
gen brächten. Bei denen könnte 
Neurofeedback eine Alternative sein. 
Bei anderen erleben wir, dass wir 
durch das Neurofeedbacktraining (in 
Absprache mit dem behandelnden 
Arzt) auf eine Medikation mit Psycho-
pharmaka verzichten können oder 
zumindest die Dosierung reduzieren. 

Für welche Kinder und Jugend­
liche (und Erwachsene) ist 
Neurofeedback geeignet? 
Was Neurofeedback kann, hängt sehr 
vom Gerät ab, mit dem gearbeitet 
wird. Einige Geräte arbeiten sehr 
spezifisch mit bestimmten neurolo
gischen Mechanismen und eignen 
sich z. B. insbesondere für ADHS  
(z. B. das SCP-Training). Andere Geräte, 
so wie unseres, sind sehr vielseitig, 
und es lassen sich eine Vielzahl von 
Methoden anwenden. Neurofeed-
back kann bei folgenden Störungs
bildern hilfreich sein: 
 
•	� AD(H)S
•	� Störungen des Sozialverhaltens 

(auch in Verbindung mit ADHS)

•	� Manisch-depressive Störungen

•	� Depressionen

•	� Ängsten

•	� Trauma-Folgestörungen

•	� Borderline-Störungen

•	� Autismus

•	� Hirnorganische Erkrankungen wie  
z. B. Schlaganfall, Schädel-Hirn-
Trauma, Epilepsie

•	� Migräne

Inzwischen empfiehlt die AWMF Leit-
linie (2017, S. 65) Neurofeedback als 
einen Behandlungsbaustein für ADHS: 

„Neurofeedback nach Standard-
Trainingsprotokoll kann im Rahmen 
eines Behandlungsplanes der ADHS 
bei Kindern > sechs Jahren und 
Jugendlichen ergänzend eingesetzt 
werden, wenn dadurch eine andere 
wirkungsvollere Therapie nicht ver
zögert oder verhindert wird.“ 

Neurofeedback schafft häufig Voraus-
setzungen dafür, sich angemessener 
zu verhalten, sich ausgeglichener zu 
fühlen, entspannter zu sein, eine bes-
sere Stimmung zu haben, sich besser 
konzentrieren zu können, uvm.

Biofeedback – Arbeit über den 
Körper
Neurofeedback ist aus dem Biofeed-
back heraus entstanden. Beide sind 
körperliche Verfahren, die ihren Ur- 
sprung in der Verhaltenstherapie 
haben und versuchen, dem Körper 
über Rückmeldungen (Feedback) zu 
zeigen, wie er sich selbst in einen an-
deren funktionaleren Zustand bringen 
kann. Beim Biofeedback werden kör-
perliche Funktionen (= Bio) gemessen 
und zurückgemeldet (= Feedback). 
Diese autonom (unwillkürlich) gesteu-
erten physiologischen Vorgänge, die 
der bewussten Wahrnehmung nur 
begrenzt zugänglich sind, werden 
somit bewusst beeinflussbar. 

Im klassischen Biofeedback kann z. B. 
gelernt werden Einfluss auf die 
eigene Herztätigkeit zu nehmen. 
Gesteuert durch das autonome Ner-
vensystem verlangsamt sich diese in 
der Entspannung und Regeneration 
(Parasympathikus) oder beschleunigt 
sich bei Aktivierung (Sympathikus). 
Durch die Art und Weise wie das Herz 
schlägt, d.h. wie variabel und flexibel 
es dabei ist, kann man daher den 
aktuellen psychischen und körper
lichen Stresslevel durch eine Messung 
der Herztätigkeit darstellen. Diese 
sogenannte Herzratenvariabilität 
(= HRV) kann man auch gezielt trai-
nieren, d.h. Entspannung oder bei 

Bedarf auch mehr Aktivierung üben. 
Vorteil dieser technischen Variante ist 
für manche Menschen, dass sie durch 
das Feedback selbst die Kontrolle 
erhalten und ihren Erfolg direkt sehen 
können. Natürlich braucht es auch 
dabei die therapeutische Begleitung.

Andere Biofeedbackmethoden nut-
zen Muskelspannung, Temperatur der 
Hände, Atmung oder den Hautleit-
wert. Der Hautleitwert kann den 
aktuellen Stress oder auch Angst an-
zeigen. Jeder weiß, dass man feuchte 
Hände bekommt, wenn etwas sehr 
aufregend, stressig oder beängsti-
gend ist. Messbar ist das schon weit 
bevor wir es bewusst wahrnehmen 
können und veränderbar, wenn wir 
diesen Wert messen, im Kontext ver-
stehen und somit die Möglichkeit be-
kommen, Einfluss zu nehmen. Bio-
feedback eignet sich daher auch für 
gestresste Menschen und Menschen 
mit Angststörungen

Neurofeedback – Arbeit mit dem 
Gehirn
Neurofeedback ist eine spezielle 
Form des Biofeedbacks. Die körper
liche Funktion, die wir normalerweise 
nicht spüren können und die hier 
gemessen wird, ist die Hirntätigkeit, 
das EEG (Elektroenzephalogramm).

Symphonie im Gehirn – oder eben 
auch nicht
Grundsätzlich sind immer alle diese 
Wellen in den Hirnwellenmustern 
enthalten, je nach Situation tritt die 
eine mehr und die anderen weniger 
auf. Es gibt dabei keine „guten“ oder 
„schlechten“ Wellen. Entscheidend ist 
daher eher die Verteilung dieser Wel-
len, d.h. die jeweilige Menge der ein-
zelnen Wellen, aber noch wichtiger 
sind die Funktionen, die in den be-
troffenen Hirnregionen gesteuert 
werden. Weiter ist wichtig an welchen 
Netzwerken diese Hirnregionen be-
teiligt sind, ob die Kommunikation 
zwischen den Regionen gut ist, d.h. 
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Kasten 1: Hirnwellenmuster im EEG

Die Hirnwellenmuster, die bei der EEG-Messung zu sehen sind, enthalten schnelle und langsame Anteile, die jeweils 
für verschiedene Funktionen bei der Hirntätigkeit zuständig sind. Die Software des Neurofeedback-Gerätes kann die 
gemessenen Hirnwellen mittels mathematischer Algorithmen in diese Anteile zerlegen und darstellen.

Delta, 1 bis 4 Hz: Langsame Wellen, die vorwiegend im Tiefschlaf vorkommen. Diese Wellen sehen wir auch bei 
Hirnschädigungen, aber auch bei gravierenden AHDS-Störungsbildern. 

Theta, 4 bis 8 Hz: Steht für einen sehr ruhigen Zustand, z. B., wenn Menschen meditieren. Es entsteht auch in den 
Übergangsphasen zwischen Wach- und Schlafzustand, in denen uns oft besonders kreative Gedanken einfallen.  
In diesem Bereich gibt es einen Zugang zu Unbewusstem (u. a. in Form von Trauma-Erinnerungen am Abend).  
Sehen wir Theta im Wachzustand, so kann dies auf mangelnde Konzentrationsfähigkeit hindeuten.

Alpha, 8 bis 12 Hz, der Ruhegrundrhythmus des Gehirns: Eine Art Bereitschaftsmodus, d.h. eine leichte Entspan-
nung, nach innen gerichtete Aufmerksamkeit und emotionale Verarbeitung. Das Gehirn wartet hier entspannt auf 
die Notwendigkeit zu reagieren. Dieser Rhythmus wird bei geschlossenen Augen vermehrt sichtbar.

Beta, ab 12 Hz: Eine Art Denk- und Verarbeitungswellen. Sie entstehen überall da im Großhirn, wo aktuell Aktionen 
stattfinden. Bewege ich z. B. meinen Arm, dann ist in der Hirnregion, die für diese Bewegung zuständig ist, Beta zu 
beobachten. Höre ich einem Text zu, sind die Hirnregionen in Aktion, die Töne hören, Worte verstehen, aber auch 
die Netzwerke, die den Sinn der Sprache entschlüsseln, sowie die Zentren, die Erinnerungen und Wissen damit 
verknüpfen. Diese Betawellen werden von manchen Forschern noch einmal unterteilt

Low Beta, 12 bis 15 Hz: Eine entspannte, nach außen gerichtete Aufmerksamkeit. 

Beta, 15 bis 25 Hz: Hellwache, nach außen gerichtete Aufmerksamkeit und Konzentration.

High Beta ab 25 Hz: Intensive mentale Aktivität, oft bedeutet dies aber ein Nicht-zur-Ruhe-kommen, Stress und 
Gedankenkreisen. In der Jugendhilfe sehen wir diese Welle auch oft im Zusammenhang mit Angst oder einer 
Überaktivierung, Überfokussierung, z. B. wenn sich die Kinder und Jugendlichen nicht sicher fühlen und sehr 
stressempfindlich sind, evtl. auch durch Traumatisierungen.

Gamma, ab ca. 30 bis 40 Hz: Diese Wellen bringen Informationen zusammen, d.h. stehen für Aha-Momente, bei 
Erkenntnissen oder wenn man etwas Neues lernt und versteht. Sie kommen daher auch immer nur kurz vor und sind 
u. a. wichtig für das Bewusstsein, für Gedächtnisprozesse und sensorische Wahrnehmung. Ein dauerhaft vorhandenes 
Gamma wiederum ist eher pathologisch.

Autorinnen:  Monique Breithaupt-Peters / Patricia Dornuf

W
ei

te
re

 T
he

m
en



Blickpunkt Jugendhilfe    Heft 3+4    202130

der Datenaustausch gelingt, und wie 
schnell dies geht, also die Verarbei-
tungsgeschwindigkeit und das 
Timing der ganzen Prozesse. Funktio-
niert all dies optimal, dann befindet 
sich das Gehirn in einem Zustand der 
Homöostase, d.h. einem Zustand der 
inneren Stabilität. Es kann sich flexibel 

auf die sich ändernden Bedingungen 
innen und außen einstellen, um sein 
eigenes Gleichgewicht zu erhalten. 
Der Mensch kann dann optimal auf 
seine eigenen Bedürfnisse, aber auch 
auf die äußeren Ereignisse reagieren. 
Verglichen mit einem Symphonieor-
chester, spielt dieses dann eine 

schöne, ausgewogene Symphonie. 
Der Mensch ist Dirigent seines 
Orchesters, d.h. er steuert das Zusam-
menspiel, das Timing, die Lautstärke 
und vieles mehr. Wenn die Orchester-
musiker ihre Instrumente stimmen, 
dann hören wir ein unorganisiertes 
Durcheinander. 

Fallbeispiel Bruno

Bruno kam zu uns mit einer ADHS-
Diagnose. Er war verträumt, ablenk-
bar und oft sehr impulsiv. Bei ihm 
„spielte“ Beta im Frontalhirn, die 
Hirnregion im Stirnbereich, zu „leise“ 
und Theta hingegen „übertönte“ 
alles andere. 

Das Frontalhirn hat die Aufgabe des 
„Geschäftsführers im Gehirn“, denn 
hier werden Funktionen wie z. B. 
Aufmerksamkeit, Impulskontrolle, 
Selbstüberwachung und auch Ler-
nen aus Erfahrungen gesteuert. In 
dieser Region sollte Bruno im Unter-
richt Beta, die Denkwellen, bilden, 
denn im Unterricht wird eine nach 
außen gerichtete Aufmerksamkeit 
erwartet, um dem Lehrer zuzuhören. 
Bruno hingegen produzierte statt-
dessen viel zu viel Theta in dieser 

Region, typisch für Kinder mit dem 
Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom. 
Theta, das war die Welle, die beim 
Übergang von Wach- zu Schlafzu-
stand oder bei Meditation hervortritt. 
Durch vermehrtes Theta ist dieser 
Geschäftsführer, also das Frontalhirn, 
in einem eher unteraktivierten 
Zustand, als würde es schlafen oder 
dösen. Aufmerksamkeit, Impulskont-
rolle und Lernen aus Erfahrungen 
funktionieren nicht gut. Bruno war 
daher impulsiv, rief seine Gedanken 

im Unterricht einfach rein, konnte 
nicht abwarten und ließ sich dau-
ernd ablenken. Auch Erklärungen, 
dass er abwarten solle oder erst 
fragen, halfen nicht viel. Es passierte 
ihm immer wieder, denn er konnte 
kaum aus der Erfahrung lernen. 
Heftige Reize können den Geschäfts-
führer „wecken“, ein Grund warum 
sich Sensation Seeking für ihn gut 
anfühlte, zumindest kurzfristig.
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Neurofeedback – Voraussetzun­
gen schaffen – Entwicklungs­
schritte ermöglichen
Mit Neurofeedback versuchen wir, 
Kinder wie Thomas und Bruno zu 
unterstützen. Ziel hierbei ist es, dass 
sie lernen, selbst Dirigent ihrer Hirn
aktivität zu werden.

Bevor wir mit einem Neurofeedback 
Training beginnen, machen wir in 
unserer Einrichtung immer eine diag-
nostische EEG-Messung, mit der wir 
die Verteilung der Wellenanteile, die 
Kommunikation, die Verarbeitungsge-
schwindigkeit und auch das Gesche-
hen in der Tiefe des Gehirns sichtbar 
machen können. Durch den Vergleich 
mit einer Normdatenbank, die Daten 
gesunder, gut funktionierender Men
schen enthält, können wir abschät-
zen, welche Hirnregionen und Netz-
werke betroffen sind. Wir bekommen 
eine Vorstellung, wie das Gehirn des 
Kindes oder des Jugendlichen funkti-
oniert, und welche Auswirkungen 
diese Funktion auf sein Verhalten und 
sein Leben haben könnte. Diese Form 
der Auswertung nennt sich Quantita-
tives EEG, kurz QEEG. Es vergleicht die 
Menge der einzelnen Komponenten 
mit denen der Normpopulation im 
entsprechenden Alter. Daraus lassen 
sich Brain Maps generieren, eine Ver-
bildlichung der Werte. Dieses QEEG 
ist relativ stabil, d.h. tägliche oder 
kurzfristige Einflüsse bilden sich hier 
kaum ab. Es ändert sich von alleine 
kaum, auch wenn wir die Messung an 
verschiedenen Tagen hintereinander 
wiederholen.

Obwohl Neurofeedback keine neue 
Methode mehr ist, kennen nur wenige 
Mediziner diese Art der Auswertung, 
ein paar wenige sind selbst Neuro-
feedback-Therapeuten. Im Allgemei-
nen untersuchen Mediziner das EEG 
auf morphologisch veränderte Wel-
len, d.h. die Form und Charakteristik 
der Wellen, um Krankheiten und Ver-
änderungen im Gehirn zu identifi- 

zieren oder auszuschließen. Man kann 
also sagen, Neurologen haben im Ge-
gensatz zu Neurofeedback-Therapeu-
ten einen anderen Blick auf das Ge-
hirn, der wertvoll ist, den wir aber mit 
unserer Sichtweise noch ergänzen 
können.

Mit Hilfe einer quantitativen QEEG-
Messung lassen sich nicht nur Trai
ningsstrategien entwickeln, sondern 
auch neurologische Auffälligkeiten 
finden. Es braucht hierbei jedoch 
zwingend eine ganzheitliche Sicht 
auf das QEEG, die Anamnese, die 
Symptome und die Vorgeschichte 
des Kindes oder Jugendlichen. 

Die darauffolgende Neurofeedback-
Therapie bedeutet Lernen – Heraus-
finden und Lernen, wie das Gehirn 
reguliert werden muss, um die Symp-
tome zu verbessern und dies so oft 
zu wiederholen, bis es nicht mehr 
vergessen wird. Wichtig ist: wir trai-
nieren nicht das QEEG, sondern den 
Menschen, d.h. das Ziel ist es, die 
Symptome zu verringern, um eine 
bessere und gesündere Teilhabe am 
Leben zu erreichen. Das Ziel ist es 
nicht, dass das QEEG am Ende der 
Behandlung der Norm entsprechend 
aussieht, sondern dass der junge 
Mensch eine bessere Chance auf eine 
positive Entwicklung hat.

Dieses Lernen ist ein Lernen am Er-
folg nach den Prinzipien der operan-
ten Konditionierung. Bei jedem Trai-
ning werden die Elektroden auf dem 
Kopf des Kindes angebracht und das 
EEG gemessen. Je nach Auswahl der 
Trainingsparameter müssen, basie-
rend auf QEEG, Anamnese und Symp-
tomen, 2 bis 19 Elektroden ange-
bracht werden. In Echtzeit werden die 
komplexen Hirnwellen von der Soft-
ware in die oben beschriebenen 
Wellenbestandteile zerlegt und mit 
den Trainingskonditionen verglichen. 

Auch wenn Neurofeedback immer 
noch nicht so bekannt ist, wurde 
schon in den 50er und 60er Jahren 
Epilepsie damit behandelt. Es haben 
sich seitdem viele verschiedene 
Methoden innerhalb des Neurofeed-
back entwickelt, daher können die 
konkreten Trainingsformen je nach 
Gerät und Ausbildung des Therapeu-
ten leicht unterschiedlich aussehen. 
Ziel ist bei allen Geräten das Erlernen 
einer gesünderen Hirnorganisation, 
der Selbstregulation und somit mehr 
Gleichgewicht und Flexibilität im 
Gehirn. Die Wege dahin können sich 
leicht unterscheiden. 

Auch die Art des Feedbacks hat sich 
entwickelt und kann unterschiedlich 
aussehen. Mal hören die Patienten 
immer dann einen Ton, wenn die Be-
dingungen zutreffen, mal sehen sie 
einen Film klar und deutlich. Dieser 
Film wird aber etwas dunkler, wenn 
die Bedingungen nicht erreicht wer-
den. Es wurden auch schon eine Viel-
zahl von kleinen Spielen entwickelt, 
die „mit den Gedanken gesteuert“ 
werden können und immer dann lau-
fen, wenn die vom Therapeuten ein-
gestellten Bedingungen zutreffen. 
Dies ist Belohnung, ist Erfolg. Treffen 
die Bedingungen nicht zu, bleibt die 
Belohnung aus, der Film wird dunkler, 
der Ton bleibt aus oder das Spiel 
stoppt. Wir Therapeuten können 
dabei die Schwierigkeit so einstellen, 
dass das Training Spaß macht und 
gleichzeitig etwas geübt werden 
kann. Hier gilt es für das Kind bzw. 
den Jugendlichen den richtigen 
Schwierigkeitsgrad zu finden und 
immer wieder nachzujustieren, wenn 
sich das Gehirn verbessert.

Indem die Trainierenden so ihre eige-
ne Hirntätigkeit über das Feedback 
beobachten, lernen sie mit Hilfe des 
Gerätes diese und die damit zusam-
menhängenden Funktionen zu regu-
lieren. Mit der Zeit und der regelmäßi-
gen Wiederholung wird dies 
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automatisiert und Stück für Stück in 
den Alltag übertragen. 

Fallbeispiel Bruno – Das 
Neurofeedback-Training

Bei Bruno z. B. würde man die einge-
stellten Trainingskonditionen mit 
„Mach weniger Theta und mehr 
Beta“ übersetzen können. Die Elek
troden waren vorwiegend über dem 
Frontalhirn angebracht. Immer 
dann, wenn er bzw. sein Gehirn es 
schaffte, diese Bedingungen zu 
erreichen, bekam Bruno ein positives 
Feedback, er hatte Erfolg. Trafen die 
Bedingungen nicht zu, blieb die 
Belohnung aus. Er schaute beim Trai-
ning einen Film an und hatte sich 
Filme wie zum Beispiel „Ice Age“ aus-
gesucht. Immer, wenn Theta wieder 
alles übertönte, wurde das Bild dunk-
ler. Klar und deutlich konnte er den 

Film immer dann sehen, wenn er im 
Frontalhirn ausreichend Beta produ-
zierte. Hierdurch lernte er in diesem 
Moment fokussiert und konzentriert 
zu sein. Vielleicht war es das erste 
Mal, dass er einen solchen Zustand 
einnahm und spürte, wie sich das 
anfühlt. Er fühlte zum ersten Mal was 
es heißt, konzentriert zu sein, und 
wusste endlich, was der Lehrer über-
haupt von ihm möchte. Das war 
schon mal ein erster Schritt. Im 
weiteren Verlauf fiel es ihm immer 
leichter, diesen Zustand einzuneh-
men und manchmal erinnerte er sich 
daran, wenn man ihn aufforderte, 
sich zu konzentrieren. Er schaffte es 
dann schon für einen kurzen 
Moment. Manchmal konnte er es in 
guten Situationen auch in der Tages-

gruppe oder im Unterricht anwen-
den. Dem Lehrer fiel das anfangs 
nicht sofort auf, aber mit der Zeit 
merkte auch er, dass er mit seiner 
Pädagogik das Kind leichter erreichte 
und Bruno im Unterricht präsenter 
war. In der Tagesgruppe merkten sie, 
dass er leichter abwarten konnte und 
nicht immer sofort reagieren musste. 
Die anderen pädagogisch-therapeu-
tischen Angebote konnten jetzt 
besser greifen. Parallel zu diesen 
Verbesserungen konnten auch seine 
Medikamente (Methylphenidat) 
geringer dosiert werden. Wichtig war 
hierbei ein enger Austausch zwi-
schen Neurofeedback-Therapeut, 
den anderen Fachpersonen im Haus, 
den Eltern und natürlich dem 
behandelnden Arzt.

Neurofeedback ist ein Hilfe-Baustein, 
der es ermöglicht, dass pädagogisch-
therapeutische Maßnahmen und 
schulische Angebote besser ange-
nommen und umgesetzt werden 
können. Es ermöglicht manchmal 
auch, dass Probleme in der Psycho-
therapie leichter bearbeitbar werden. 
Bruno z. B. lernte durch Neurofeed-
back, wie sein Gehirn sich besser kon-
zentrieren und weniger impulsiv steu-
ern kann. Aber das, was er bisher ver-
passt hat, muss er noch nachholen, 
wie z. B. das Üben des Einmaleins, das 
Erlernen von Verhaltensregeln oder 
das Aufbauen einer echten freund-
schaftlichen Beziehung zu anderen. 
Gerade bei Fällen, die im üblichen 
Setting wenig Fortschritte zeigen, 
erleben wir Neurofeedback immer 
wieder als Katalysator, der die Ent-
wicklung wieder in Gang bringen 
kann. 

Kommen wir zurück zu Bruno und 
seiner ADHS Problematik. 

(Foto: © Fotolia)
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Wenn wir Neurofeedback für 
unsere Einrichtung als Hilfe­
baustein einführen wollen –  
wie geht das? 

Die Anschaffung
Neurofeedback-Geräte sind oft sehr 
teuer, d.h. eine Einrichtung muss sich 
gut überlegen, ob sie über die Res-
sourcen verfügt, ein solches Gerät, 
den dazugehörigen PC und die Soft-
ware anzuschaffen. Manchmal lässt 
sich eine Spende oder einen Förder-
topf akquirieren, über den die Finan-
zierung laufen kann. 
Im Vorfeld des Kaufs sollte außerdem 
genau geprüft werden, was man mit 
dem Gerät erreichen will. Aus unserer 
Erfahrung heraus brauchen die kom-
plexen Problemkonstellationen, mit 
denen wir es in der Jugendhilfe zu 
tun haben, Geräte, die sehr flexible 

und multiple Zugangsweisen ermög-
lichen. Hier kann man sich unter 
Umständen auch von erfahrenen 
Therapeuten beraten lassen. 

Personelle Ressourcen 
Ein Neurofeedback-Training sollte 
mindestens einmal die Woche und zu 
festen Zeiten stattfinden. Dazu 
braucht es Mitarbeitende, die sich 
den Umgang mit dem PC und die 
neurowissenschaftlichen Sichtweisen 
zutrauen und daran Spaß haben. Sie 
sollten eine entsprechende Ausbil-
dung absolvieren und benötigen die 
zeitlichen Ressourcen, dass sie regel-
mäßige Neurofeedback-Angebote 
anbieten können. Sie müssen dafür in 
dieser Zeit von allen anderen Ver-
pflichtungen entbunden sein. Sie 
brauchen von den Kolleg*innen in 
der Einrichtung, auch von Eltern und 

Ein weiteres Fallbeispiel: Erik – 
Neurofeedback bei posttrauma­
tischer Belastungsstörung

Erik war 14 Jahre alt und kam aus 
einer anderen Einrichtung zu uns. Die 
Familie hatte in einer französischen 
Kolonie gelebt, als der Vater sich das 
Leben nahm. Erik hatte das live mit-
erlebt. Seine Mutter, eine Deutsche 
mit Familie in Baden-Württemberg, 
erzählte Erik und seinen drei Schwes-
tern, dass sie nach der Beerdigung 
nach Deutschland fliegen, um ihre 
deutsche Verwandtschaft zu be
suchen. Erst in Deutschland, erfuhren 
die Kinder, dass sie nie mehr in die 
französische Kolonie zurückkehren, 
sondern in Zukunft hier leben wür-
den. Erik hatte alles verloren, sein 
Zuhause, seine Freunde und damit 
auch sämtlichen Halt. Erik war lei-
denschaftlicher Surfer, was er hier in 
Deutschland leider nicht mehr fort-
führen konnte. Bei der ersten QEEG-
Messung zeigte sein Gehirn überall 

ausgeprägte High-Beta-Wellen, die 
deutlich über das Normalmaß gin-
gen. Dies spiegelte sich auch im Ver-
halten wider. Er war gestresst, wurde 
schnell gereizt und dann auch sehr, 
sehr wütend, bis hin zu körperlichen 
Auseinandersetzungen mit anderen 
Jugendlichen und Erwachsenen. Er 
konnte nur reduziert am Schulpro-
gramm teilnehmen und war oft auch 
sehr erschöpft. Erik war so trauma
tisiert, dass er die französische 
Sprache, mit der er aufgewachsen 
war, komplett vergessen hatte, 
obwohl deutsch ihm noch nicht zu 
100 % zur Verfügung stand. Körper
liche Aktivierung tat ihm gut, und in 
guten Phasen war Erik ein netter und 
auch zugewandter Jugendlicher. Erik 
erhielt Neurofeedback-Training über 
viele Wochen hinweg. Wir arbeiteten 
daran, sein Gehirn zu entstressen 
und nahmen dabei u. a. auch die 
High-Beta-Wellen in den Fokus. Etwa 
20 Sitzungen lang passierte nichts, 
bis das Gehirn endlich verstanden 

hatte, was es tun sollte. Dann verän-
derten sich die Werte, und wir konn-
ten auch im Alltag deutlich feststel-
len, dass seine Anspannung abnahm 
und er nach und nach nicht mehr so 
unglücklich wirkte. Jetzt konnte Erik 
auf seine Ressourcen zurückgreifen. 
Er interessierte sich für das THW und 
wurde hier gut und freudig aufge-
nommen. Er sah von sich aus, was 
gemacht werden musste, half gerne 
auch unserem Hausmeister bei 
handwerklichen Tätigkeiten. Die 
Leistungen in der Schule verbesser-
ten sich. Es gab immer noch Fächer, 
die ihm nicht lagen. Dennoch legte 
er einen guten Hauptschulabschluss 
hin und konnte danach eine Ausbil-
dung beginnen. Die Familie lebte in 
einem Stadtviertel mit vielen Ver
führungen in Richtung Drogen und 
Kriminalität. Hier brauchte er von 
einem anderen Jugendhilfe-Träger 
noch einige Zeit eine Betreuung, um 
seine gute Entwicklung stabilisieren 
zu können.

Lehrern gute Rückmeldungen, um 
die Strategien ihres Trainings entspre-
chend anzupassen. Dafür ist in Ein-
richtungen oft viel „Lauf-Arbeit“ not-
wendig, um die Infos von den Betei-
ligten einzuholen. 

Der Raum
Neurofeedbackgeräte sind sehr teuer 
und empfindlich. Der Raum sollte 
abschließbar und ruhig gelegen sein. 
Er sollte eine therapeutische Atmo-
sphäre haben, damit sich die Kinder 
und Jugendlichen sicher fühlen kön-
nen. Unter Umständen muss eine 
Probe-EEG-Messung gemacht wer-
den, um herauszufinden, ob Störsig-
nale durch andere elektrische Geräte 
das EEG stören, und so den geeigne-
ten Raum oder Platz zu finden. 
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Die Finanzierung des Angebots
Wir haben in den letzten Jahren 
einige Neurofeedback-Therapeuten 
ausgebildet, und die Erfahrung zeigt, 
dass eine Finanzierung von Neuro-
feedback individuell vom Jugendamt 
abhängig ist. Es kann, wie bei uns, 
gelingen, das Jugendamt davon zu 
überzeugen, dass sich die Finanzie-
rung durch individuelle Zusatzleistun-
gen lohnt, weil die Hilfe besser wirken 
kann. Dies ist leider nicht immer 
(sofort) bei allen Jugendämtern er-
folgreich. Manchmal kann es sinnvoll 
sein, einfach anzufangen und das 
Jugendamt durch erstaunliche Erfol-
ge bei sonst festgefahrenen Fällen zu 
überzeugen. 

Die Ausbildung
Der Begriff Neurofeedback-Therapeut/ 
Trainer ist nicht geschützt und die Art 
der Ausbildung variiert. Wichtig ist, 
sich zuerst für ein Gerät zu entschei-
den und dann die Ausbildung beim 
entsprechenden Institut zu machen, 
das sich auf diese Geräte spezialisiert 
hat. Wichtig ist außerdem, dass 
neben der Software auch die neuro-
wissenschaftlichen Grundlagen 
gelehrt werden und Möglichkeiten 
zum Mentoring (Supervision) gege-
ben sind. 

Was, wenn wir Neurofeedback nicht 
selbst machen können? 
Es gibt einige Neurofeedback-
Therapeut*innen, die auch über die 
Krankenkasse abrechnen können. 
Dazu zählen u. a. Verhaltens- und 
Ergotherapeut*innen. Neurofeedback 
ist in Deutschland inzwischen schon 
einigermaßen verbreitet, sodass die 
Wahrscheinlichkeit groß ist, eine*n 
Therapeut*in in der Nähe zu finden. 
In einem Kooperationsgespräch kann 
geklärt werden, was das Gerät kann 
und für welche Störungsbilder es 
geeignet ist, und wie eine gute 
Zusammenarbeit stattfinden kann. 

Thomas weiterer 
Entwicklungsweg

Nachdem bei Thomas die Zyste fest-
gestellt wurde, wurde von Seiten der 
Uni-Klinik eine neurologische Beteili-
gung an Thomas‘ Verhalten ausge-
schlossen und das, obwohl ich als 
Neuropsychologin mit dorthin 
gefahren war, um alles ausführlich 
und mit fachlicher Kompetenz zu 
besprechen. Wir wurden wegge-
schickt mit den Worten: „Kommen 
Sie wieder, wenn der Junge Kopfweh 
hat!“ Für uns und für Thomas eine 
sehr unbefriedigende Antwort. In der 
Einrichtung wurde die Situation 
immer brenzliger. Thomas (inzwi-
schen 13 J.) beschimpfte nicht mehr 
nur, sondern griff auch andere Kin-
der aus heiterem Himmel an. Die 
anderen fürchteten sich und waren 
froh, wenn er nicht da war. Trotz 
erneuter individueller Betrachtungs-
weise des Falls und viel pädago-
gisch-therapeutischen Kopfzerbre-
chens kam es nach Eskalationen 
immer wieder zu Abstandsbeurlau-
bungen nach Hause. Diese waren 
nach Eskalationen notwendig, um 
den anderen Kindern eine Pause zu 
gönnen. Auch zuhause griff er seine 
jüngeren Geschwister an. Die Situa-
tion war nicht länger tragbar für uns 
als Einrichtung, die Wert darauf legt, 
für alle Kinder und Jugendlichen ein 
sicherer Ort zu sein. Es war klar, dass 
wir die Situation beenden mussten. 
Die Mutter hatte Angst um ihren 
Sohn, und die Kooperation mit uns 
litt darunter sehr. Nach einer erneu-
ten Eskalation, bei der er wieder 
andere Kinder massiv angegriffen 
hatte, mussten wir die Maßnahme 
(für unsere Einrichtung sehr 
untypisch) abrupt beenden, ohne 

eine Folgemaßnahme initiiert zu 
haben. In den Berichten der 
Kolleg*innen über die Ereignisse, 
tauchte immer wieder das Thema 
auf, dass der Junge die Tage davor 
über Schwindel klagte. Wir empfah-
len der Mutter deswegen im Nach-
gang, die neurologische Seite noch 
einmal abklären zu lassen, was sie 
auch tat. Bei einer weiteren Unter
suchung stellte sich heraus, dass der 
Junge eine entzündliche Gehirner-
krankung hatte, eine Art kindliche 
Multiple Sklerose, die immer wieder 
Schübe produzierte. Immer dann, 
wenn der Schub kam, wurde er 
unvorhersehbar aggressiv und 
zeigte unberechenbares Verhalten. 
Jetzt, nach über drei Jahren zäher 
Diskussionen mit sämtlichen betei-
ligten medizinischen Fachpersonen, 
konnte Thomas endlich behandelt 
werden. Es folgte ein langer erklä-
render Befundbericht des Kinderarz-
tes und -neurologen, der vorher alle 
Zusammenhänge zu Thomas‘ 
Verhalten für unvorstellbar erklärt 
hatte, mit dem Hinweis auf die 
Entzündungen und sichtbaren 
Hirnschädigungen und dem Appell, 
dass wir doch bitte den Jungen wie-
der aufnehmen sollen, weil er auf-
grund der Erkrankung ja nichts 
dafürkönne. Inzwischen war leider 
unter den anderen Kindern so viel 
zwischenmenschliches Porzellan 
zerschlagen, dass eine Rückkehr 
schon aus Rücksicht auf deren Ent-
wicklung unmöglich war. Unklar 
bleibt, welche bleibenden, neurolo-
gischen Schädigungen im Gehirn in 
diesen drei Jahren Nichtbehandlung 
entstanden waren, die dem Jungen 
evtl. hätten erspart bleiben können, 
wenn man uns früher ernst genom-
men hätte. 

Und Thomas? Wie ging es hier weiter?
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Typische Fragen zu Neurofeedback – Kurz beantwortet

Was ist Neurofeedback?
Neurofeedback ist eine weltweit eingesetzte, wissenschaftlich anerkannte Methode zur Verbesserung der Gehirn
aktivität. Neurofeedback wird auch EEG-Biofeedback genannt, da es auf den elektrischen Gehirnaktivitäten beruht, 
dem Elektroencephalogramm (EEG). Neurofeedback trainiert die Selbstregulation des Gehirns.

Wozu wird Neurofeedback eingesetzt?
Ziel ist es durch eine Optimierung der Hirnströme die Wahrnehmung, das Denken, die Aufmerksamkeit, das 
Verhalten und das Wohlbefinden nachhaltig positiv zu beeinflussen und eine Flexibilisierung zu erreichen. 

Wann ist Neurofeedback hilfreich? 
Neurofeedback ist besonders geeignet bei Fehlregulationen des Gehirns, beispielsweise in folgenden Fällen: 

•	� Hinweise auf eine schlechte Verarbeitung im Gehirn: Teilleistungsstörungen (LRS; Rechenschwäche, Störungen der 
Handlungsplanung, Gedächtnisstörungen, Wahrnehmungsstörungen, etc.), Asperger-Autismus, Störungen der 
sozialen Wahrnehmung, etc. 

•	� Hinweise auf eine Überaktivierung im Gehirn: Stress, Wutausbrüche, Ängste, kognitive Inflexibilität (Festhängen in 
Gedanken- und Handlungsschleifen), oppositionelle Störungen, emotionale Unausgeglichenheit / Depressivität, 
Schlafstörungen, Migräne, Epilepsie, etc.

•	� Hinweise auf eine Unteraktivierung im Gehirn: ADHS, Verlangsamung in der Motorik und im Denken, nachge
wiesene hirnorganische Schädigungen, etc. 

Für wen ist Neurofeedback geeignet?
Neurofeedback eignet sich für Kinder aller Altersklassen. Kinder und Jugendliche müssen für Neurofeedback oft erst 
gewonnen werden. Sie haben oft Angst, dass man ihre Gedanken lesen kann. Hier muss man ihnen zeigen, was wir 
messen (also z. B. die EEG-Wellen) und was im Training passiert. Evtl. macht es Sinn, wenn sie vorher zum „Schnup-
pern“ zu uns kommen. Menschen mit psychotisch-paranoiden Symptomen lassen sich manchmal nur schwer für 
Neurofeedback gewinnen. 

Was müssen Kinder und Jugendliche können, um Neurofeedback machen zu können? 
Kinder oder Jugendliche sollten einigermaßen stillsitzen können, damit das EEG sauber gemessen werden kann. 
Unter Umständen brauchen sie hier Unterstützung z. B. durch eine Gewichtsdecke, die hilft, sich zu beruhigen. 
Je nach dem, mit welchem Feedback wir arbeiten, erleben die Kinder und Jugendlichen das Training als eine Stunde, 
in der sie Filme schauen dürfen. Hier braucht es wenig Anstrengung. Andere Methoden erfordern unter Umständen 
Konzentration und die Fähigkeit, Anweisungen zu befolgen. 

Wie lange dauert eine Sitzung und wie lange muss man Neurofeedback machen?
Die Sitzungen dauern mit allen Vorbereitungen ca. 45–60 Minuten wöchentlich. Das Training dauert in der Jugend-
hilfe oft viele Wochen, da die ungünstigen Gehirnmuster oft sehr fest im Gehirn verankert sind. 

Wie lange hält die Wirkung eines Neurofeedbacktrainings an?
Neurofeedback gleicht einem längerfristigen Lernprozess, ähnlich dem Schwimmen oder Fahrradfahren lernen. Das 
Gehirn verändert seine Aktivitätsmuster nachhaltig. In der Jugendhilfe müssen diese Veränderungsprozesse oft sehr 
langfristig erarbeitet werden. In Ausnahmefällen kann es auch notwendig sein, dass ein Leben lang weitertrainiert 
werden muss (z. B. bei Autismus). 

Was passiert, falls Kinder und Jugendliche Medikamente einnehmen?  
Kann Neurofeedback Medikamente ersetzen?
Eine Veränderung einer Medikation darf nur in Abstimmung mit dem behandelnden Arzt erfolgen. In der Praxis kann 
es vorkommen, dass durch das Neurofeedback einer Veränderung im Gehirn erreicht wird, sodass dann eine Medika-
tionsänderung notwendig sein kann. Dies muss dann mit dem Arzt oder der Ärztin besprochen werden. 
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Fazit: Neurofeedback in der 
Jugendhilfe – Ist das sinnvoll? 

In über 10 Jahren Erfahrung mit 
Neurofeedback brechen wir immer 
noch eine Lanze für diese Methode. 
Neurofeedback ist kein Wundermittel, 
kann aber die pädagogisch-thera
peutischen Ansätze, die uns sonst zur 
Verfügung stehen, definitiv unterstüt-
zen. Wir könnten neben Thomas, 
Bruno und Erik noch von weiteren 
Fällen erzählen, die uns in dieser Zeit 
begegnet sind. Nicht selten werden 

wir von den pädagogisch-therapeu
tischen Kolleg*innen gefragt, was wir 
denn mit dem Kind XY gemacht hät
ten, weil er oder sie sich so gut ent
wickelt hat. Gleichzeitig braucht es für 
diese Methode aber auch Fachkräfte, 
die mit Herzblut an die Sache heran-
gehen, und Leitungskräfte, die die 
dafür notwendigen Rahmenbedin-
gungen schaffen wollen und können. 

Wie bei allen pädagogisch-thera
peutischen Methoden haben wir 
auch erlebt, dass sie auch mal nicht 

funktionieren können (wie bei Tho-
mas). Trotzdem sind wir stolz darauf 
immerhin erreicht zu haben, dass er 
medizinisch so versorgt wird, dass 
zumindest nicht noch größerer Scha-
den entsteht. Die Erfahrung zeigt 
auch, dass Jugendhilfefälle deutlich 
komplexer sind und mehr Knowhow 
und Durchhaltevermögen benötigen, 
als die Fälle in ambulanten Praxen. Für 
viele ist Neurofeedback ein Hoff-
nungsschimmer, auch in verfahrenen 
Situationen doch noch was bewirken 
zu können. 
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Stell Dir mal vor… 

du bist wie Pippi Langstrumpf oder 
Michel aus Lönneberga und du 
bekommst Tabletten dagegen …

Bereits seit 1991 bin ich mit Unterbre-
chung in der heilpädagogischen 
Jugendhilfelandschaft unterwegs. 
Habe verschiedenste Einrichtungen 
in unterschiedlicher Größe kennenge-
lernt. In mein Menschenbild passt es 
nicht, junge Menschen und Kinder 
mit Medikamenten „abzuschießen“. 

Menschen und ihre Charaktere sind 
unterschiedlich „Gott sei Dank“. Als 
Kind und bis heute, bin auch ich 
sicherlich ein lebhafter Mensch und 
als Kind hatte ich den Spitznamen 
„Nervensäge“. Ein angeheirateter 
Onkel – so glaube ich – wusste nicht 
einmal meinen richtigen Vornamen. 
Trotzdem haben es alle mit mir aus-
gehalten. 

In unserer Einrichtung arbeiten wir 
eng mit einer Kinder- und Jugend-
psychiaterin zusammen, die uns hilft, 
Kinder medikamtentenfrei zu bekom-
men, wenn wir sie aus der Psychiatrie 
aufnehmen. Frau Dr. D. spricht eine 
klare, verständliche Sprache. Nur zu 
gut kann ich mich an die Worte erin-
nern, die sie an einen 12-jährigen 
Gymnasiasten richtete, der inzwischen 
sein Abitur in der Tasche hat. „Du 
kannst dich entscheiden, entweder 
benimmst du dich wie bescheuert 
und musst das Ritalin bis zu deinem 
Lebensende nehmen und die Phar- 

Medikamentenfreiheit in der Jugendhilfe – 
geht das? Es geht!

maindustrie verdient an dir, oder du 
nutzt deine Intelligenz, um deinen 
Lebenstraum umzusetzen und wirst 
Grundschullehrer!“ Der Jugendliche 
und wir haben uns für die zweite 
Möglichkeit entschieden – das war 
vor über 8 Jahren und der Beginn, 
umzudenken.

Wir machten uns auf den Weg unser 
Konzept umzustrukturieren. Wir ver-
mieden schon lange Fertigprodukte 
beim Essen, wir reduzierten Zucker 
und Süßigkeiten, wir boten viel mehr 
Bewegung in der Natur an, setzen 
Medien nur gezielt ein, wir verpflich-
teten Kinder für Freizeitaktivitäten 
und wir bildeten uns weiter. Die 
Lösung hieß für uns „Traumapäda
gogik“ und das ist nun schon fast 
10 Jahre her. Die Methoden der Trau-
mapädagogik helfen Kindern, sich 
selbst zu helfen. Sie lernen, mit ihrem 
Bewegungsdrang und ihrem mangel-
haften Steuerungsvermögen umzu-
gehen, sie beobachten sich besser 
und wir als Fachkräfte lernen, mehr 
Verständnis für sie aufzubringen.

Besonders gut wird unsere Arbeit an 
dem Beispiel der kleinen L. deutlich. 
Wir nahmen sie auf, nachdem sie 10 
Monate in der geschlossenen Psychi-
atrie untergebracht war. Dabei war sie 
erst 8 Jahre alt. L. kam mit dem Sozial-
dienst der großen Kinder- und 
Jugendpsychiatrie aus München zur 
Vorstellung. Sie machen sich keinen 
Eindruck, in welchem Zustand sich 
das Mädchen damals befand. Sie 
hatte mattes, strähniges Haar, eine 

fahle Gesichtshaut und war fast ohne 
jegliche Mimik. Ihre Schultern kippten 
nach vorne und waren zu den Ohren 
hochgezogen. Sie trug ein viel zu 
großes Sommerkleid und wirkte wie 
ein „Zombie“, als sie aus dem Auto 
ausstieg.

Auch bei dem folgenden Gespräch in 
unserem Esszimmer war sie kaum in 
der Lage, sich zu beteiligen. Der 
Sozialdienst schilderte mir, dass L. in 
einem geschlossenen Bett schlafen 
solle, weil sie nachts so unruhig sei. 
Außerdem wäre ein „reizarmes“ 
Umfeld wichtig, damit ihre „Aus
brüche“ steuerbar blieben. Als ich L. 
fragte, wie denn solche Ausbrüche 
verliefen, meinte sie: „Da werfe ich 
dann meine Stofftiere, durch die 
Gegend.“ Daraufhin meinte ich:  
„Das sei wenigstens leise, bei mir 
wären es immer Plastikschüsseln.“ 
Recht schnell war mir klar, dass das 
Mädchen und ich auf eine gewisse 
Weise „seelenverwandt“ sind.

Bereits nach drei Tagen wurde das 
Mädchen mit einer ganzen Tüte 
Medikamenten im Gepäck (Dipiparon 
und Neurocil waren nur zwei davon) 
zu uns gebracht. Noch am selben 
Nachmittag sprach ich mit der Kin-
der- und Jugendpsychiaterin und bat 
sie, mir einen Ausschleichplan für das 
Mädchen zu erarbeiten, weil wir zum 
Wochenende mit der Gruppe für 
zwei Wochen eine Ferienfahrt nach 
Italien unternehmen wollten. Die 
Kolleg*innen aus der Psychiatrie 
wiesen uns aber daraufhin, dass das 
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Mädchen uns sicherlich davonlaufen 
würde und sie uns dringend davon 
abraten würden mit dem Kind weg-
zufahren. Ich bedankte mich für den 
kollegialen Hinweis und erwiderte 
nur, dass ich ja jetzt für L. verantwort-
lich sei.

In Italien besprachen wir uns ca. alle 
drei Stunden mit L. wie es ihr gehe, 
wie sie sich fühle, ob sie denke, dass 
sie die Medikamente noch brauche. 
Nebenher arbeiteten wir resourcen
orientiert und L. lernte schwimmen 
im Meer und auch Inlineskaten. 
Immer wieder klatschte sie stereotyp 
in die Hände, was als eine Nebenwir-
kung der Medikation galt. Hierbei 
spiegelten wir ihr Verhalten und frag-
ten, ob ein Clown käme, weil sie 
klatschte. Hierauf antwortete sie mit 
einem ernstgemeinten Lachen. L. 
zeigte sich von diesen Augenblicken 

an dankbar, dass wir sie akzeptieren 
und mit ihr lachen können, dass wir 
sie auf den Arm nehmen, weil wir sie 
„lieben“ und wollen, dass es ihr gut 
geht. Sie arbeitete enorm gut mit. 

Die Abende waren gekennzeichnet 
von Angst. L. hatte vor allem und 
jedem Angst. Mal war es das Gewit-
ter, mal war es der Regen auf dem 
Dach, jeden Abend ließ ich mir etwas 
einfallen, mal war es ein Regentanz 
und mal eine Geschichte, wie sich die 
warme und die kalte Luft darum strit-
ten, wer stärker sei. L. ließ es zu, dass 
ich mich für sie zum Kasper machte, 
gleichzeitig lernte sie ihr Verhalten zu 
reflektieren. Nicht zu vergessen waren 
unsere Hunde. Eine alte, gut gelaunte 
Boxerhündin und eine kleine Misch-
lingshündin. Bereits aus ihrer Pflege-
familie kannte sie Hunde und liebte 
sie – grenzenlos. Sie gaben ihr 

Sicherheit. Sie nahmen sie an, wie sie 
war, sie hatten ein großes Herz und 
verrieten keine Geheimnisse. L. liebte 
Tiere, auch Pferde waren ihre große 
Leidenschaft, hierfür war sie zu dem 
Zeitpunkt aber noch viel zu unruhig. 
Zu Hause arbeiteten wir weiter an 
ihren Stärken und erlernten L. Metho-
den, mit ihrer inneren und äußeren 
Unruhe umzugehen. Des Weiteren 
sorgten wir für viel Bewegung und 
körperlicher Auslastung, wir unter-
stützen ihre Liebe zur Natur und zu 
Tieren und versuchten, auch einen 
Freundeskreis zu etablieren. Alles was 
L. ausprobieren durfte, zeigte ihr, was 
für ein selbstbestimmtes, eigenver-
antwortliches Leben notwendig ist.

Inzwischen konnte L. von der Förder-
schule in die Regelschule wechseln 
und ist auf dem besten Weg, den 
Schulabschluss erfolgreich abzu-
schließen. L. möchte Erzieherin wer-
den, weil sie findet, dass kein Mensch 
verloren gehen darf. Im Rückblick 
stellt L. fest, dass sie freier ist und 
jeder Mensch das Recht hat, mal zu 
spinnen. Außerdem ist sie ohne 
Medikamente in der Lage, sich selbst 
besser wahrzunehmen und ihr eige-
ner Chef zu sein.

Insgesamt können wir als heilpäda
gogische Jugendhilfe-Einrichtung 
sagen, dass es für alle Beteiligten 
leichter ist, ohne jegliche Psychophar-
maka zu arbeiten, um den Menschen 
zu entdecken. Gleichwohl kann ich 
für unser gesamtes Team sprechen, 
dass wir uneingeschränktes Interesse 
an den uns anvertrauten jungen 
Menschen haben, denn es lohnt sich 
mit Pippi Langstrumpfs und Michels 
aus Lönneberga zu arbeiten.

Frei nach Pippi Langstrumpf: 

„Die besten Menschen sind die mit 
Flausen im Kopf, dem Arsch in der 
Hose und dem Herz am rechten 
Fleck.“
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Am 31. August 2021 hat das BMF unter 
dem Az. V C 3- S 2342/20/10001:003 
eine neue Anweisung zur einkom-
mensteuerrechtlichen Behandlung 
der Geldleistungen für Kinder in Voll-
zeitpflege und anderen Betreuungs-
verhältnissen (nach den §§ 32 bis 35 
sowie 42 und 42a SGB VIII) veröffent-
licht, die zugleich das BMF-Schreiben 
vom 22. Oktober 2018 (BStBl I S. 1109) 
ersetzt und in allen noch offenen 
Fällen anzuwenden ist.1 

Mit dem aktuellen BMF-Schreiben 
wird es wohl zu einem Wegfall der 
(Einkommen-) Steuerfreiheit in vielen 
familienähnlichen Wohnformen kom-
men. Leider beinhaltet das Schreiben 
eine ganze Reihe unklarer Formulie-
rungen sowie systematischer und 
struktureller Schwächen, so dass den 
betroffenen Einrichtungen am Ende 
nur eine Prüfung im Einzelfall weiter-
helfen dürfte. 

Bevor wir auf den Inhalt des Schrei-
bens eingehen, werden wir zunächst 
kurz die rechtliche Wirkung von 
BMF-Schreiben erklären:

BMF-Schreiben stellen allgemeine 
Weisungen dar2 und dienen der Voll-
zugsgleichheit im Bereich der von 
den Ländern im Auftrag des Bundes 
verwalteten Steuern. BMF-Schreiben 
und allgemeine Verwaltungsvor-
schriften sind vom rechtlichen Stel-
lenwert vergleichbar. Sie binden die 
Steuervollzugsbehörden, nicht dage-
gen die Gerichte. Als Verwaltungsan-
weisungen dienen BMF-Schreiben 

Ende der (Einkommen-) Steuerfreiheit  
für Erziehungsstellen?

der Auslegung und Anwendung des 
Gesetzes und sind entsprechend von 
der Steuerverwaltung im Vollzug zu 
beachten. BMF-Schreiben können 
daher bereits dem Grunde nach keine 
Gesetze ändern. Konkret erfolgt die 
Abstimmung der BMF-Schreiben 
unter den obersten Finanzbehörden 
des Bundes (Bundesministerium der 
Finanzen) und der Länder (Finanz
ministerien), deren Willen BMF-Schrei-
ben somit widerspiegeln.

Für den Steuerzahler ist die Folge auf 
der praktischen Seite allerdings, dass 
sich die Finanzämter an die BMF-
Schreiben halten und entsprechend 
entscheiden, so dass eine abweichen-
de Rechtsauffassung dann letztend-
lich vor dem Finanzgericht durchge-
setzt werden müsste.

Das aktuelle Schreiben bezieht sich 
nun auf die einkommensteuerrecht
liche Behandlung von Geldleistungen 
fast aller für den Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe relevanten stationä-
ren Angebote: Vollzeitpflege, Heim
erziehung, ISE-Maßnahmen sowie 
Inobhutnahmen.

Problematisch ist, dass das BMF der 
sozialrechtlichen Einordnung der 
Angebote keine Tatbestandswirkung 
beimisst, sondern für die Anwendung 
des § 3 Nummer 11 EstG auf die „tat-
sächlichen Verhältnisse“ abstellt. Zu 
den sozialrechtlichen Abgrenzungs-
schwierigkeiten3 kommt damit eine 
weitere Schwierigkeit hinzu, da die 
tatsächlichen Verhältnisse aus 

steuerlicher Sicht nur schwer be-
stimmbar sein dürften, was nachfol-
gend noch gezeigt wird. 

Da das BMF steuerlich bei „zwischen-
geschalteten“ Trägern andere Maß
stäbe zu Grunde legt als bei Betreu-
ungspersonen ohne übergeordneten 
Träger, sind zunächst die Einrichtun-
gen in den Blick zu nehmen, die 
selbst als Pflegestelle bzw. selbst als 
Träger einer familienähnlichen Wohn
form tätig sind.

I.  Vollzeitpflege

Zur Vollzeitpflege führt das BMF aus, 
dass diese dazu dient, „…einem Kind 
zeitlich befristet oder dauerhaft im 
Haushalt der Pflegeeltern ein neues 
Zuhause zu bieten. Zwischen Pflege
eltern und Kind soll ein dem Eltern-
Kind-Verhältnis ähnliches Band ent-
stehen. Formen der Vollzeitpflege sind 
die Dauerpflege, die Kurzzeitpflege, 
die Bereitschaftspflege, die Wochen-
pflege, die Sonderpflege sowie die 
Familienpflege für besonders beein-
trächtigte Kinder und Jugendliche. 

1	 Das Schreiben des BMF wird nachfolgend 

lediglich mit „BMF-Schreiben“ zitiert

2	 im Sinne der Artikel 108 Abs. 3 Satz 2, 85 

Abs. 3 Grundgesetz 

3	 Vgl. du Carrois: Die Abgrenzung familien-

ähnlicher Formen der Heimerziehung von 

der Vollzeitpflege, in: Blickpunkt Jugend-

hilfe (2019) 5, S. 11 ff.
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Auch die Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen im Privathaushalt aus-
gebildeter Erzieher stellt eine Vollzeit-
pflege nach § 33 SGB VIII dar (BFH 
vom 5. November 2014 – VIII R 29/11).“4

Bereits die Formulierung „zeitlich be-
fristet oder dauerhaft“ ist überflüssig, 
da hierunter schlichtweg alle Ange-
bote fallen; entweder ist etwas dauer-
haft oder aber befristet. Ebenso wenig 
hilfreich ist die Aufzählung der ver-
schiedenen Formen der Vollzeitpflege, 
die sich ohne eine genaue Abgren-
zung in der Praxis etabliert haben 
und teilweise auch vermischt bzw. 
kombiniert werden können. Beson-
ders schwierig erscheint die Gleich-
setzung der Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen im Privathaushalt 
ausgebildeter Erzieher mit der Voll-
zeitpflege. Auch in betriebserlaubnis-
pflichtigen Erziehungsstellen, die auf 
der Grundlage von § 34 SGB VIII tätig 

sind, findet die Betreuung in einem 
familiären Setting statt und das typi-
sche Merkmal ist das gemeinsame 
Wohnen wenigstens einer Betreu-
ungsperson mit den zu betreuenden 
Kindern und Jugendlichen. Auf Grund 
der Betriebserlaubnispflicht wird man 
allerdings hier keinen reinen Privat-
haushalt mehr annehmen können, 
sondern immer auch einen zumin-
dest teilweise nicht-privaten Bereich. 
Dazu jedoch mehr unter II.

Für die „normale“ Vollzeitpflege führt 
das BMF aus: „Sowohl das Pflegegeld 
als auch die anlassbezogenen Beihil-
fen und Zuschüsse aus öffentlichen 
Mitteln sind steuerfreie Beihilfen im 
Sinne des § 3 Nummer 11 EStG, die die 
Erziehung unmittelbar fördern, sofern 
eine Erwerbstätigkeit nicht vorliegt. 
Werden mehr als sechs Kinder gleich-
zeitig im Haushalt aufgenommen, 
wird eine Erwerbstätigkeit vermutet. 
Bei einer Betreuung von bis zu sechs 
Kindern ist ohne weitere Prüfung 
davon auszugehen, dass die Pflege 
nicht erwerbsmäßig betrieben wird. 
Weder die besondere Qualifikation 

noch ein in diesem Kontext für eine 
Familienpflege für besonders beein-
trächtigte Kinder gezahltes bedarfs
abhängiges erhöhtes Pflegegeld 
schließen die Annahme einer Beihilfe 
zur Förderung der Erziehung im Sinne 
von § 3 Nummer 11 EStG aus.“5

Im Klartext könnte dies zunächst für 
Pflegefamilien bedeuten, dass diese 
bis zu 6 (sic!) Kinder aufnehmen kön-
nen, ohne dass eine Erwerbstätigkeit 
vermutet wird, und zwar unabhängig 
von der Höhe des gezahlten Pflege-
geldes. Doch so einfach macht es das 
BMF den Pflegefamilien nicht. Eine 
Legaldefinition von „Erwerbstätigkeit“ 
gibt es im Einkommensteuergesetz 
nicht. Es handelt sich um einen unbe-
stimmten Begriff unter dem nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofes eine auf die Erzielung von Ein-
künften gerichtete Tätigkeit zu verste-
hen ist, die den Lebensunterhalt des 
Steuerpflichtigen und seiner Familie 
sicherstellen soll (BFH-Urteil vom 
16. Mai 1975, Az. VI R 143/73). Damit 
dürfte eine Erwerbstätigkeit – und 
somit der Eintritt in die Steuerpflicht –  

4	 BMF-Schreiben S. 1-2

5	 BMF-Schreiben S. 2

(Foto: © Fotolia)
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insbesondere in vielen Fällen des § 33 
Satz 2 SGB VIII auch bei der Aufnah-
me von weniger als sechs Kindern 
vorliegen.

Das BMF widerspricht sich hier im 
Übrigen selbst, da die Qualifikation 
der Betreuungsperson bei der Voll-
zeitpflege anscheinend unbeachtlich 
ist (s.o.), der Qualifikation bei der steu-
errechtlichen Beurteilung der Heimer-
ziehung (s.u.) jedoch eine entspre-
chende Bedeutung beigemessen 
wird. Das BMF weist der Qualifikation 
hier unter sozialrechtlichen Gesichts-
punkten unterschiedliche Bedeutun-
gen zu, obwohl diese ja gerade keine 
Rolle bei der einkommensteuerrecht-
lichen Beurteilung haben sollen. Sinn-
voller wäre hier das Anknüpfen an der 
erwerbs- bzw. beruflichen Tätigkeit 
gewesen, ggf. in Kombination mit der 
Höhe der Vergütung als Indiz für eine 
erwerbsmäßige Tätigkeit.

II.  Heimerziehung

Da die sozialrechtliche Einordnung für 
die Anwendung des § 3 Nummer 11 
EstG wie schon erwähnt keine Rele-
vanz entfaltet und sich die steuerliche 
Beurteilung lediglich an den tatsäch
lichen Verhältnissen orientierten soll, 
braucht es daher eine sinnvolle andere 
Abgrenzung. Das BMF führt bezüg-
lich der Heimerziehung daher aus:

„Ob es sich um eine Betreuung in einer 
Vollzeitpflegestelle nach § 33 SGB VIII 
oder in einem Heim oder in einer 
sonstigen betreuten Wohnform nach 
§ 34 SGB VIII handelt, bestimmt sich 
daher allein nach den tatsächlichen 
Verhältnissen der konkreten Unter-
bringung. Sonstige betreute Wohnfor-
men im Sinne des § 34 SGB VIII sind 
nur dann gegeben, wenn sie als 
Einrichtung einen institutionali­
sierten Rahmen für die stationäre 
Betreuung über Tag und Nacht bieten; 
lediglich angemietete Wohnungen 

oder die bloße Überlassung von 
Wohnraum wie z. B. eines Zimmers im 
Haushalt der Betreuungsperson genü-
gen nicht. Unter „Einrichtung“ ist eine 
auf eine gewisse Dauer angelegte Ver-
bindung von sächlichen und persönli-
chen Mitteln zu einem bestimmten 
Zweck unter der Verantwortung des 
Trägers zu verstehen. Privathaus­
halte der Betreuungspersonen 
sind daher in der Regel keine Ein­
richtungen im Sinne des § 34 SGB 
VIII (BFH vom 5. November 2014 – VIII 
R 29/11, BStBl 2017 II S. 432). Ausnah­
men können im Einzelfall z. B. sog. 
familienangelehnte Wohngruppen 
darstellen, insbesondere dann, wenn 
neben den Pflegeeltern pädago­
gisch ausgebildete Fachkräfte 
beschäftigt werden.“

Obwohl sozialrechtliche Kriterien 
gerade nicht zur Beurteilung heran-
zuziehen sind, werden hier gleich 
mehrere dieser Kriterien wieder ein-
geführt. Die Abgrenzung der Hilfe 
nach § 34 SGB VIII über einen institu-
tionalisierten Rahmen erscheint frag-
lich, da es an dieser Stelle zunächst 
noch um eine Betreuungstätigkeit 
ohne zwischengeschalteten Träger 
geht. In diesen Fällen ist die Betreu-
ungsperson zugleich Träger. Weiter-
hin wird auf einen Einrichtungsbegriff 
abgestellt, der bereits vor der SGB 
VIII-Reform alles andere als klar in 
Bezug auf die familienähnlichen 
Wohnformen war und daher 
bekanntlich mit dem KJSG in § 45a 
SGB VIII erstmalig legaldefiniert 
wurde. Da es hier zukünftig auf die 
Ausführungsgesetze der Länder 
ankommen wird, ohne die es keine 
familienähnlichen Einrichtungen 
ohne Träger mehr geben wird, 
erscheint die Abgrenzung des BMF 
im aktuellen Schreiben bereits anti-
quiert und nicht zielführend. Für die 
steuerliche Beurteilung wird man 
erschwerend wohl von einen steuer-
rechtlichen Einrichtungsbegriff aus-
gehen müssen, der mit dem neuen 

§ 45a SGB VIII nichts (mehr) gemein-
sam hat.

Wenn Privathaushalte nun nach Auf-
fassung des BMF in der Regel keine 
Einrichtungen (mehr) sind, stellt sich 
die Frage, welche Bedeutung dies 
zukünftig in den einzelnen Ländern 
mit ihren unterschiedlichen Ausfüh-
rungsgesetzen zum SGB VIII hat. Was 
„in der Regel“ bedeutet, das lässt das 
BMF ebenfalls offen und sorgt damit 
für eine unklare Rechtslage. Zuletzt 
beschreibt das BMF noch Ausnahmen 
für familienangelehnte Wohngrup-
pen. Neben der Einführung eines 
neuen Begriffs („familienangelehnt“) 
stellt das BMF darauf ab, ob neben 
den „Pflegeeltern“ pädagogisch aus-
gebildete Fachkräfte beschäftigt wer-
den. An dieser Stelle wird es etwas 
abstrus, weil im Bereich der Heimer-
ziehung immer entsprechende Fach-
kräfte, auch für Vertretung und Entlas-
tung, beschäftigt werden müssen, da 
andernfalls keine Betriebserlaubnis 
erteilt werden dürfte. Sofern keine 
Entlastungs- und / oder Vertretungs-
kräfte vorgehalten werden, wäre der 
Gesundheitsschutz der Betreuungs-
personen auf Grund der Dauerbe
lastung beeinträchtigt und damit 
letztendlich auch eine potenzielle 
Beeinträchtigung des Kindeswohls 
gegeben. Auf die erforderliche Perso-
nalausstattung hat daher bereits die 
betriebserlaubniserteilende Behörde 
zu achten, vgl. § 45 (2) SGB VIII.

Angemerkt sei an dieser Stelle, dass 
auch die Erteilung einer Pflegeerlaub-
nis nach § 44 SGB VIII die Gewährleis-
tung des Kindeswohls voraussetzt 
und daher, insbesondere bei Maßnah-
men nach § 33 Satz 2 SGB VIII, nach 
Auffassung der Verfasser immer auch 
der erforderliche Personalschlüssel 
bzw. das Vorhandensein von geeig-
neten Entlastungs- und Vertretungs-
kräften geprüft werden muss.
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Zuletzt führt das BMF zur Berücksich-
tigung von Fachkräften und zum ent-
geltlichen Charakter der Leistungen 
aus:

„Die Erziehung in sonstiger betreuter 
Wohnform im Sinne des § 34 SGB VIII 
wird anders als bei den meisten Pfle-
gefamilien im Sinne des § 33 SGB VIII 
grundsätzlich durch besonders quali-
fizierte Fachkräfte übernommen, so-
dass diese Form der Erziehungshilfe in 
diesen Einrichtungen regelmäßig er-
werbsmäßig ausgeübt wird und eine 
berufliche Tätigkeit der Betreuungs-
person darstellt. Die hierfür gezahlten 
Gelder sind wegen ihres entgeltlichen 
Charakters keine Beihilfen im Sinne 
des § 3 Nummer 11 EStG und deshalb 
steuerpflichtig. Einnahmen einer Be-
treuungsperson gemäß § 34 SGB VIII 
für die Pflege, Betreuung, Unterkunft 
und Verpflegung eines behinderten 
oder von Behinderung bedrohten 
Menschen nach § 2 Absatz 1 SGB IX 
sind auch nicht nach § 3 Nummer 10 
EStG steuerfrei.“

Auch hier werden wieder mehrere 
Ebenen vermischt. Obwohl wie ge-
habt die sozialrechtliche Einordnung 
nicht maßgeblich sein soll, wird nun 
wieder zwischen Pflegefamilien nach 
§ 33 SGB VIII und Heimerziehung 
nach § 34 SGB VIII differenziert. Das 
Abstellen auf eine berufsmäßige Aus-
übung der Tätigkeit ist nach Auffas-
sung des Verfassers zwar sachgerecht 
und richtig6, das BMF lässt dabei aber 
unberücksichtigt, dass insbesondere 
bei den Pflegefamilien nach § 33 Satz 
2 SGB VIII i.d.R. ebenfalls eine beson-
dere, meist wohl auch entsprechende 
berufliche Qualifikation vorliegen 
dürfte. Darüber hinaus wird für diese 

Maßnahmen i.d.R. auch ein erhöhtes 
Pflegegeld gezahlt wird, welches 
teilweise durchaus vergleichbar mit 
anderen Erwerbseinkommen ist 
(siehe oben unter I.).

Für die bisherigen selbstständigen 
Erziehungsstellen, deren Bestand 
durch das KJSG ohnehin von den 
Landesausführungsgesetzen zum 
SGB VIII abhängig ist, bedeutet dies 
allerdings nun nichts anderes, als dass 
die Leistungen auf Grund der beruf
lichen Tätigkeit nicht mehr steuerfrei 
sind. 

den Haushalt des Betreuers auf
genommen und dort umfassend 
betreut wird.“7

Eine parallele Betreuung mehrerer 
Kinder / Jugendlicher scheidet daher 
bereits aus, was nach dem Wortlaut 
auch für Geschwisterkinder gelten 
würde. Noch unklarer wird es bei der 
zeitlichen Befristung des Betreuungs-
verhältnisses:

„Erfolgt die Betreuung eines Kindes 
bzw. Jugendlichen im Haushalt der 
Betreuungsperson, dann ist unabhän-
gig von der sozialrechtlichen Qualifi-
kation des Betreuungsverhältnisses 
als intensive sozialpädagogische Ein-
zelbetreuung im Sinne des § 35 SGB 
VIII die steuerliche Beurteilung der 
hierfür gezahlten Pflegegelder aus-
schließlich nach Inhalt und Durchfüh-
rung des individuellen Pflegeverhält-
nisses vorzunehmen. Maßgeblich ist, 
ob das Kind bzw. der Jugendliche zeit-
lich unbefristet Teil des Haushalts der 
Betreuungsperson sein soll und eine 
umfassende Betreuung erhält, die mit 
der eines leiblichen Kindes vergleich-
bar ist.“8

Es ist schlichtweg nicht erkennbar, 
was das BMF unter einer zeitlichen 
Begrenzung versteht. Um nicht mit 
der Rechtsprechung des BFH in Kon-
flikt zu geraten, wird hinsichtlich der 
Betreuungsverträge noch der Versuch 
einer Klarstellung unternommen:

„Der Steuerfreiheit widerspricht es 
schließlich auch nicht, wenn der 
Betreuer und die das Pflegegeld zah-
lende Stelle einen jederzeit kündba-
ren, privatrechtlichen Pflegevertrag 
abgeschlossen haben. Aus der jeder-
zeitigen Kündigungsmöglichkeit kann 
dabei nicht ohne Weiteres gefolgert 
werden, dass das Betreuungsverhält-
nis nur kurzfristig bestehen soll (BFH 
vom 14. Juli 2020 – VIII R 27/18, BStBl 
2021 II S. 1 ).“9

6	 Vgl. du Carrois, a.a.O., S.21

7	 BMF-Schreiben S. 5

8	 BMF-Schreiben S. 5

9	 Ebd. 

Hinzuweisen ist an dieser Stelle im 
Übrigen auf die Neuregelung in 
§ 45 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII, in dem 
die Zuverlässigkeit des Trägers 
auch anhand des Nachweises einer 
ordnungsgemäßen Buch- und 
Aktenführung beurteilt wird und 
zu den Voraussetzungen zur 
Erteilung der Betriebserlaubnis 
gehört. Diese Aufzeichnungen 
sind unabhängig der steuerrecht
lichen Beurteilung zu führen!

III.  ISE-Maßnahmen

Bei den ISE-Maßnahmen stellt das 
BMF zur Beurteilung der einkommen-
steuerrechtlichen Bewertung vor 
allem auf 3 Kriterien ab: Die zeitliche 
Dauer des „Betreuungsverhältnisses“, 
die Anzahl der zu betreuenden Kin-
der und ob die Betreuung im Privat-
haushalt der Betreuungsperson 
erfolgt. Leider sind allenfalls die Aus-
führungen des BMF zur Anzahl der 
Kinder/Jugendlichen konkret:
„Leistungen … für eine intensive sozi-
alpädagogische Einzelbetreuung … 
sind gemäß § 3 Nummer 11 EStG als 
steuerfreie Bezüge zu behandeln, 
wenn jeweils nur ein Kind bzw. ein 
Jugendlicher zeitlich unbefristet in 
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Anhand welcher Kriterien sich nun 
die zeitliche Befristung als Anhalts-
punkt für die steuerliche Beurteilung 
ergeben sollen, bleibt dem Rechts
anwender verschlossen. 

Ebenso wenig wird klar, ab wann 
denn eine Betreuung im Privathaus-
halt vorliegt. Ist hier die Meldeadresse 
relevant, der gewöhnliche Aufenthalt, 
der tatsächliche Aufenthalt oder ein 
anderes Kriterium? Wie sieht es mit 
Reiseprojekten aus, in denen das 
Kind / der Jugendliche gemeinsam 
mit dem Betreuer reist, ohne fest an 
einen (Privat-) Haushalt gebunden zu 
sein?

Zuletzt versucht das BMF noch einen 
Exkurs zur Vergütung der ISE-Maß-
nahmen:

„Ebenso ist nicht allein deswegen von 
einer steuerpflichtigen Vergütung 
auszugehen, wenn der Betrag des 
bedarfsabhängig gezahlten Pflege-
gelds die Regelsätze für die Vollzeit-
pflege von Kindern und Jugendlichen 
übersteigt, solange mit der Zahlung 
kein vollständiger Ersatz des sach
lichen und zeitlichen Aufwands der 
Pflegeeltern beabsichtigt ist.“

Konkret bedeutet dies, dass selbst die 
Betreuung nur eines Kindes oder 
Jugendlichen im Privathaushalt des 
Betreuers im Rahmen einer ISE-Maß-
nahme steuerpflichtig wird, wenn die 
Zahlung von der Höhe her ein quasi 
vollständiger Einkommensersatz ist 
und auch den Sachaufwand abdeckt. 
Damit ist man de facto wieder bei der 
Frage angelangt, ob es sich hier um 
eine berufsmäßige Ausübung han-
delt, die wiederum von einer Vielzahl 
von weiteren Kriterien abhängt; die 
Vergütungshöhe, deren Grenze vom 
BMF im Übrigen nicht beziffert wird, 
ist nur eines der vielen Indizien. Einen 
Anhaltspunkt kann hier die Entschei-
dung des FG Baden-Württemberg 
vom 26. März 2019 – Az. 11 K 3207/17 

– liefern. Danach sind die erzielten 
Einkünfte zu versteuern, wenn die im 
Rahmen der ISE-Maßnahme erzielten 
Einkünfte nicht mehr den Charakter 
einer durch Unentgeltlichkeit, Unei-
gennützigkeit und Einseitigkeit ge-
prägten Beihilfe hat. Dies ist dann der 
Fall, wenn die gezahlten Zuwendun-
gen nicht nur die tatsächlichen Perso-
nal- und Sachkosten erstatten, son-
dern wenn eine zusätzlich gezahlte 
Vergütung so bemessen ist, dass sie 
den Empfänger nicht nur der Not-
wendigkeit eines Gelderwerbs zur 
Bestreitung Ihres Lebensunterhalts 
enthebt, sondern ihm vielmehr ein 
Einkommen vermittelt, dass das 
durchschnittliche Erwerbseinkom-
men in Deutschland deutlich über-
steigt. 

IV. � Zwischengeschaltete 
Träger

Alle zuvor genannten Maßnahmen 
können von den Betreuungsperso-

nen selbstständig angeboten werden 
oder aber, und darum geht es im Fol-
genden, über einen „zwischenge-
schalteten“ Träger. Nach Inkrafttreten 
des KJSG dürfte dies für Erziehungs-
stellen die Regel sein, sofern keine 
landesspezifische Regelung gemäß 
§ 45a Satz 4 SGB VIII vorliegt.

Die „Zwischenschaltung“ eines Trägers 
steht einer möglichen Steuerfreiheit 
nach Auffassung des BMF grundsätz-
lich nicht entgegen, sofern die bereits 
oben genannten Voraussetzungen 
vorliegen und zudem für den Träger 
eine weitere, wichtige Voraussetzung 
erfüllt sein muss:

„Voraussetzung ist, dass der Finanz
bedarf für die zur Betreuung erforder-
lichen Leistungen in den Haushalts-
plänen des Trägers des zuständigen 
Jugendamts festgestellt wird und die 
Verwendung der Mittel der Rech­
nungskontrolle durch die Jugend­
hilfebehörde unterliegt. Gegenstand 
der notwendigen öffentlichen Rech- 

(Foto: © Fotolia)
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nungskontrolle ist die Frage, ob die  
für ein bestimmtes Kind bewilligten 
Jugendhilfemittel an die vom 
freien Träger vertraglich zur 
Betreuung verpflichtete Pflege­
person tatsächlich abfließen.  
Es genügt für die erforderliche Kon
trolle der zweckgerichteten Mittelver-
ausgabung, wenn diese Feststellung 
der öffentlichen Hand anhand ggf. 
vom freien Träger vorzulegender 
Unterlagen möglich ist (BFH vom 
25. März 2021 – VIII R 37/19, BStBl 2021 
II S. 2).“10

Eine solche Kontrolle ist in dem Sys-
tem der Prospektivität, respektive der 
LEQ-Vereinbarungen gemäß § 78b ff. 
SGB VIII, nicht vorgesehen. Die Leis-
tungs-, Entgelt- und Qualitätsentwick-
lungsvereinbarungen werden mit 
dem örtlich zuständigen Jugendamt 
gemäß § 78e SGB VIII geschlossen 
und das belegende Jugendamt ist zur 
Übernahme gemäß § 78b SGB VIII 
verpflichtet. Eine nach den Vorgaben 
des BMF erforderliche Kontrolle wäre 
daher nur über die Vorlage entspre-
chender Unterlagen des Trägers mög-
lich. Wie so etwas aussehen kann, 
konkretisiert das BMF dann im folgen-
den Abschnitt:

„Pflegegelder eines freien Trägers der 
Jugendhilfe, die ab dem 1. Januar 
2022 geleistet werden, werden jedoch 
nur dann als nach den haushalts-
rechtlichen Vorschriften verausgabt 
und der gesetzlich geregelten Kont-
rolle der Mittelverwendung genügend 
anerkannt, wenn anhand geeigneter 

Unterlagen (z. B. durch schriftliche 
Bestätigung des freien Trägers oder 
des beteiligten Jugendamts) doku-
mentiert ist, dass die nachstehenden 
Vorgaben kumulativ erfüllt sind (BFH 
vom 25. März 2021 – VIII R 37/19, BStBl 
2021 II S. 3 ): 
•	� das zuständige Jugendamt weiß, 

ob und in welcher Höhe der freie 
Träger einen Eigenanteil einbe-
hält, und billigt dies. 

•	� dem zuständigen Jugendamt 
steht gegen den freien Träger 
ein gesetzlicher oder vertrag­
licher Anspruch zu, aufgrund 
dessen es eine Rechnungsle­
gung über die Mittelverwen­
dung und die Vorlage geeigne­
ter Nachweise verlangen 
kann.“11

Einen solchen (bundes-) gesetzlichen 
Anspruch gibt es nun weder im 
Bereich der Vollzeitpflege noch in der 
Heimerziehung. Hier wäre daher ab 
sofort12 immer eine vertragliche Rege-
lung zwischen Träger und Jugendamt 
erforderlich, die dem zuständigen 
Jugendamt die Kontrolle der Rech-
nungslegung nebst Mittelverwen-
dung und die Vorlage geeigneter 
Nachweise ermöglicht. Zumindest im 
Bereich der Heimerziehung wäre hier 
die Frage, welches Jugendamt denn 
überhaupt zuständig sein soll – das 
entgeltvereinbarende Jugendamt 
oder das Belegjugendamt? 

Kumulativ muss das zuständige 
Jugendamt zudem den Eigenanteil 
des Trägers wissen und diesen billi-
gen. Im Bereich der Heimerziehung 
müsste dieser Anteil bei LEQ-Verein-
barungen entsprechend ausgewie-
sen werden, was in vielen Fällen eine 
separate Kostenrechnung erfordern 
würde. Weiß das Jugendamt (wel-
ches?) durch die LEQ-Vereinbarung 
die Höhe dieses Eigenanteils, ist damit 
aber noch lange nicht gesagt, ob es 
diesen Anteil auch billigt. Im System 

der prospektiven Finanzierung ist für 
Streitfälle, wenn sich Träger und ent-
geltverhandelndes Jugendamt nicht 
einig sind, die Möglichkeit des 
Rechtswegs gemäß § 78g SGB VIII 
gegeben. Geht ein Träger nun den 
Rechtsweg, dann wäre nach Auffas-
sung des Verfassers das zuständige 
Jugendamt auch verpflichtet, den o.a. 
Eigenanteil auch i.S.d. BMF-Schreibens 
zu billigen – alles andere würde zu 
einer unzulässigen Einschränkung des 
Trägers führen. Allerdings ist auch hier 
wieder die Frage, ob die Billigung ggf. 
(auch) durch das Belegjugendamt 
erfolgen muss, welches ja überhaupt 
keinen Einfluss auf die entsprechen-
den Vereinbarungen hat.13

V. � Arbeitnehmereigenschaft

Im letzten Absatz des BMF-Schrei-
bens geht es um Betreuungsperso-
nen, die als Arbeitnehmer beschäftigt 
sind. Das BMF schreibt hier lediglich: 
„Soweit die Betreuungsperson als 
Arbeitnehmer(in) tätig ist, kann nach 
§ 3 Nummer 11 Satz 3 EStG keine 
Steuerbefreiung gewährt werden.“

Dadurch wären alle (!) Erziehungsstel-
len, die bei einem Träger in Form 
eines Arbeitsverhältnisses beschäftigt 
werden, einkommensteuerpflichtig.
Die zunächst vermeintlich klare Rege-
lung birgt allerdings ebenfalls einige 
Tücken. Zunächst geht das BMF vom 
Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses 
aus. Ob jedoch ein Arbeitsverhältnis 
und/oder ein (sozialversicherungs-
pflichtiges) Beschäftigungsverhältnis 
vorliegt, sind zwei unterschiedliche 
Dinge. Nun wird ein Arbeitsverhältnis 
immer auch ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis 
sein, jedoch ist im umgekehrten Fall 
nicht jedes sozialversicherungspflich
tige Beschäftigungsverhältnis auch 
ein Arbeitsverhältnis. Deutlich wird 
dies bspw. an einem Urteil des LAG 
Baden-Württemberg (Urt. v. 28. Januar 

10	 BMF-Schreiben S. 6

11	 Ebd.

12	 Bzw. ab 1. Januar 2022, so lässt sich 

zumindest die Formulierung des 

BMF-Schreibens auf S. 6 verstehen

13	 Ausgenommen der Fall der Hauptbele-

gung gemäß § 78e (2) SGB VIII, in dem das 

Belegjugendamt zumindest zu hören ist 

– aber die Frage der „Billigung“ nicht löst
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2010, Az 3 Sa 47/09), in dessen amt
lichen Leitsatz es heißt: „Trotz Ab-
schluss eines „Arbeitsvertrages“ stellt 
ein Vertragsverhältnis kein Arbeitsver-
hältnis dar, wenn die Dienstleistung 
nicht im Rahmen einer fremdbe-
stimmten Arbeitsorganisation erfolgt. 
Dies ist der Fall, wenn der Dienstneh-
mer die Betreuung von Kindern in 
seiner Familie in einer von ihm gestell-
ten Erziehungsstelle übernimmt und 
die Familie in die Erbringung der ge-
schuldeten Betreuung miteinbezogen 
ist.“

Nicht selten kommt es darüber hinaus 
vor, dass an Stelle von Arbeitsverträ-
gen Dienstverträge geschlossen wer-
den. Auf das Risiko einer möglichen 
Scheinselbstständigkeit14 kann hier 
nicht weiter eingegangen werden. 
Wichtig ist, dass die Beurteilung aus-
gesprochen schwierig ist15 und in vie-
len Fällen bereits zu einer nicht zutref-
fenden Einschätzung gekommen ist.16 
Auf der anderen Seite besteht für Trä-
ger die Gefahr, im Falle des Vorliegens 
eines Arbeitsverhältnisses mit einer 
Vielzahl ungeklärter und nicht weni-
ger risikoreicher Fragen konfrontiert 
zu sein. Dazu gehören Fragen des 
gesetzlichen Mindestlohns, der 
Anspruch auf gesetzlichen Urlaub etc.

Nicht zuletzt werden die Träger 
neben den vorgenannten Risiken in 
einigen Bundesländern mit (aus Sicht 
des Verfassers diskussionsbedürftigen) 
Vorgaben durch die betriebserlaub-
niserteilenden Behörden konfrontiert, 
die z. T. einseitig auf die Ausgestal-
tung der Arbeits- bzw. Beschäfti-
gungsverhältnisse hinwirken.17

VI. � Zusammenfassung

Exakte Klarheit für die Beurteilung der 
Steuerpflicht ergeben sich aus dem 
BMF-Schreiben für Pflegefamilien mit 
weniger als sechs Kindern, für kleine 
familienangelehnte Wohngruppen 

14	 Für Arbeitsrechtler ist der Begriff Schein-

selbstständigkeit nicht ganz korrekt, da 

man entweder Arbeitnehmer ist oder 

aber eben nicht

15	 Vgl. allein zur Einordnung von Familien-

helfern Gaenslen, Rüdiger: Sozialver

sicherungspflichtige Beschäftigung von 

Familien- und Jugendhelfern. In: Zeit-

schrift für das öffentliche Arbeits- und 

Tarifrecht 7 (2016) 2, S. 23-27

16	 Vgl. z. B. SG Hannover, Urt. v. 11. Juli 2017,  

Az S 62 R 454/14

17	 Vgl. z. B. KVJS: Grundlagen für die 

Betriebserlaubnis für Einrichtungen der 

Heimerziehung in häuslicher Gemein-

schaft in Baden-Württemberg. Abrufbar 

unter: https://www.kvjs.de/fileadmin/ 

dateien/jugend/Hilfe_zur_Erziehung/ 

heime/Grundlagen_fuer_die_Betriebs 

erlaubnis_fuer_Einrichtungen.pdf 

mit 1–2 Kindern in Privathaushalten 
sowie ISE-Maßnahmen noch nicht. 
Die bereits zitierte Entscheidung des 
FG Baden-Württemberg bietet zwar 
einen Anknüpfungspunkt für die 
eigene Beurteilung der Steuerpflicht, 
jedoch ist auch dieses Urteil noch 
nicht rechtskräftig. Das Revisionsver-
fahren beim BFH – Az. VIII R 13/19 – ist 
anhängig.

Mit der neuen Anweisung zur ein-
kommensteuerrechtlichen Behand-
lung der Geldleistungen für Kinder in 
Vollzeitpflege und anderen Betreu-
ungsverhältnissen hat das BMF ver-
sucht, die in der Praxis auftretenden 
Beurteilungsprobleme hinsichtlich 
der möglichen Einkommensteuerfrei-
heit handhabbar zu gestalten. Dies ist 
dem BMF nicht nur nicht gelungen, 
sondern hat eine Vielzahl neuer Fra-
gen aufgeworfen und daher noch 
mehr Rechtsunsicherheit geschaffen 
als vorher. Schmerzlich vermisst wird 
eine rote Linie, anhand derer steuer-
lich Leistungen der Vollzeitpflege, ins-
besondere nach § 33 Satz 2 SGB VIII, 
von Leistungen der Heimerziehung 
abgegrenzt werden können. 

Der Versuch des BMF, die steuerliche 
Beurteilung losgelöst der sozialrecht
lichen Einordnung vorzunehmen, 
scheitert innerhalb des Schreibens 
bereits mehrfach.

Gravierende Änderungen werden 
sich vor allem auch für Trägerstruktu-
ren ergeben, da die steuerlichen 
Rahmenbedingungen nicht mit den 
Rahmenbedingungen der Entgelt
finanzierung übereinstimmen; zumin-
dest werden jedoch noch deutlich 
mehr Fragen aufgegeben als Lösun-
gen aufgezeigt.

Zielführender wäre nach Auffassung 
der Verfasser gewesen, sich doch 
zukünftig an den sozialrechtlichen 
Kriterien zu orientieren und eine Dif-
ferenzierung über das Vorliegen einer 

berufsmäßig ausgeübten Erwerbstä-
tigkeit vorzunehmen, ggf. ergänzt 
durch eine Orientierung an der Höhe 
der Einkünfte. Geht man davon aus, 
dass selbst die sozialrechtliche Einord-
nung schwierig ist und die Abgren-
zung der einzelnen Angebote nach 
wie vor in der Fachöffentlichkeit kont-
rovers diskutiert wird, wären damit 
allerdings auch zugegebenermaßen 
noch nicht alle Probleme gelöst. 

Nachzudenken wäre daher nach 
unserer Auffassung alternativ über 
eine Freibetragsregelung. Innewoh-
nende Betreuungspersonen könnten 
dann beispielsweise unabhängig der 
sozialrechtlichen Einordnung einen 
noch festzusetzenden Steuerfreibe-
trag in Anspruch nehmen, oberhalb 
dessen die Einkünfte dann einkom-
mensteuerpflichtig wären. Ein solcher 
Steuerfreibetrag würde langwierige 
Prüfungen ersparen und zu deutlich 
mehr Rechtssicherheit führen. 
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Rechtsprechung 

Aktuelle  
Rechtsprechung

Nachdem in den letzten Ausgaben 
des Blickpunkt Jugendhilfe vor allem 
aktuelle Rechtsprechung zum Entgelt-
recht und Betriebserlaubnisverfahren 
besprochen wurde, geht es in dieser 
Ausgabe vor allem um arbeitsrecht
liche und arbeitsschutzrechtliche 
Urteile. Erstmalig für den Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe gab es eine 
Entscheidung zu Nachtzuschlägen im 
Falle von Bereitschaftszeiten. Ebenfalls 
wichtig ist ein Urteil des OVG Berlin-
Brandenburg zur Bereithaltungspflicht 
während der Ruhepausen, welches 
noch unterstrichen wird durch ein 
Vorabentscheidungsverfahren am 
EuGH. Weitere Neuigkeiten sind wie 
gewohnt in einer Kurzfassung beige-
steuert. Bei Interesse an (weiteren) 
arbeitsrechtlichen Entscheidungen 
verweise ich auf die Homepage des 
AG-VPK (www.ag-vpk.de).

LArbG Berlin-Brandenburg 
zu Nachtarbeitszuschlägen 
in der Kinder- und Jugend­
hilfe

Mit Ausnahme der Zuschläge für 
Nachtarbeit besteht bekanntlich kein 
gesetzlicher Anspruch auf Zuschläge 
und Zulagen1. Die Höhe der gesetz- 
lichen Nachtzuschläge sowie etwaige 

Differenzierungsmöglichkeiten be-
schäftigt seit geraumer Zeit jedoch 
die oberen und obersten Gerichte 
und nun ist speziell für den Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe dazu 
eine Entscheidung beim LArbG 
Berlin-Brandenburg (AZ 5 Sa 1320/20) 
ergangen. Im hier entschiedenen Fall 
hatte eine Mitarbeiterin eine erheb
liche Anzahl von Nachtbereitschaften 
geleistet, die vertraglich jeweils mit 
25 % des regulär vereinbarten Stun
denlohns vergütet wurden. Ein ge
sonderter Nachtzuschlag oder zusätz-
liche freie Tage wurden dagegen nicht 
gewährt. Die Arbeitnehmerin verlang-
te in diesem Verfahren sowohl Nacht-
zuschläge als auch eine Vergütung für 
geleistete Mehrarbeit, da nach ihrer 
Auffassung ein Teil der Bereitschafts-
zeit zur Vollarbeit zählen würde. 

Eine Vergütung wegen geleisteter 
Mehrarbeit lehnte das Gericht ab, da 
die Arbeitnehmerin auch während 
der Nachtbereitschaft nicht überwie-
gend Vollarbeit erbringen musste und 
daher eine Differenzierung der Vergü-
tung zwischen Vollarbeit und Bereit-
schaftszeit zulässig sei. Klargestellt 
wurde, dass auch innerhalb der Bereit-
schaftszeit geleistete Vollarbeit nicht 
gesondert vergütet werden muss. 
Nach Auffassung des Verfassers ist für 
die Praxis allerdings zu bedenken, 
dass es im hier entschiedenen Verfah-
ren lediglich um Vergütungsansprüche 
ging und nicht um etwaige arbeits-
schutzrechtliche Aspekte. Etwaige Be-
lastungsgrenzen und Inanspruchnah
men sind daher immer auch an den 

arbeitszeit- und arbeitsschutzrecht
lichen Vorgaben zu messen und kön-
nen dazu führen, dass Nachtbereit
schaftsdienste z. B. zeitlich einge-
schränkt werden müssen und der An- 
teil an angeordneter Vollarbeit steigen 
kann – bis hin zum reinen Nachtdienst.

Zugesprochen wurden der Arbeit-
nehmerin in diesem Verfahren jedoch 
Nachtarbeitszuschläge.2 Das LArbG 
setzte den Zuschlag mit 25 % auf den 
tatsächlichen Stundenlohn an. Da der 
Stundenlohn für die Bereitschafts-
dienste vertraglich mit 25 % des ver-
einbarten Lohns festgelegt war, kam 
man daher konkret in diesem Verfah-
ren auf einen Zuschlag von 6,25 %, 
gerechnet auf die Vergütung für Voll-
arbeit (25 % Zuschlag auf 25 % der 
Vergütung für Bereitschaftsdienst).

Ein Zuschlag i.H.v. 25 % auf geleistete 
Nachtarbeit liegt im Rahmen der bis-
herigen, gängigen Rechtsprechung. 
Neu ist, dass sich dieser Zuschlag 
auch bei Bereitschaftsdiensten auf die 
Bereitschaftsvergütung („tatsächlicher 

1	 Zuschläge und Zulagen können sich 

jedoch aus einem Tarifvertrag, einer 

Betriebsvereinbarung, einer betrieblichen 

Übung oder einem Arbeitsvertrag 

ergeben, was für die Besprechung dieses 

Urteils aber nicht relevant ist.

2	 Die in § 6 (5) ArbZG aufgeführte mögliche 

Alternative, statt Zuschlägen auch eine 

bestimmte Anzahl freier Tage zu gewäh-

ren, kam hier nicht in Betracht, da das 

Arbeitsverhältnis bereits beendet war.
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Stundenlohn“) bezieht und nicht 
etwa auf die Vergütung für Vollarbeit. 
Damit wurde nun für den Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe ein bemer-
kenswert klares Urteil gefällt.

Für die Praxis wichtig erscheint auch 
ein weiterer Aspekt der Entscheidung. 
So führte das LArbG aus, dass grund-
sätzlich nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass die Arbeitsvertragsparteien 
auf eine gesonderte Zuschlagsrege-
lung in Form eines vom Hundertsat-
zes des Stundenlohnes verzichten 
und stattdessen den Grundlohn 
wegen der vereinbarten Nachtarbeit 
entsprechend erhöhen können. Von 
einer derartigen pauschalen Abgel-
tung des Nachtarbeitszuschlags 
könne jedoch nur ausgegangen wer-
den, wenn der Arbeitsvertrag kon
krete Anhaltspunkte hierfür enthält. 
Dazu sei regelmäßig erforderlich, dass 
in dem Arbeitsvertrag zwischen der 
Grundvergütung und dem (zusätz
lichen) Nachtarbeitszuschlag unter-
schieden wird; jedenfalls muss ein 
Bezug zwischen der zu leistenden 
Nachtarbeit und der Lohnhöhe her-
gestellt sein. Diese Ausführungen des 
LArbG können daher zugleich als 
Empfehlung für die Ausgestaltung 
von Arbeitsverträgen in der Kinder- 
und Jugendhilfe gesehen werden. 
Tarifgebundene Arbeitgeber dürften 
damit in der Praxis im Übrigen keine 
Probleme haben, da die bekannten 
Tarifverträge bereits entsprechende 
Regelungen beinhalten.

Zuletzt soll noch auf ein weiteres 
Detail des besprochenen Urteils hin-
gewiesen werden. Die Klägerin hatte 
in der Berufungsbegründung ausge-
führt, sie könne aufgrund der Praxis 
der Beklagten, den Nachtbereit-
schaftsdienst nur zu 25 % in die 
Arbeitszeit einzurechnen, im Monat 
zu bis zu 217 Stunden Nachtbereit-
schaftsdienst und 119,08 Stunden 
Vollarbeit herangezogen werden.

Das LArbG führte in seinem Urteil 
dazu aus, dass sich dies nicht auf die 
im Arbeitsvertrag enthaltene Vergü-
tungsabrede auswirke, erteilte aber 
den Hinweis, dass Bereitschaftsdienst 
arbeitszeitrechtlich unabhängig von 
seiner Vergütung wie Vollarbeit anzu-
sehen ist und daher der dargelegte 
Beschäftigungsumfang rechtlich 
unzulässig sein dürfte. Für den vor
liegend streitgegenständlichen Ver-
gütungsanspruch war dieser Sachver-
halt jedoch irrelevant.

Wer sich bereits mit Möglichkeiten 
der Arbeitsverlängerung durch Bereit-
schaftsdienste auseinandergesetzt 
hat weiß, dass eine Verlängerung wie 
im Streitfall nur durch eine entspre-
chende tarifvertragliche Regelung auf 
Grundlage von § 7 Abs. 2a ArbZG 
möglich ist. In diesem Verfahren war 
eine tarifvertragliche Anbindung 
allerdings nicht vorhanden, so dass 
im Falle einer Überprüfung durch die 
zuständige Arbeitsschutzbehörde der 
Arbeitgeber vermutlich zu einem 
hohen Bußgeld herangezogen wor-
den wäre. In der Praxis lehnen sich 
daher viele Einrichtungen an die tarif-
vertraglichen Regelungen des TVöD 
an, die allerdings auf Grund ihres ein-
geschränkten Geltungsbereiches i.d.R. 
nicht für private Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe geeignet sind und 
zudem immer zwingend eine ent-
sprechende Betriebsvereinbarung 
voraussetzen würden, die bekanntlich 
das Vorhandensein eines Betriebsra-
tes erfordert. 

Bereithaltungspflicht 
während Pausenzeiten

Ebenfalls eine Entscheidung mit 
arbeitszeitrechtlichem Inhalt kam 
vom Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg (Urteil v. 27. Mai 2021, 
AZ: OVG 10 B 17.18). In dem Verfahren 
ging es zwar um Pausenzeiten eines 
Personenschützers und nicht um eine 

Tätigkeit in der Kinder- und Jugend-
hilfe, gleichwohl lassen sich aus der 
Entscheidung wichtige Erkenntnisse 
ziehen, die möglicherweise auch rich-
tungsweisend für „unseren“ Bereich 
sein könnten.

Im Leitsatz der Entscheidung führt 
das OVG aus, dass Pausenzeiten unter 
Bereithaltungspflicht auch dann Ar-
beitszeit darstellen, wenn es (europa-
rechtlich) gerechtfertigt wäre, von der 
Gewährung von Ruhepausen abzuse-
hen. Das Gericht hatte dabei auf ein 
zu dem Zeitpunkt noch anhängiges 
Verfahren beim EuGH Bezug genom-
men, welches zwischenzeitlich been-
det und bereits veröffentlicht wurde 
(EuGH Urteil vom 9. September 2021, 
C‑107/19). Im hier entschiedenen Fall 
ging es primär um die Vergütung von 
Pausenzeiten, die der Kläger auf 
Grund seiner ständigen Bereithal-
tungspflicht nicht nehmen konnte. 
Nach (zutreffender) Auffassung des 
OVG stellen Pausen unter Bereithal-
tung keine Ruhezeit i.S.d. Art. 2 Nr. 2 
RL2003/88/EG dar, da nach seinem 
Wortlaut Art. 17 Abs. 3 RL 2003/88/EG 
zwar eine Abweichung von der Ruhe-
pausenregelung des Art. 4 zulässt, 
jedoch keine Abweichung von der 
Definition der Begriffe „Arbeitszeit“ 
und „Ruhezeit“ in Art. 2 Nr. 1.

Mit dieser Differenzierung sagt das 
OVG nichts anderes, als dass abwei-
chende Pausenregelungen unter 
bestimmten Umständen zwar mög-
lich sind, aber eine Bereithaltungs-
pflicht in der Pause diese grundsätz-
lich zur vergütungspflichtigen 
Arbeitszeit macht.

Für den Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe lassen sich daraus ggf. 
praxisrelevante Lösungen entwickeln 
bzw. bereits bestehende Lösungen 
noch einmal deutlich besser auch 
rechtlich begründen. Abweichungen 
von der gesetzlichen Pausenregelung 
sind aktuell nur auf der Grundlage 

Rechtsprechung
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von § 7 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG und/oder 
§ 7 Abs. 2 Nr. 3 ArbZG möglich. Beide 
Ausnahmemöglichkeiten setzen einen 
entsprechenden Tarifvertrag voraus, 
der diese Abweichungsmöglichkeiten 
regelt. Während § 7 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG 
lediglich die Aufteilung in Kurzpausen 
ermöglicht, ist § 7 Abs. 2 Nr. 3 ArbZG 
speziell für die Arbeit in Pflege- und 
Betreuungseinrichtungen geschaffen 
worden. Voraussetzung ist hier die 
„Gewährleistung des Gesundheits-
schutzes durch einen entsprechenden 
Zeitausgleich“, was beispielsweise 
durch die Bewertung der Pausenzeit 
als Arbeitszeit geschehen kann.3

Das OVG nimmt in seiner Begrün-
dung etwas später auch Bezug auf 
die derzeit einzige EuGH-Entschei-
dung, in der es um die Nichtanwend-
barkeit der europäischen Arbeitszeit-
richtlinie im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe geht. Es führt aus, dass 
der EuGH davon ausgeht, „… dass 
auch eine Tätigkeit, die unter norma-
len Bedingungen ausgeübt wird, spe-
zifische Merkmale aufweisen kann, 
die zwingend einer die Vorgaben der 
Richtlinie beachtenden Arbeitspla-
nung entgegenstehen. Dies ist der 
Fall, wenn die persönliche Kontinuität 
der spezifischen Tätigkeit unerlässlich 
ist, um deren Wirksamkeit zu wahren 
und die wirksame Ausübung der 
grundlegenden Funktionen des Staa-
tes zu gewährleisten. Dies hat er bis-
lang nur im Fall von Pflegeltern 
bejaht, deren durchgängiges Tätig
sein das Gericht als erforderlich erach-
tet hat, um eine auf lange Zeit ange-
legte enge Verbindung aufzubauen 
und das in Art. 24 GRC verankerte 
Kindswohl eines besonders verletzli-
chen Pflegekindes zu wahren (EuGH, 
Urteil vom 20. November 2018 – 
C-147/17 [Sindicatul Familia Constanta] 
–, Rn. 68, 72 f.).“

Nun dürfte es selbstverständlich er-
scheinen, dass die spezifische Tätig-
keit in familienähnlichen Wohnformen 

schwerlich mit regulären Pausen ver-
einbar wäre, ohne den Charakter der 
familienähnlichen Wohnform zu 
sprengen. Gleichwohl gibt es auch 
hier Tendenzen, das (europäische) 
Arbeitszeitrecht zumindest für Vertre-
tungskräfte restriktiv auszulegen, was 
aber an dieser Stelle nicht weiter aus-
geführt werden soll. Interessanter sind 
die Fragestellungen, die sich aus dem 
Urteil des OVG und dem zwischen
zeitlich veröffentlichten EuGH-Urteil v. 
9. September 2021 (Az: C-107/19) erge-
ben. Sofern eine Pause unter Bereit-
haltungspflicht grundsätzlich keine 
Pause (mehr) im Sinne des Arbeitszeit-
gesetzes sein kann, müsste man selbst 
während der Nachtbereitschaften ge-
setzliche Pausen einhalten. Erst recht 
wäre dies bei längeren Dienstzeiten 
der Fall, in denen ausnahmsweise ggf. 
nur eine Betreuungsperson anwesend 
ist. In beiden Fällen müsste eine Ver-
tretungskraft eingesetzt werden. 
Nach Auffassung des Verfassers ist 
dies allerdings nicht erforderlich, so-
fern ein entsprechender Tarifvertrag 
eine Ausnahmereglung vorsieht. 
Gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 ArbZG können 
Pausenregelungen mittels Tarifver-
trags bei der Behandlung, Pflege und 
Betreuung von Personen der Eigenart 
dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser 
Personen entsprechend angepasst 
werden. Die Eigenart der Tätigkeit ist 
dabei (vereinfacht gesagt) die konti-
nuierliche pädagogische und persön-
liche Betreuung und Beziehungs
arbeit. Das erforderliche Wohl der 
Betreuten dürfte sich ebenfalls päda-
gogisch gut begründen lassen. Wel-
ches Kind wacht nachts schon gerne 
auf, ohne zu wissen, wer als Betreu-
ungsperson überhaupt anwesend ist? 

Die vom ArbZG vorgesehenen Aus-
nahmeregeln sind auch kompatibel 
mit der europäischen Arbeitszeitricht-
linie, die Abweichungen durch Tarif-
verträge insbesondere auch für Heim-
einrichtungen ermöglicht, Art. 17 
Abs. 3 Nr. c, i RL 2003/88/EG.

Ohne eine tarifvertragliche Lösung 
wird man allenfalls während der 
Nachtbereitschaft auf eine gesetzliche 
Pause verzichten können, da man die 
gesetzliche (Pausen-) Regelung tele
ologisch reduzieren könnte auf den 
Zweck der Pause, nämlich die Erho-
lung. Es steht außer Frage, dass eine 
solche Erholung während einer 
Schlafbereitschaft durch eine Zwangs-
pausenregelung gefährdet wäre.

Mit den aktuellen Entscheidungen 
wird klar, dass Pausenzeiten i.d.R. ver-
gütungspflichtig werden, sofern eine 
Bereithaltungspflicht (Stichwort Auf-
sichtspflicht) besteht. Vorausgesetzt 
wird für die Zulässigkeit solcher Pau-
senregelungen darüber hinaus ein 
entsprechender Tarifvertrag.

Zu den Voraussetzungen  
des Widerrufs einer 
Betriebserlaubnis 

nach § 45 Abs. 7 Satz 1 SGB VIII (a.F.) 
entschied das OVG Lüneburg mit 
Beschluss vom 16. Juli 2021 (Az: 10 ME 
88/21). Die Antragstellerin begehrte in 
diesem Verfahren die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung ihrer Klage 
gegen den von der Antragsgegnerin 
ausgesprochenen Widerruf ihrer 
Betriebserlaubnis.

Das Gericht fasst die Rechtsprechung 
zur Gefährdung des Kindeswohls als 
Voraussetzung für einen Entzug der 
Betriebserlaubnis zusammen. Der 
Entzug der Betriebserlaubnis setzt 
eine konkrete Gefahr für das Wohl der 
Kinder oder der Jugendlichen, die in 
der betreffenden Einrichtung betreut 
werden, voraus. Eine Gefährdung des 
Kindeswohls im Sinne des § 45 Abs. 7 
Satz 1 SGB VIII (a.F.) liegt nach der 
Rechtsprechung “… insbesondere 
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dann vor, wenn aufgrund objektiv 
feststellbarer Tatsachen eine gegen-
wärtige oder nahe bevorstehende, 
nicht unerhebliche Gefahr für das kör-
perliche, geistige oder seelische Wohl 
(vgl. § 1666 Abs. 1 BGB) der Minder-
jährigen gegeben ist (…), mithin die 
hinreichende Wahrscheinlichkeit 
eines Schadenseintritts besteht.“

Eine weitere Voraussetzung für den 
Entzug der Betriebserlaubnis gemäß 
§ 45 Abs. 7 SGB VIII (a.F.) ist, dass der 
Träger „…nicht bereit oder in der 
Lage ist, die Gefährdung abzuwen-
den. Eine solche mangelnde Bereit-
schaft kann stichhaltig nur mit einer 
entsprechenden Erklärung des Ein-
richtungsträgers begründet werden 
(…). Steht eine Kindeswohlgefähr-
dung fest, kann es für die Einschät-
zung der Bereitschaft des Trägers, die 
Gefährdung abzuwenden, von Be-
deutung sein, ob er den Missstand 
einräumt. Allerdings darf nicht schon 
aus dem Umstand, dass er den erho-
benen Vorwürfen entgegengetreten 
ist, ohne Weiteres gefolgert werden, 
dass er die notwendigen Anstrengun-
gen zur Mängelbeseitigung ver
missen lassen wird (vgl. BVerwG, 
Beschluss vom 20. Oktober 2015 – 3 B 
53.15 -, juris Rn. 6). Die Darlegungs- 
und Beweislast sowohl für das Vorlie-
gen einer Kindeswohlgefährdung als 
auch der fehlenden Bereitschaft und 
Fähigkeit des Einrichtungsträgers, die 
Gefährdung abzuwenden, liegt bei 
der zuständigen Behörde (…).“

Im vorliegenden Verfahren erkannte 
das Gericht, dass die einzelnen Vor-
würfe gegen die Antragstellerin zwar 
durchaus beachtlich seien und mög
licherweise die Befürchtung einer 
konkreten Kindeswohlgefährdung 
begründen könnten. Die einzelnen 
Vorwürfe sind jedoch – teilweise sub-
stantiiert (u. a. durch eidesstattliche 
Versicherungen) bestritten worden. 
Zudem war die Antragstellerin nach 
summarischer Prüfung durch das 

Gericht auch bereit, die möglichen 
Mängel in der Betreuung bzw. dem 
Umgang mit den ihr anvertrauten 
Kindern zu beheben.

Für das Gericht war nicht erkennbar, 
dass Gespräche, Vor-Ort-Überprüfun-
gen und Auflagen von vornherein un-
geeignet gewesen wären, befürchte-
te Mängel zu beseitigen oder zu 
verhindern. Im Rahmen der Verhält-
nismäßigkeitsprüfung ist der Entzug 
der Betriebserlaubnis das letzte Mittel 
und die Behörde hätte hier mit weni-
ger einschneidenden Mitteln eingrei-
fen müssen.

Zwei Punkte, die in der Entscheidung 
nur am Rand aufgeführt worden sind, 
verdienen m.E. aber einer besonderen 
Erwähnung. Im Verfahren ging es um 
ein familienähnliches System und die 
Antragstellerin nutzte sowohl für 
Fachberatungen und Supervisionen 
dieselbe Praxis, die zudem auch die 
bei ihren untergebrachten Kindern 
diagnostizierte und behandelte. Der 
Antragsgegner befürchtete hier das 
Vorliegen eines sog. „geschlossenen 
Systems“, welches aus Sicht des Kinder
schutzes bedenklich wäre. Das Gericht 
führte dazu aus, dass „… die Heranzie
hung einer weiteren Praxis zur Fach-
beratung der Antragstellerin oder zur 
Behandlung der betreuten Kinder 
beauflagt werden (könnte), um das 
von dem Antragsgegner befürchtete 
geschlossene System zu vermeiden.“ 

Der zweite Punkt betrifft die mangel-
haften personellen Voraussetzungen, 
auf die der Antragsgegner den Wider-
ruf der Betriebserlaubnis ebenfalls 
gestützt hatte. Für das Gericht war 
nicht erkennbar, dass die in der Ver-
gangenheit teilweise nicht ausrei-
chende Personalausstattung in der 
Einrichtung der Antragstellerin und 
die häufigen Personalwechsel eine 
aktuell konkrete Gefahr für das Kin-
deswohl im Sinne des § 45 Abs. 7 Satz 
1 SGB VIII begründen. Auch sah das 

Gericht keine hinreichenden Anhalts-
punkte dafür, dass eine nicht ausrei-
chende Personalsituation in der Ver-
gangenheit zu Betreuungsdefiziten 
geführt hat. Daraus, dass die Antrag-
stellerin in der Vergangenheit nicht 
vollumfänglich ihrer Verpflichtung 
nachgekommen ist, entsprechend der 
von ihr eingereichten Leistungsbe-
schreibung das hierfür erforderliche 
Personal vorzuhalten, kann nicht auto-
matisch der Schluss einer Gefährdung 
des Kinderwohls gezogen werden, 
insbesondere da dauerhaft nicht alle 
Plätze der Einrichtung belegt waren. 

Die Entscheidung erging allerdings 
noch zum „alten“ Recht. Mit der 
Reform des SGB VIII ist es nun insbe-
sondere auch zu Änderungen im 
Betriebserlaubnisrecht gekommen, 
auf die an dieser Stelle auf Grund des 
Umfangs und der Komplexität nicht 
eingegangen werden kann und 
deren Auswirkungen, insbesondere 
hinsichtlich der Fragen zur Zuverläs-
sigkeit des Trägers, die Rechtspre-
chung noch ausgiebig beschäftigen 
dürften. Wichtig sind die Änderungen 
durch das KJSG im Übrigen nicht nur 
für das Betriebserlaubnisverfahren, 
sondern auch für den praktischen 
Kinderschutz und mögliche Verfahren 
nach § 8a SGB VIII. Hier sei auf die 
aktuelle Fachliteratur verwiesen, z. B. 
Kepert; Dexheimer; Feist-Ortmanns 
(Hrsg.): Praxishandbuch Kinderschutz 
für Fachkräfte und insoweit erfahrene 
Fachkräfte. Köln: Reguvis 2021

Das Verfahren „Friesenhof“: 
Berufung abgelehnt

Das OVG Schleswig-Holstein (Beschluss 
v. 16. Juni 2021, Az 3 LA 56/20) hat die 
Zulassung der Berufung gegen das 
Urteil des Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgerichts vom 9. Dezem-
ber 2019 abgelehnt. Gleichwohl ist die 
Entscheidung lesenswert, da das 
Urteil Ausführungen zu einigen 

Rechtsprechung
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bedeutsamen Fragen im Betriebser-
laubnisrecht enthält. Die Beklagte (be-
triebserlaubniserteilende Behörde) 
warf u. a. die Frage auf, ob der Wider-
ruf einer Betriebserlaubnis in Betracht 
kommt, wenn der Einrichtungsträger 
die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Betriebserlaubnis nachträglich 
nicht erfüllt. Das OVG entschied, dass 
diese Frage nicht mehr klärungsbe-
dürftig sei, da seit der SGB VIII-Reform 
der Fall der nachträglichen Rechtswid-
rigkeit durch den Wortlaut „nicht 
mehr vorliegen“ in § 47 (7) SGB VIII 
ebenfalls erfasst sei. Daneben enthält 
die Entscheidung weitere lesenswerte 
Ausführungen insbesondere zu 
Fragen des Kindeswohls.

Erteilung einer vorläufigen 
Betriebserlaubnis für eine 
Jugendhilfeeinrichtung /  
Personalschlüssel

In dem Urteil des VG München v. 
25. März 2021 (Az M 18 K 17.4848) 
ging es um die Erteilung einer vorläu-
figen Betriebserlaubnis. Diese hatte 
der Kläger bereits im Vorfeld im Wege 
des einstweiligen Rechtsschutzes (er-
folgreich) geltend gemacht, so dass 
das Gericht die Klage für unzulässig 
erachtete. Erwähnenswert sind in der 
Urteilsbegründung die Ausführungen 
zum Personalschlüssel in den Rand-
nummern 31 ff. der Entscheidung: 

„Nach Rechtsprechung des Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofs 
kommt der Aufnahme bestimmter 
inhaltlicher Parameter in die Betriebs-
erlaubnis, wie beispielsweise zum 
Umfang des von der Einrichtung vor-
zuhaltenden Fachpersonals, die Funk-
tion der Festlegung von Mindestvor-
aussetzungen bzw. Mindeststandards 
zu. Sie kennzeichnen stets die untere 
Grenze beispielsweise der Personal-
ausstattung, bei der das Wohl der Kin-
der und Jugendlichen in der Einrich-
tung noch gewährleistet ist (…). Für 

eine abschließende Klärung des anzu-
setzenden personellen Mindeststan-
dards in der Betriebserlaubnis steht 
allein das Hauptsacheverfahren in 
Form der Feststellungsklage zur Ver-
fügung (…). Auch eine Feststellungs-
klage bezüglich der Feststellung eines 
über dem in der vorläufigen Betriebs-
erlaubnis … festgelegten personellen 
Mindeststandards wäre vorliegend 
unzulässig gewesen. Zwar ist in der 
Rechtsprechung des Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshofs anerkannt, dass 
im Rahmen einer … die Möglichkeit 
besteht, die „Festschreibung“ eines 
bestimmten Mindeststandards über-
prüfen zu lassen (…). Dies gilt jedoch 
nicht im Zusammenhang mit einer 
vorläufigen Erlaubnis (s.o.), sondern 
lediglich in Bezug auf eine endgültige 
Erlaubnis. Im Übrigen ist der Kläger … 
auch nicht rechtsschutzlos gestellt. 
Wie bereits ausgeführt, erlaubt die 
vorläufige Betriebserlaubnis dem Klä-
ger, die Einrichtung gemäß der vorge-
legten Konzeption mit einem von ihm 
als maßgeblich erachteten höheren 
Personalschlüssel zu betreiben. Für 
die Geltendmachung etwaiger finan-
zieller Schäden steht dem Kläger 
daneben die Möglichkeit eines Amts-
haftungsverfahren nach § 839 Abs. 1 
BGB i.V.m. Art. 34 GG zur Verfügung.“

Investitionskosten im SGB XI: 
Eigentümer- oder Pacht­
modell

Von Interesse für den Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe ist ebenfalls eine 
Entscheidung des BSG vom 28. Januar 
2021 (Az B 8 SO 6/19 R), obwohl es 
dort um Investitionskosten im SGB XI-
Bereich ging. Fragen zum Ansatz der 
Investitionsfolgekosten sind auch häu-
fige Streitpunkte in Schiedsstellenver-
fahren nach dem SGB VIII, so dass 
diese Entscheidung durchaus lesens-
wert ist. Im Leitsatz der Entscheidung 
heißt es: „Bei einem Streit um geson-
dert berechenbare Investitionskosten 

verkennt die Schiedsstelle den ihr zu-
stehenden Gestaltungsspielraum, 
wenn sie bei ihrer Entscheidung eine 
Plausibilitätsprüfung tatsächlich ent-
standener Aufwendungen für Pacht 
unterlässt und stattdessen ein mit fik-
tiven Größen arbeitendes Berech-
nungsmodell (sog Eigentümermodell) 
für den Kostenvergleich heranzieht.“

Ablehnung der (nachträg­
lichen) Kostenübernahme  
in sozialtherapeutischer 
Einrichtung

Das VG München hat mit Urteil v. 
9. Juni 2021 (Az M 18 K 17.4586) nähe-
re Ausführungen zur (hier abgelehn-
ten) Kostenübernahme bei selbst
beschafften Leistungen gemacht und 
Hinweise zu Zuständigkeitsfragen 
erteilt.

Entzug einer Pflegeerlaubnis

Mit Beschluss vom 21. Juni 2021 (Az 
12 B 910/21) wies das OVG NRW die 
Beschwerde einer Tagespflegeperson 
gegen den Entzug der Pflegeerlaub-
nis zurück. Die Antragstellerin hatte 
ihrem einschlägig vorbestraften Ehe-
mann regelmäßig den Zugang zur 
Tagespflegestelle gewährt.

BGH-Beschluss v. 12. Mai 
2021, XII ZB 34/21

In Verfahren wegen Kindeswohlge-
fährdung nach § 1666 BGB ist ein 
Minderjähriger auch dann, wenn er 
mindestens 14 Jahre alt ist, nicht nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 FamFG verfahrens
fähig. Für solche Verfahren kann auch 
dem mindestens 14 Jahre alten 
Minderjährigen Verfahrenskostenhilfe 
nicht auf eigenen Antrag bewilligt 
werden, weil er mangels Verfahrens-
fähigkeit keinen wirksamen Verfah-
renskostenhilfeantrag stellen kann.
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Autor:  Michael du Carrois
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Wir, die tibb Kinder- und Jugendhilfe, sind ein freier Träger mit Hauptsitz in Ibbenbüren. 
Bis spätestens zum 1. Januar 2022 suchen wir eine 

Stellvertretende Pädagogische Leitung  
in Vollzeit für die Geschäftsleitung

Ihre Aufgaben
Sie gestalten strategische Entscheidungsprozesse, koordinieren und verantworten die gesamte pädagogische 
Arbeit. Dabei arbeiten Sie eng mit der pädagogischen Leitung zusammen. Sie denken und arbeiten für die 
Zukunft unserer Arbeit, indem Sie Konzepte und Projekte entwickeln und umsetzen, die Qualität unserer Arbeit 
sichern und kontinuierlich weiterentwickeln.

Ihre Arbeit beinhaltet die Kontrolle des Belegungsmanagements, Budgetverantwortung und Personalplanung 
genauso, wie die Koordination von Supervisionen, Coachings und Kriseninterventionen für die pädagogischen 
Fachkräfte. Sie sind entscheidende:r AnsprechpartnerIn für gesamtpädagogische Fragestellungen für Mitarbei-
tende und repräsentieren die tibb Kinder- und Jugendhilfe Münstermann GbR gegenüber Jugendämtern, 
Institutionen und Fachgremien.

Ihr Profil
Ein abgeschlossenes Hochschulstudium wie Soziale Arbeit, Pädagogik, Sozialmanagement oder ein Abschluss FH 
Soziale Arbeit (Master/Bachelor) sowie eine zertifizierte Traumapädagogische Ausbildung sind Voraussetzung. Sie 
sind eine gestandene Fachkraft und bringen mindestens fünf Jahre Erfahrung in der Kinder-und Jugendhilfe 
sowie Führungserfahrung in diesem Bereich mit. Sie arbeiten bereits in einschlägigen Fachgremien mit und ken-
nen gegenwärtige und zukünftige fachliche Entwicklungen unseres Arbeitsfelds. Idealerweise verfügen Sie über 
eine Ausbildung in systemischer Beratung und Coaching. Sie sind kooperativ, führen motivierend und überneh-
men gerne Verantwortung. Sie treffen klare Entscheidungen und nehmen Ihr Team dabei mit Feingefühl mit. Sie 
kommunizieren proaktiv, empathisch und überzeugend. 

Wir bieten
Ein unbefristeter Arbeitsvertrag und überdurchschnittliche Sozialleistungen sind bei uns selbstverständlich. Für 
Ihre Tätigkeit stellen wir Ihnen einen Firmenwagen zur Verfügung. Wir unterstützen Sie durch regelmäßiges 
Coaching und Supervision. Wir möchten mit Ihnen auf Augenhöhe langfristig zusammenarbeiten, dafür geben 
Ihnen die Ressourcen und den Rückhalt den Sie brauchen, um gute Arbeit leisten zu können.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung per Email mit Angabe Ihres Wunschgehalts.

tibb Kinder- und Jugendhilfe Münstermann GbR
Lea Mersch 
Tel. 05451 89408-119  
bewerbung@jugendhilfe-tibb.de
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PRESSEMITTEILUNG des 
Statistischen Bundesamtes 
vom 24.06.2021

Kinderschutz: 
Jugendämter 
nahmen 2020  
rund 45.400 Kinder 
in Obhut
 
•	� Behörden registrierten rund 8 % 

weniger Fälle als im Vorjahr

•	� Jedes dritte betroffene Kind 
jünger als 12 Jahre

•	� Bedeutung von Überforderung, 
Misshandlungen und Vernachläs
sigung nimmt zu

WIESBADEN – Die Jugendämter in 
Deutschland haben im Jahr 2020 
rund 45.400 Kinder und Jugendliche 
zu ihrem Schutz vorübergehend in 
Obhut genommen. Wie das Statisti-
sche Bundesamt (Destatis) mitteilt, 
erfolgten zwei Drittel (67 %) dieser 
Inobhutnahmen wegen einer drin-
genden Kindeswohlgefährdung, 17 %
aufgrund einer unbegleiteten Einreise 
aus dem Ausland und weitere 17 % 
auf Bitte der betroffenen Minderjähri-
gen. Ein Drittel (33 %) aller 2020 in 
Obhut genommenen Jungen und 
Mädchen war jünger als 12 Jahre, 
jedes zehnte Kind (11 %) sogar jünger 
als 3 Jahre.

PRESSEMITTEILUNG des 
Bundesfamilienministeriums 
vom 30.06.2021 
 

Nationaler Rat 
gegen sexuelle 
Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen 
legt „Gemeinsame 
Verständigung“ vor

Erste Ergebnisse zur 
Verbesserung von Präven­
tion, Intervention, Hilfe und 
Forschung
 
Unter dem Vorsitz von Bundesfamilien
ministerin Christine Lambrecht und 
Johannes-Wilhelm Rörig, dem Unab-
hängigen Beauftragten für Fragen 
des sexuellen Kindesmissbrauchs, 
kamen gestern erneut über 40 staat
liche und nicht-staatliche Spitzen
akteure zum Nationalen Rat gegen 
sexuelle Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen zusammen. Anderthalb 
Jahre nach seiner konstituierenden 
Sitzung legt das Forum nun eine 
„Gemeinsame Verständigung“ vor. 
Darin sind konkrete Maßnahmen in 
fünf Themenkomplexen enthalten. 
Ziel ist es Schutz und Hilfen bei sexu-
alisierter Gewalt und Ausbeutung zu 
verbessern, kindgerechte Gerichtsver-

fahren zu gewährleisten und die For-
schung zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen vor sexueller Gewalt 
weiter voranzubringen.

Bundesfamilienministerin Christine 
Lambrecht: „Kindern wird mit sexuel-
ler Gewalt unfassbares Leid angetan. 
Um sexueller Gewalt entschieden 
entgegenzutreten, braucht es uns alle 
in der Gesellschaft. Gerade deswegen 
ist der Nationale Rat so wichtig. In 
dem Forum vereinen alle staatlichen 
Ebenen, Verantwortungsträger, Zivil-
gesellschaft, Fachpraxis, Wissenschaft 
und Betroffene ihr Know-how und 
ihre Wirkungskraft. Ergebnis ist unsere 
„Gemeinsame Verständigung“. Darin 
sind klare Schritte für ein entschlosse-
neres Handeln zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen enthalten. 
Konkret geht es beispielsweise darum, 
gerichtliche Verfahren kindgerecht zu 
gestalten, damit Kinder und Jugend
liche so wenig wie nötig erneut be-
lastet werden. Und es geht darum 
Schutzkonzepte in Einrichtungen und 
auch digital konsequent zu entwickeln 
und umzusetzen. Ich danke allen Mit-
gliedern des Nationalen Rates für 
ihren starken Einsatz und ihr wertvol-
les Engagement. Jetzt kommt es dar-
auf an, dass die Umsetzung in der 
nächsten Legislatur fortgeführt wird.“

Johannes-Wilhelm Rörig, Unabhängi-
ger Beauftragter für Fragen des sexu-
ellen Kindesmissbrauchs (UBSKM):  
„Im Dezember 2019 haben wir den 
Nationalen Rat einberufen, um eine 
Verständigung auf konkrete Verbesse-
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rungen bei Prävention, Intervention, 
Hilfen und Forschung zu erreichen. 
Diese Zielsetzung haben wir dank des 
beeindruckenden Engagements aller 
Mitwirkenden erreicht. Die „Gemein-
same Verständigung“ des Nationalen 
Rates zeigt uns aber auch, was noch 
alles unternommen werden muss, 
um im Kampf gegen sexuellen Miss-
brauch künftig erfolgreicher zu sein. 
Die „Gemeinsame Verständigung“ ist 
eine hervorragende Basis für konse-
quenteres Handeln. Die künftige Bun-
desregierung sollte den Nationalen 
Rat als ständigen ‚Think Tank‘, in dem 
sich auch die Politik selbst verpflich-
tet, etablieren und stärken.“

Mit Blick auf den ausufernden Anstieg 
von sexueller Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche im Netz betonte 
Rörig, dass der nächste Deutsche 
Bundestag und die nächste Bundes-
regierung zudem die Einsetzung 
einer starken Enquete-Kommission 
zur Erarbeitung einer Grundsatzstra-
tegie gegen sexuelle Gewalt im Netz 
beschließen sollte, sowie eine gesetz-
lich verankerte umfassende Berichts-
pflicht des Amtes einer/eines Miss-
brauchsbeauftragten gegenüber 
Bundestag, Bundesregierung und 
Bundesrat.

Betroffenenrat beim Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs: „Für den Betroffe-
nenrat sind die Zwischenergebnisse 
des Nationalen Rates eine wichtige 
Bestandsaufnahme und Bündelung 
von konkreten nächsten Schritten. 
Über 35 Jahre ehrenamtliches und 
professionelles Engagement, insbe-
sondere in Fachberatungsstellen, aber 
auch die vergangenen elf Jahre 
haben gezeigt, dass der Kampf gegen 
sexualisierte Gewalt und ihre Folgen 
nur gelingen kann, wenn klare und 
kontinuierlich finanzierte Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden. Im 
Mittelpunkt des Handelns müssen 
zwingend die Beteiligung und die 

Bedarfe von Betroffenen stehen. Not-
wendig sind der konsequente Ausbau 
von spezialisierten Fachberatungsstel-
len, die umfassende Implementie-
rung von Kinderrechten sowie die 
inhaltliche Verankerung spezifischer 
Aspekte des Kinder- und Jugend-
schutzes – in allen Bereichen der 
Gesellschaft. Alle Bundesländer sind 
gefordert, spezielle Strukturen gegen 
sexualisierte Gewalt zu schaffen. 
Unser gemeinsames Ziel ist die längst 
überfällige gesamtgesellschaftliche 
Verantwortungsübernahme, denn 
alle Betroffenen haben unabhängig 
vom Tatkontext das Recht auf Schutz 
und Aufarbeitung, Unterstützung 
und Hilfen.“

Bundespräsident würdigt 
Nationalen Rat

Eine besondere Würdigung erhält der 
Nationale Rat heute durch Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier. 
Dieser hat Bundesfamilienministerin 
Lambrecht und den Unabhängigen 
Beauftragten Rörig gemeinsam mit 
Mitgliedern des Nationalen Rates, dar-
unter auch mitwirkende Betroffene, 
zu einem Gespräch ins Schloss Belle-
vue eingeladen. Lambrecht und Rörig 
bewerten diese Würdigung als sehr 
starkes Signal für Politik und Gesell-
schaft. Beide betonen: „Ein erfolgrei-
cher Kampf gegen sexuellen Miss-
brauch braucht das Interesse und die 
Unterstützung der gesamten Gesell-
schaft, der gesamten Politik, auch der 
politischen Spitzen unseres Landes.“
Kernpunkte der Gemeinsamen Ver-
ständigung im Überblick:

1. � Weiterer Ausbau von Schutzkon-
zepten und deren konsequente 
Anwendung

Schutzkonzepte sind für Einrichtun-
gen und Organisationen, die Kinder 
und Jugendliche betreuen, zentral, 
um sie vor sexueller Gewalt zu schüt-
zen und Aufdeckung von Gewalttaten 

zu fördern. Daher hat der Nationale 
Rat über die Gelingensbedingungen 
(insbes. gute Rahmenbedingungen, 
Qualifizierung, Partizipation und Ver-
netzung) beraten. Die Länder bekräfti-
gen diese Anstrengungen mit einem 
Beschluss zur Umsetzung von Schutz-
konzepten in Schulen.

2. � Vernetzte Hilfen für Unterstützung 
von Betroffenen

Die Kompetenzen unterschiedlicher 
Berufsgruppen spielen bei Aufde-
ckung sexualisierter Gewalt und zur 
wirksamen Hilfe eine wichtige Rolle. 
Die Systeme der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie des Gesundheitswesens 
und der Sozialen Entschädigung müs-
sen gut zusammenarbeiten und Kin-
der und mögliche Gewaltkontexte 
mit geschultem Blick betrachten. Die 
verbesserte Qualifizierung und Ver-
netzung dieser Akteure sollen dazu 
dienen, Gefahren für Kinder schneller 
zu erkennen und entsprechend zu 
helfen.

3. � Kindgerechte gerichtliche Verfah-
ren qualifizieren Entscheidungen

Der Nationale Rat möchte die Rah-
menbedingungen für Vernehmun-
gen und Anhörungen im familienge-
richtlichen und im Strafverfahren ver-
bessern. Dazu wurden Praxishilfen für 
kindgerechte Verfahren entwickelt. 
Die Länder bekräftigen diese Anstren-
gungen mit einem Beschluss zur
besseren Umsetzung der Videover-
nehmung.

4. �� Schutz vor Ausbeutung und inter-
nationale Kooperation

Der Nationale Rat verfolgt das Ziel, 
die Identifizierung von minderjähri-
gen Betroffenen des Menschenhan-
dels strukturell zu befördern. Außer-
dem sollen spezifische Hilfen, wie 
bedarfsgerechte Unterbringungsan-
gebote, verbessert und die Zusam-
menarbeit von Fachkräften gestärkt 
werden. Die neue Bundeszentrale für 
Kinder- und Jugendmedienschutz soll 
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mit dem Nationalen Rat Schutzkon-
zepte für den digitalen Raum erarbei-
ten, um Kinder und Jugendliche bes-
ser vor sexueller Ausbeutung zu 
schützen. Zur organisierten und ritu-
ellen Gewalt sollen Maßnahmen zur 
Aufklärung und Sensibilisierung vor-
angebracht werden.

5. � Leitlinien für die Konzeption von 
Häufigkeitsforschung zu (sexueller) 
Gewalt

Der Nationale Rat hat den Bedarf für 
eine verbesserte Datengrundlage zu 
Ausmaß und Erscheinungsformen 
sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche identifiziert und sich auf 
konkrete Leitlinien für die Konzeption 
von Häufigkeitsforschung verständigt. 

Sie sollen helfen, mehr Wissen über 
sexuelle Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche zu generieren. Das ist die 
Grundlage guter politischer Entschei-
dungen.

Über den Nationalen Rat

Dem Nationalen Rat gehören Vertre-
terinnen und Vertreter aus Politik und 
Wissenschaft, Betroffene sowie Ver-
antwortliche aus der Zivilgesellschaft 
und der Fachpraxis an. Das Gremium 
auf Spitzenebene und fünf themati-
sche Arbeitsgruppen umfassen insge-
samt etwa 300 Mitwirkende. Sie alle 
wollen das bestehende Ausmaß an 
sexueller Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche nicht hinnehmen und 
haben sich zum gemeinsamen Ziel 
gesetzt, sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche und deren Fol-
gen dauerhaft entgegenzuwirken. 
Seit der Konstituierung des Nationa-
len Rates am 2. Dezember 2019 durch 
das Bundesfamilienministerium und 
den Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs hat der Nationale Rat in fünf 
thematischen Arbeitsgruppen getagt: 
Schutz, Hilfen, Kindgerechte Justiz, 
Schutz vor Ausbeutung und inter
nationale Kooperation sowie For-
schung und Wissenschaft.

Weitere Informationen unter:  
www.nationaler-rat.de

(Foto: © Fotolia)
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Pressemitteilung
vom 01.07.2021

Anlässlich Inkrafttretens  
der Gesetzesreform zur 
Bekämpfung sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche erklärt der 
Betroffenenrat: 

Die Strafrechts
reform muss in 
der Praxis bei 
den Betroffenen 
ankommen
Der Betroffenenrat beim Unabhän
gigen Beauftragten für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) 
begrüßt die Gesetzesänderungen zur 
Bekämpfung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche. Ein 
ganzheitliches Konzept, das alle betei-
ligten Akteure in die Pflicht nimmt, ist 
längst überfällig. Jedoch muss diese 
Reform nun auch kind- und betroffe-
nengerecht in der Verfahrenspraxis 
des Straf- und Familienrechts ankom-
men. Zukünftig muss vor allem der 
notwendige Schutz von betroffenen 
Kindern, Jugendlichen und Erwachse-
nen in Verfahren weiter gestärkt und 
zusätzlich ein Rechtsanspruch für eine 
kostenlose Rechtsberatung vor Anzei-
generstattung verankert werden. 
Zwingend ist insbesondere die 
Sicherstellung umfassender pro
aktiver Unterstützungsstrukturen der 
Hilfe und der Beratung vor, während 
und nach dem Verfahren. Unentbehr-
lich sind dabei der Ausbau von Fach-
beratungsstellen, therapeutischen 
Hilfeangeboten und der Angebote 
mit dem Konzept der Childhood-
Häuser sowie spezialisierte 

Fachdezernate und Kompetenzzent-
ren mit ausreichender Ausstattung 
bei Polizei, Staatsanwaltschaften und 
Gerichten. Wesentliche Faktoren einer 
kind- und betroffenengerechten 
Justiz sind beschleunigte Verfahren, 
frühzeitige richterliche Videoverneh-
mungen, die Bestand in der Haupt-
verhandlung haben sowie die verbes-
serte personelle wie technische Aus-
stattung und Qualifizierung der 
Gerichte und Ermittlungsbehörden.

Um Schutzlücken in der Praxis zu 
schließen, spricht sich der Betroffenen-
rat beim UBSKM für regelmäßige bun-
desweite Verlaufsstudien zur systema- 
tischen Evaluation der Rechtspraxis im 
Strafverfahren aus. Neben Verfahrens-
verlauf und -dauer, der Anwendung 
bestehender opferschützender Nor-
men in Ermittlungs- und Strafverfah-
ren müssen dabei vor allem die Ein-
stellungspraxis der Staatsanwaltschaf-
ten und die Verurteilungspraxis der 
Gerichte in Jugendschutzsachen in 
den Blick genommen werden.

Um die Belastungssituation der 
Betroffenen so gut wie möglich zu 
minimieren, sind ab sofort kind- und 
betroffenengerechte Strafverfahren in 
jedem Verfahren sicherzustellen. 
Diese Reform kann nur mit den ent-
sprechenden Grundlagen in der Praxis 
umgesetzt werden.

Der Betroffenenrat beim UBSKM hat 
sich auf ein umfassendes Positions
papier verständigt, das weitere 
Aspekte über die konkrete Reform 
hinausgehend beleuchtet. Dieses 
finden Sie hier:

https://beauftragter-missbrauch.de/betroffenen 
rat/der-betroffenenrat/aus-unserer-sicht

Das Positionspapier beinhaltet Forde-
rungen und Ansichten der Mitglieder 
des Betroffenenrates und gibt nicht 
die Positionen des UBSKM wieder. 

Pressemeldung der Bundes­
arbeitsgemeinschaft Kinder- 
und Jugendschutz e.V. 

E-Sport – ein 
Thema für 
Jugendarbeit 
und Jugend-
schutz 
KJug 3-2021

Berlin, 14. Juli 2021. E-Sport ist in 
den vergangenen Jahren in Deutsch-
land immer populärer geworden. 
Profi-Teams oder Einzelspieler und 
-spielerinnen treten in Turnieren 
gegeneinander an und spielen dabei 
um hohe Preisgelder. Übertragungen 
von solchen Events sind Zuschauer-
magneten – und immer mehr jugend-
liche Fans schauen zu und treten in 
Wettbewerben gegeneinander an.

Und hier kommen die Jugendarbeit 
und der Kinder- und Jugendschutz 
ins Spiel: sowohl jugendschutzrecht
liche Aspekte, als auch pädagogische 
Maßnahmen müssen in den Blick ge-
nommen werden. Exzessives Spielen, 
nicht altersangemessene Spiele oder 
fehlende Altersfreigaben bei den 
Computerspielen, aber auch das Alter 
der Spielerinnen und Spieler sowie der 
Zuschauenden sind Aspekte, die be-
rücksichtigt werden müssen. Der er-
zieherische Kinder- und Jugendschutz 
betont in diesem Zusammenhang die 
Förderung der individuellen Medien-
kompetenz von Kindern und Jugend-
lichen als präventive Maßnahme.

Die Autorinnen und Autoren der 
aktuellen Ausgabe von KJug – Kinder- 

Mitteilungen

M
itteilungen



57Blickpunkt Jugendhilfe    Heft 3+4    2021

und Jugendschutz in Wissenschaft 
und Praxis machen deutlich, dass 
E-Sport auf jeden Fall ein Thema für 
die Jugendarbeit und den Jugend-
schutz und damit mehr als nur 
„Spielen“ ist.

Prof. Dr. Eik-Henning Tappe, Markus 
Gennat: Gamingkultur und Identität

Daniel Maurer, Steffi Rehfeld, Dr. 
Florian Kiefer: E-Sport und Gemein-
schaft. Der Versuch einer wissensso-
ziologischen Fundierung und Hand-
lungsempfehlungen für pädagogi-
sche Einrichtungen. 

Lidia Grashof, Daniel Heinz: Wozu 
braucht man eSport in der pädagogi-
schen Arbeit? Die Rolle von eSport 
während der Corona-Krise und die 
Notwendigkeit von medienpädagogi-
schen Projekten in der Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen

Dr. Benjamin Strobel: Erzieherischer 
Jugendschutz im E-Sport – Potenziale 
und Handlungsfelder im Breitensport

Jessica Euler, Tobias Falke: Raus aus 
dem Keller, rein in die Arena – eSports 
als präventives Angebot in der 
Jugendarbeit

Im Fokus: Die Bundeszentrale für Kin-
der- und Jugendmedienschutz

Aus der Hochschule: Kinderrechte 
unter Druck? Auswirkungen der 
Corona-Krise auf Kinderrechte und 
Maßnahmen, um deren Realisierung 
in künftigen Krisen zu gewährleisten 
– Sara Nasri

Recht: Werbung kann auch vorliegen, 
wenn nicht Werbung draufsteht – und 
bei Glücksspiel ist es ebenso! – Sigmar 
Roll

Standpunkte: Anmerkungen zum 
Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Jugendschutzgesetzes

Aktuelle Studie: Kinderreport 
Deutschland 2021– Cornelia Jonas, 
Uwe Kamp, Torsten Krause

Die Ausgabe 3-2021 der Zeitschrift 
Kinder- und Jugendschutz in Wissen-
schaft und Praxis (KJug) mit dem Titel 
„E-Sport – ein Thema für Jugendarbeit 
und Jugendschutz“ kann zum Preis 
von EUR 16,- (inkl. Versandkosten) 
beim Herausgeber bestellt werden: 

Bundesarbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz e.V.
Mühlendamm 3
10178 Berlin 
material@bag-jugendschutz.de 
www.kjug-zeitschrift.de 

PRESSEMITTEILUNG des 
Statistischen Bundesamtes 
vom 21.07.2021:

9 % mehr Fälle: 
Jugendämter 
melden 2020 
Höchststand an 
Kindeswohlge-
fährdungen

• � Behörden registrierten im Corona-
Jahr 2020 rund 5.000 Fälle mehr als 
2019

• � Jedes dritte betroffene Kind war 
jünger als 5 Jahre

• � Psychische Misshandlungen 
besonders stark gestiegen (+ 17 %)

• � Weniger Hinweise von Schulen 
(– 1,5 %), aber mehr aus der 
Bevölkerung (+ 21 %)

WIESBADEN – Die Jugendämter in 
Deutschland haben im Jahr 2020 bei 
fast 60.600 Kindern und Jugendlichen 
eine Kindeswohlgefährdung festge-
stellt. Das warenrund 5.000 Fälle oder 
9 % mehr als 2019. Wie das Statistische 
Bundesamt (Destatis) mitteilt, haben 
die Kindeswohlgefährdungen damit 
im Corona-Jahr 2020 den höchsten 
Stand seit Einführung der Statistik im 
Jahr 2012 erreicht. Bereits in den bei-
den Vorjahren war die Zahl der Kin-
deswohlgefährdungen deutlich – und 
zwar um jeweils 10 % – gestiegen.

(Foto: © Fotolia)
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Pressemitteilung des 
Bundesjugendkuratoriums 
vom 21.07.2021

Das Recht junger 
Menschen auf 
Schutz vor 
Gewalt – Auf-
trag und Ver-
antwortung des 
institutionellen 
Gefüges 
Das Bundesjugendkuratorium (BJK) 
setzt sich in der aktuellen Stellung-
nahme mit der Frage der Verantwor-
tungsübernahme aller Institutionen 
von Kindheit und Jugend zum Schutz 
junger Menschen vor Gewalt und der 
Relevanz institutioneller Schutzkon-
zepte auseinander.

Am 07. Mai 2021 hat der Bundesrat 
dem Gesetz zur Stärkung von Kindern 
und Jugendlichen (KJSG) zugestimmt. 
Durch das KJSG wird die Kinder- und 
Jugendhilfe umfassend reformiert 
und modernisiert. Es setzt einen 
Meilenstein, der den Weg zu einem 
besseren und inklusiven Kinder- und 
Jugendschutz ebnet und die hohe 
Bedeutung der Zusammenarbeit des 
gesamten institutionellen Gefüges 
des Aufwachsens erneut unter-
streicht.

Das BJK fordert darüber hinaus eine 
gesetzliche Regulierung, die festlegt, 
dass alle Institutionen, in denen der 
Alltag von Kindern und Jugendlichen 
stattfindet oder in denen über diesen 

entschieden wird, über entsprechen-
de Gewaltschutzkonzepte verfügen 
müssen. Das Recht auf Schutz vor 
physischer (körperlicher), psychischer 
(seelischer) und sexualisierter Gewalt 
bedeutet jedoch nicht nur Konzepte 
für den präventiven, intervenierenden 
oder aufarbeitenden Umgang mit 
von Gewalt bedrohten oder betroffe-
nen jungen Menschen zur Verfügung 
zu stellen. Vielmehr sind der Schutz-
auftrag und die damit verbundenen 
Konzepte in der Praxis unter der Be-
rücksichtigung der Förder- und Betei-
ligungsrechte von Kindern und Ju-
gendlichen auszugestalten. Im Sinne 
der Inklusion kommen institutionelle 
Schutzkonzepte nicht ohne die Be-
rücksichtigung der Diversität junger 
Menschen und ihrer Schutzbedarfe 
aus. Um diesen Anspruch gerecht 
werden zu können, betont das BJK 
die Notwendigkeit intersektional und 
diskriminierungsfrei ausgestalteter 
Hilfsangebote sowie barrierefreie Zu-
gänge zu Unterstützungsleistungen 
für junge Betroffene. Ebenso braucht 
es umfassende Weiterbildungsange-
bote für Fachkräfte und eine gesamt-
gesellschaftliche Sensibilisierung für 
die Thematik. 

Die Stellungnahme steht auf  
www.bundesjugendkuratorium.de/ 
stellungnahmen  
zum Download bereit.

Das Bundesjugendkuratorium (BJK) 
ist ein von der Bundesregierung ein-
gesetztes Sachverständigengremium. 
Es berät die Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der Kinder- 
und Jugendhilfe und in Querschnitts-
fragen der Kinder- und Jugendpolitik. 
Dem BJK gehören bis zu 15 Sachver-
ständige aus Politik, Verwaltung, Ver-
bänden und Wissenschaft an. Die Mit-
glieder wurden durch die Bundesmi-
nisterin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend für die Dauer der laufen-
den Legislaturperiode berufen.

Zahl kindlicher 
Gewaltopfer 
2020 deutlich 
gestiegen

Die Bundesregierung teilt mit Datum 
vom 28.07.2021 mit, dass die Zahl der 
Opfer erfasster Fälle von Gewalttaten 
gegen Kinder wie Mord, Totschlag, 
Misshandlungen oder sexuellem 
Missbrauch im vergangenen Jahr im 
Vergleich zu den beiden Vorjahren 
deutlich gestiegen ist. Wie aus der 
Antwort der Bundesregierung 
(19/31589) auf eine Kleine Anfrage der 
FDP-Fraktion (19/31414) hervorgeht, 
kamen im Jahr 2020 insgesamt 71 
Kinder unter 14 Jahren in Deutsch-
land gewaltsam – etwa durch Mord 
oder Totschlag- ums Leben. Im Jahr 
2019 lag diese Zahl, die die Fälle von 
„vollendetem Mord, Totschlag und 
Tötung auf Verlangen“ umfasst, den 
Angaben zufolge bei 42 nach 63 im 
Jahr 2018. Opfer von Tötungsver
suchen („versuchter Mord, Totschlag 
und Tötung auf Verlangen“) wurden 
danach vergangenes Jahr 134 Kinder 
nach 87 im Jahr 2019 und 98 im Jahr 
2018.

Die Zahl der Opfer erfasster Fälle von 
Kindesmisshandlungen lag im Jahr 
2020 laut Vorlage bei 4.542 nach 4.100 
im Vorjahr und 4.180 im Jahr 2018. 
Opfer sexuellen Missbrauchs gemäß 
den Strafgesetzbuchparagrafen 176 
und 176a wurden der Antwort 
zufolge im vergangenen Jahr 16.686 
Kinder nach 15.701 im Jahr 2019 und 
14.410 im Jahr 2018.
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Pressemitteilung vom 
10.08.2021

Missbrauchs-
beauftragter 
relauncht „Hilfe-
Portal Sexuel-
ler Missbrauch“ 
– vereinfachte 
Suchfunktionen, 
neue Angebote 
und mehr Infor-
mationen 

www.hilfe-portal-
missbrauch.de 

Berlin, 09.08.21. Unter dem Motto 
„Hilfe suchen, Hilfe finden“ startet der 
Unabhängige Beauftragte für Fragen 
des sexuellen Missbrauchs (UBSKM), 
Johannes-Wilhelm Rörig, heute das 
neue Hilfe-Portal www.hilfe-portal-
missbrauch.de. Hier finden Betroffene, 
Angehörige und Fachkräfte einen 
schnellen Zugang zu Hilfe und Bera-
tung. Auch Menschen, die sich Sor-
gen um ein Kind machen oder Fra-
gen zum Thema haben, erhalten hier 
Unterstützung.

Johannes-Wilhelm Rörig (UBSKM): 
„Sexuelle Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche betrifft die gesamte 
Gesellschaft. Es gibt sie überall. Meist 
findet sie im sozialen Nahfeld statt, 
dort wo sie niemand vermuten 

möchte: in Familien, in der Nachbar-
schaft, im Sportverein oder online. 
Betroffene und ihr Umfeld brauchen 
dann schnellzugängliche und passge-
naue Unterstützung. Doch der Weg 
in die Beratung oder Therapie ist 
nicht immer einfach und kann zusätz-
lich belasten. Das Hilfe-Portal Sexuel-
ler Missbrauch unterstützt dabei, Hil-
feangebote in der Region zu finden, 
und bietet viele Informationen für 
alle, die mehr zum Thema wissen 
möchten. Wer Hilfe sucht, muss auch 
Hilfe finden können. Genau das ist 
das Ziel des neuen Hilfe-Portals.“

Portal lotst Nutzer*innen 
deutschlandweit zu passen­
den Hilfeangeboten

Das Hilfe-Portal Sexueller Missbrauch 
lotst die Nutzer*innen je nach Anlie-
gen über eine deutschlandweite 
Datenbank zu passenden Unterstüt-
zungs- und Hilfeangeboten – bei-
spielsweise zu spezialisierten 
Beratungsstellen, Krisendiensten, 
Psychotherapeut*innen oder 
Anwält*innen. Zusätzlich gibt es die 
Möglichkeit, sich von Berater*innen 
des Hilfe-Telefon Sexueller Miss-
brauch unter Tel. 0800 22 55 530 
anonym telefonisch oder auch  
online beraten zu lassen: 

www.hilfe-telefon-missbrauch.de 
oder 
www.hilfe-telefon-missbrauch.online

Das Hilfe-Telefon und die dazugehö-
rige Online-Beratung stehen unter 
der Trägerschaft von N.I.N.A. e.V. 
(Nationale Infoline, Netzwerk und 
Anlaufstelle zu sexueller Gewalt an 
Mädchen und Jungen). Die Berater* 
innen am Hilfe-Telefon und in der 
Online-Beratung sind psychologisch 
und pädagogisch ausgebildete Fach-
kräfte, die die Ratsuchenden vertrau-
lich und kostenfrei beraten und 
bereits seit vielen Jahren im Themen-

feld des sexuellen Kindesmissbrauchs 
tätig sind.

Silke Noack, Leiterin Hilfe-Telefon 
Sexueller Missbrauch: „Wir wünschen 
uns, dass Menschen, die sich Sorgen 
um ein Kind machen oder selbst von 
sexualisierter Gewalt in der Kindheit 
betroffen waren, beim Hilfe-Telefon 
anrufen. Vielen Menschen fällt es je-
doch leichter, zunächst eine Nachricht 
zu schreiben. Deshalb haben wir 
beim Hilfe-Telefon Sexueller Miss-
brauch unsere Online-Beratung aus-
gebaut. Das neue Hilfe-Portal bündelt 
unsere Angebote und macht sie 
leichter zugänglich. Wir möchten, 
dass alle Menschen wissen, dass es 
Hilfe gibt, und dass sie diese Hilfe für 
sich in Anspruch nehmen.“

Informationen und persönli­
che Geschichten erleichtern 
den Weg zur Hilfe

„Was ist sexueller Missbrauch?“ 
„Woran erkenne ich ihn?“ „Wo kann 
ich Unterstützung finden?“ – Die 
neue Rubrik „Fragen und Antworten“ 
bieten einen ersten Einstieg in das 
Thema. Wer noch nicht weiß, welches 
Hilfeangebot passen könnte, findet 
unter „Wissenswertes“ einen Über-
blick zu den Themen Hilfe in Krisen, 
Beratung, Therapie, finanzielle Hilfen, 
Recht, Prävention und Selbsthilfe 
sowie zu organisierter, sexualisierter 
und ritueller Gewalt. In den „Ge-
schichten, die Mut machen“ berichten 
Betroffene und Helfende in Interviews 
von ihren persönlichen Erfahrungen. 
Sie sprechen darüber, was ihnen ge-
holfen hat, wie sie anderen helfen – 
und natürlich, was ihnen Mut macht.

Der Relaunch wurde neben dem 
Team von N.I.N.A. begleitet von 
Expert*innen und Praktiker*innen aus 
Beratungsstellen, aus der Psychothe-
rapie und dem Themenfeld Migration 
und Inklusion sowie vom Betroffe-
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nenrat beim Unabhängigen Beauf-
tragten, der bei der Entwicklung uns 
Ausrichtung maßgeblich beteiligt 
war.

Betroffenenrat beim Unabhängigen 
Beauftragten: „Betroffene und Hel-
fende sind meist in einer Ausnahme-
situation. Langes Suchen nach Hilfe 
oder das Durchforsten verschiedener 
Internetseiten sind dabei oft große 
Hürden. Bereits in der Vergangenheit 
bot das Hilfe-Portal umfangreiche 
Informationen rund um das Thema 
sexualisierte Gewalt in Kindheit und 
Jugend und ermöglichte über die 
Suchfunktion ein schnelles Finden 
von spezialisierten Angeboten. Dass 
jetzt mit dem Relaunch der Zugang 
noch niedrigschwelliger und Infor
mationen umfassender sind, ist ein 
großer Gewinn für Betroffene, 
Unterstützer*innen und Interessierte.“

Banner und Grafiken für Websites  
und Social Media können unter  
www.hilfe-portal-missbrauch.de/downloads 
heruntergeladen werden. Dort findet 
sich auch die Broschüre „Hilfe-Telefon 
Sexueller Missbrauch. Anrufen – auch 
im Zweifelsfall“. Demnächst werden 
dort auch weitere Materialien wie 
Plakate und Kärtchen zum Hilfe-Portal 
und Hilfe-Telefon zur Verfügung 
stehen. 

Das neue Hilfe-
Portal Sexueller 
Missbrauch – alle 
Fakten auf einen 
Blick

„Hilfe suchen, Hilfe finden“ – das Hilfe-
Portal des Unabhängigen Beauftrag-
ten für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs unterstützt Betroffene, 
Angehörige, Fachkräfte und alle 
Menschen, die Hilfe und Unterstüt-
zung suchen – jetzt mit erweiterten 
Angeboten und Informationen.

1. � Was bietet das 
Hilfe-Portal Sexueller 
Missbrauch?

Menschen, die Hilfe und Unterstüt-
zung suchen, erhalten über das Hilfe-
Portal www.hilfe-portal-missbrauch.de eine 
erste Orientierung. Neben umfangrei-
chen Informationen (unter anderem 
zu Beratung, Selbsthilfe oder rechtli-
chen Fragen) werden Nutzer*innen je 
nach Anliegen über eine deutsch-
landweite Datenbank zu passenden 
Unterstützungs- und Hilfeangeboten 
vor Ort oder zu telefonischen und 

Online-Angeboten gelotst. In der 
Datenbank finden sich beispielsweise 
spezialisierte Beratungsstellen, Krisen-
dienste, Psychotherapeut*innen oder 
Anwält*innen. Darüber hinaus gibt es 
die Möglichkeit, sich über das Team 
des Hilfe-Telefons Sexueller Miss-
brauch unter Tel. 0800 22 55 530 ano-
nym telefonisch oder auch online 
beraten zu lassen:  
www.hilfe-telefon-missbrauch.de 
oder 
www.hilfe-telefon-missbrauch.online

2.  Was ist neu?

Mit dem Relaunch im Sommer 2021 
wurde das Portal aktualisiert und 
erweitert um eine integrierte 
Landing-Page des Hilfe-Telefons 
Sexueller Missbrauch und um das 
neue Angebot der Online-Beratung. 
Zudem wurde das Hilfe-Portal um 
neue Themenfelder ergänzt: Unter 
der Rubik „Wissenswertes“ können 
zum Beispiel aktualisierte Informatio-
nen zu Beratung, rechtlichen Fragen 
oder zu organisierter sexualisierter 
und ritueller Gewalt (siehe auch Hilfe-
Telefon berta unter www.hilfe-telefon-
berta.de) gefunden werden. Weitere 
neue Rubriken sind „Fragen und Ant-
worten“ und „Geschichten, die Mut 
machen“, in denen Betroffene und 
Fachkräfte mit ihren Geschichten 
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andere Menschen dazu ermutigen, 
sich Hilfe zu suchen. Im neuen Servi-
cebereich können zudem Materialien 
wie zum Beispiel Social-Media-Grafi-
ken, Banner oder die Broschüre „Hilfe-
Telefon Sexueller Missbrauch. Anrufen 
– auch im Zweifelsfall“ heruntergela-
den werden. Weitere Materialien wie 
Plakate oder Kärtchen mit der URL 
des Hilfe-Portals und der Telefonnum-
mer des Hilfe-Telefons sollen bis 
Herbst 2021 folgen.

3. � Warum ist ein niedrig­
schwelliger Zugang zu 
Hilfeangeboten so 
wichtig?

In Deutschland sind jährlich tausende 
Kinder und Jugendliche von sexueller 
Gewalt betroffen1. Betroffene, Ange-
hörige und Fachkräfte sowie alle, die 
sich Sorgen um ein Kind machen, 
brauchen möglichst zeitnah leicht 
zugängliche und auf ihre Situation 
individuell abgestimmte Hilfen. Wer 
Hilfe sucht, muss aber wissen, wo und 
wie man sie findet und an wen man 
sich bei Vermutung oder Verdacht 
wenden kann. Doch passende Ange-

bote zu finden, ist nicht immer ein-
fach und kann zusätzlich belasten. 
Die Website unterstützt dabei, viele 
Fragen direkt zu klären, wie zum Bei-
spiel: Welche Therapieformen gibt es? 
Was unterscheidet sie? Was erwartet 
mich, wenn ich sexuellen Missbrauch 
anzeige? Wo können finanzielle Hilfen 
beantragt werden? Oder auch: Was 
tue ich, wenn ich auf Missbrauchsab-
bildungen im Internet stoße? Fragen 
wie diese beantwortet das Hilfe-
Portal Sexueller Missbrauch.

4. � Welche Hilfe- und Unter­
stützungsangebote gibt 
es in der Datenbank?

Mit dem Relaunch wurde die Daten-
bank umstrukturiert, erweitert und 
nutzerfreundlicher gestaltet, sodass 
Betroffene, Angehörige und alle, die 
sich Sorgen um ein Kind machen, 
möglichst schnell ein passendes 
Angebot finden können. Die Ange-
bote sind nach verschiedenen Kate-
gorien gelistet, wie zum Beispiel Bera-
tung, medizinische und therapeuti-
sche Angebote, rechtliche Angebote 
oder Zufluchtsstätten und Krisen-
dienste. Nutzer*innen können nach 
Hilfeangeboten vor Ort, telefonisch 
und online suchen. Um den unter-
schiedlichen Bedürfnissen der 
Nutzer*inne gerecht zu werden, gibt 
es in der Datenbank umfangreiche 
Filterfunktionen. Es kann zum Beispiel 
nach thematischen Schwerpunkten 
wie Selbsthilfe, Prävention, organi-
sierte sexualisierte und rituelle Gewalt 
gesucht werden oder es können Filter 
für die unterschiedlichen Arten der 
Barrierearmut gesetzt werden. Ein-
richtungen können sich für die Regis-
trierung auf der Website des Hilfe-
Portals anmelden. Für die Aufnahme 
der Einträge gelten bestimmte fach
liche Qualifikationen und Mindestan-
forderungen, die vor der Freischal-
tung vom UBSKM auch in Zusam-
menarbeit mit der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung (KBV), den Berufs-
kammern für Ärzt*innen und Psycho
therapeut*innen sowie N.I.N.A. e. V. 
(siehe Frage 5) überprüft werden. Die 
Aufnahme in die Datenbank oder die 
Nennung eines Angebots bedeutet 
keine qualitative Beurteilung der 
Beratung durch einzelne Personen 
vor Ort. Es ist damit auch keine Zertifi-
zierung des jeweiligen Hilfeangebots 
verbunden. Weitere Informationen 
zur Registrierung: 
www.hilfe-portal-missbrauch.de/ 
hilfe-angebot-registrieren

5. � Wer ist verantwortlich für 
das Hilfe-Portal?

Das Hilfe-Portal Sexueller Missbrauch 
ist ein Angebot des Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs (UBSKM). Die 
Überarbeitung der Website und der 
Datenbank erfolgte in enger Abstim-
mung mit N.I.N.A. e. V. Der Verein ist 
Träger des Hilfe-Telefons Sexueller 
Missbrauch und der dazugehörigen 
Online-Beratung. N.I.N.A. e. V. setzt 
sich auf unterschiedlichen Ebenen 
dafür ein, Kinder und Jugendliche 
besser vor sexualisierter Gewalt zu 
schützen. Der Relaunch wurde 
zudem begleitet vom Betroffenenrat 
beim UBSKM und von weiteren 
Expert*innen und Praktiker*innen aus 
Beratungsstellen, aus der Psychothe-
rapie und dem Themenfeld Migration 
und Inklusion.

Informationen und Unterstützung

www.beauftragter-missbrauch.de
www.hilfe-portal-missbrauch.de 
www.hilfe-telefon-missbrauch.de
www.hilfe-telefon-missbrauch.online
www.hilfe-telefon-berta.de
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1	  Laut Weltgesundheitsorganisation 

(WHO) sind in Deutschland schätzungs-

weise ein bis zwei Kinder und Jugend

liche in jeder Schulklasse von sexueller 

Gewalt betroffen. Meist stammen die 

Täter und Täterinnen aus dem familiären 

und / oder nahen sozialen Umfeld. Die 

Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) ver-

zeichnete für das Jahr 2020 in Deutsch-

land eine Zunahme von sexuellem Kin-

desmissbrauch um 6,8 % auf über 14.500 

angezeigte Fälle, bei den Missbrauchsab-

bildungen, sog. Kinderpornografie, um 

53 % auf fast 19.000 Fälle. Doch das ist nur 

das Hellfeld. Die Zahl der nicht polizeilich 

bekannten Fälle ist weitaus größer. Siehe 

auch www.beauftragter-missbrauch.de/

service/zahlen-fakten
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Pressemitteilung, 23.08.2021 

Bericht zum Verteil-
verfahren unbeglei-
teter Minderjähriger: 
Starre Zuständig-
keiten, scheiternde 
Familienzusam-
menführungen 
und Mängel bei 
Rechtsschutz und 
rechtlicher Vertre-
tung befördern 
Abgängigkeiten 
von Jugendlichen.

Im Juli hat das Bundeskabinett den 
„Bericht zur Evaluation des Gesetzes 
zur Verbesserung der Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung unbeglei-
teter ausländischer Minderjähriger“ 
beschlossen. Die Bundesregierung 
bewertet das im Jahr 2015 mit diesem 
Gesetz eingeführte Verteilverfahren 
überwiegend positiv. Dies wider-
spricht den Erkenntnissen, die der 
Bundesfachverband unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (BumF) seit 
Inkrafttreten des Verteilverfahrens aus 
den jährlichen Befragungen von 
Fachkräften, Einzelfallberatungen 
sowie Fortbildungen und Fachveran-
staltungen gewonnen und in einem 
aktuellen Themendossier versammelt 
hat.

digen Jugendamtes zurückgeschickt 
und dort erneut abgängig werden.“

Die Probleme, welche sich in der Pra-
xis hierdurch ergeben, erläutert 
Juliane Hoppe, Sozialarbeiterin beim 
Sozialwerk Nazareth e.V. und langjäh-
riges BumF-Mitglied, anschaulich:  
„In einem aktuellen Fall führte eine 
fehlerhafte Zuweisung dazu, dass  
ein Mädchen mit Vollendung des 
18. Lebensjahres die Jugendhilfe nicht 
verlängern wollte, um sich auf eigene 
Faust zurück zu ihren Verwandten 
aufzumachen. Obwohl dem Jugend-
amt bei der vorläufigen Inobhutnah-
me bekannt gewesen war, dass sich 
Verwandte am selben Ort aufhielten, 
wurden sie nicht bei der Zuweisungs-
entscheidung berücksichtigt und das 
Mädchen wurde an einen anderen 
Ort verteilt.“

Dieser Fall illustriert zudem einmal 
mehr, dass die individuellen Anliegen 
der betroffenen Jugendlichen unzu-
reichend einbezogen werden und sie 
nur ungenügend an den Entschei-
dungen, die sie betreffen, teilhaben 
können. Das Problem der fehlenden 
Beteiligung der Jugendlichen hebt 
auch Christian Oppl vom Flüchtlings-
rat München und BumF-Landeskoor-
dinator in Bayern hervor. Er hat sich 
wissenschaftlich mit dem Verteilver-
fahren auseinandergesetzt und 
erklärt: „Die Beteiligungsrechte der 
Jugendlichen werden unzureichend 
sichergestellt, ihre Bedarfe und Wün-
sche werden nicht berücksichtigt. Das 
Fehlen einer institutionell unabhängi-
gen rechtlichen Vertretung im Verteil-
verfahren ist in Hinblick auf die Ein
haltung der Kinderrechte und Parti
zipationsmöglichkeiten ebenfalls 
kritisch zu sehen.“

Der BumF empfiehlt daher grundsätz-
liche, am Kindeswohl orientierte 
Änderungen am Verteilverfahren. „Wir 
brauchen wieder ein Verfahren, bei 
dem ausschließlich die Bedarfe der 
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Seit November 2015 macht der BumF 
immer wieder darauf aufmerksam, 
dass 

•	� das quotenbasierte Verteilverfah-
ren sein zentrales Ziel, eine kindes-
wohlorientierte Betreuung, Ver
sorgung und Unterbringung zu 
gewährleisten, nur sehr einge-
schränkt erreichen kann;

•	� das Gesetz den Erhalt guter Auf-
nahmestrukturen nicht begüns-
tigt und der Dynamik von Migra
tionsbewegungen sowie den Be-
darfen der Minderjährigen nicht 
gerecht wird und dass

•	� viele der prognostizierten negati-
ven Folgen des Umverteilungsge-
setzes eingetreten sind: So führen 
starre Zuständigkeiten und fehlen-
de Regelungen von Zusammen-
führungen mit Verwandten bei-
spielweise zu Abgängigkeiten von 
Jugendlichen. Aufgrund des ver-
kürzten und unklar geregelten 
Rechtschutzes, mangelnder Betei-
ligung der Jugendlichen sowie 
des Fehlens einer unabhängigen 
rechtlichen Vertretung können sie 
ihre Rechte zudem nur schwer 
durchsetzen.

„Da es für BumF faktisch keine Mög-
lichkeit gibt, eine kindeswohlwah-
rende Verteilung an einen bestimm-
ten Ort durchzusetzen und Zusam-
menführungen mit Angehörigen und 
Bezugspersonen viel zu oft scheitern, 
machen sich viele Jugendliche eigen-
ständig auf den Weg an Orte, an 
denen sie leben möchten“, so 
Johanna Karpenstein vom BumF. „Im 
schlimmsten Fall leben junge Men-
schen dort unter falschem Namen, 
um nicht wieder zurückgeschickt zu 
werden. Melden sie sich dort regulär 
an, folgt oft ein gefährliches Ping-
Pong-Spiel, bei dem Jugendliche 
immer wieder an den Ort des zustän-
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Minderjährigen über den Unterbrin-
gungsort entscheiden, damit Hilfen 
gelingen und langfristige Perspekti-
ven geschaffen werden können“, so 
Johanna Karpenstein vom BumF.

Seit 2015 hat der BumF in zahlreichen 
Einzelfällen zum Verteilverfahren be-
raten, 15 Fachveranstaltungen durch-
geführt und 9 Publikationen zum 
Thema veröffentlicht sowie jährlich 
mehr als 1.200 Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe zum Verteilverfahren 
befragt (insg. 5.795 Teilnehmende in 
vier Befragungen). In einem aktuellen 
Themendossier (Stand: Dezember 
2020) werden zentrale Erkenntnisse 
hieraus zusammengefasst und um 
die Erkenntnisse aus den Befragun-
gen des Familienministeriums bei den 
Jugendämtern sowie der Analyse und 
Auswertung von öffentlich zugäng
lichen Quellen, Datenbanken und 
Dokumenten ergänzt. 

Publikation des Themendossiers: 
„Das Verteilverfahren bei unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlingen. 
Bericht anlässlich der Evaluation des 
Gesetztes zur Verbesserung der Ver-
sorgung und Betreuung ausländi-
scher Kinder und Jugendlicher“

Kontakt für Rückfragen und 
Interviews:

Johanna Karpenstein 
j.karpenstein@b-umf.de

PRESSEMITTEILUNG  
des Statistischen 
Bundesamtes (DESTATIS) 
vom 31.08.2021

Jedes dritte Kind 
unter 6 Jahren 
wurde 2020 
ganztags betreut
Ganztagsbetreuungsquote stieg 
binnen zehn Jahren von 22 % auf 
34 % im Jahr 2020

WIESBADEN – Mit dem Start des 
neuen Kita-Jahres verbindet sich für 
viele berufstätige Eltern die Hoffnung, 
Job und Familie nach den teilweise 
starken Einschränkungen während 
der Corona-Pandemie wieder besser 
zu vereinbaren. Vor Beginn der 
Corona-bedingten Schließungen von 
Betreuungseinrichtungen wurden 
Kinder unter 6 Jahren immer häufiger 
ganztags betreut. Wie das Statistische 
Bundesamt (Destatis) mitteilt, wurden 
zum Stichtag 1. März 2020 knapp 
1,6 Millionen Kinder zwischen 0 und 
unter 6 Jahren mehr als 7 Stunden 
durchgehend täglich in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in öffentlich 
geförderter Kindertagespflege 
betreut. Die Ganztagsbetreuungs-
quote, also die ganztags betreuten 
Kinder anteilig an allen Kindern dieser 
Altersgruppe, lag damit bei 34 %. Das 
war ein deutlicher Anstieg gegenüber 
2010, als noch gut jedes fünfte Kind 
(22 %) ganztags betreut wurde.

PRESSEMITTEILUNG  
des Statistischen 
Bundesamtes vom 
23.09.2021

Personal in Kinder-
tagesbetreuung 
steigt 2021 um 
3,2 % gegenüber 
Vorjahr
•	� Insgesamt 751 159 Beschäftigte in 

der Kindertagesbetreuung
•	� Männeranteil hat sich seit 2011 fast 

verdoppelt auf 7,4 %
•	� Zahl der betreuten Kinder unter 

drei Jahren nimmt erstmals seit 
Beginn der Zeitreihe ab

WIESBADEN – Die Zahl der Beschäf-
tigten in der Kindertagesbetreuung ist 
zum 1. März 2021 gegenüber dem 
Vorjahr um 23 435 oder 3,2 % auf ins-
gesamt 751.159 Personen gestiegen. 
Davon waren 708.136 Personen als 
pädagogisches, Leitungs- und Verwal-
tungspersonal in Kindertageseinrich-
tungen tätig und 43.023 als Tagesmut-
ter oder -vater in öffentlich geförder-
ter Kindertagespflege aktiv. Wie das 
Statistische Bundesamt (Destatis) wei-
ter mitteilt, waren zusätzlich 110.165 
Personen im hauswirtschaftlichen 
und technischen Bereich von Kinder-
tageseinrichtungen beschäftigt. Wäh-
rend die Zahl der Beschäftigten ge-
stiegen ist, nahm die Zahl der betreu-
ten Kinder unter drei Jahren erstmals 
seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 2006 
ab: Zum 1. März 2021 wurden 2,3 % 
weniger Kinder in Kindertageseinrich-
tungen oder von Tagesmüttern und 
-vätern betreut als ein Jahr zuvor. Die 
Betreuungsquoten der unter dreijähri-
gen und drei- bis sechsjährigen Kinder 
haben sich im Vorjahresvergleich um 
jeweils 0,6 Prozentpunkte verringert.
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Pressemitteilung vom 
28.09.2021

Prof. Sabine  
Andresen 
beendet ihre 
Tätigkeit als 
Vorsitzende der 
Aufarbeitungs-
kommission am 
30. September 
2021

Berlin, 28.09.2021. Prof. Dr. Sabine 
Andresen hat in den vergangenen 
fünfeinhalb Jahren als Vorsitzende die 
Arbeit der Unabhängigen Kommis-
sion zur Aufarbeitung sexuellen 
Kindesmissbrauchs geleitet. Ende 
September 2021 beendet sie diese 
ehrenamtliche Tätigkeit und ihre Mit-
gliedschaft in der Kommission. Sie 
wird ab Oktober 2021 im Fachbereich 
Erziehungswissenschaften der Goe-
the-Universität Frankfurt am Main, für 
den sie zeitgleich als Professorin tätig 
war und der ihr Ehrenamt sehr unter-
stützt hat, neue Verpflichtungen als 
Dekanin des Fachbereichs überneh-
men. Aus diesem Grund ist es ihr 
nicht mehr möglich, zusätzlich ihr 
ehrenamtliches Engagement in der 
Kommission in dem dafür nötigen 
zeitlichen Umfang verantwortungs-
voll auszuüben.

Prof. Dr. Sabine Andresen, Vorsitzende 
der Kommission: „Der Unabhängige 
Beauftragte für Fragen des sexuellen 

Kindesmissbrauchs, Johannes-Wilhelm 
Rörig, hat mich 2016 zur Vorsitzenden 
der Unabhängigen Kommission er-
nannt. Dadurch erhielt ich die Mög-
lichkeit, ein wichtiges und wegwei-
sendes Projekt auf Bundesebene mit-
zugestalten. Die Gespräche und der 
fachliche Austausch mit Menschen, 
die in ihrer Kindheit oder Jugend se-
xuelle Gewalt erlitten haben, waren 
eine wertvolle, unersetzbare Erfah-
rung für mich. Ich möchte mich bei 
allen für das in mich gesetzte Vertrau-
en und für die Zusammenarbeit herz-
lich bedanken. Die Aufarbeitung se-
xuellen Kindesmissbrauchs ist mir ein 
großes Anliegen, wofür ich mich wei-
terhin einsetzen werde.“

Unabhängiger Beauftragter für Fra-
gen des sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UBSKM), Johannes-Wilhelm Rörig: 
„Ich bin sehr dankbar, dass ich Prof. 
Dr. Sabine Andresen für den Vorsitz 
der Unabhängigen Kommission zur 
Aufarbeitung sexuellen Kindesmiss-
brauchs im Jahr 2016 gewinnen 
konnte. Bereits vor ihrer Berufung 
hatte sie sich in beeindruckender 
Weise für eine unabhängige Aufarbei-
tung sexuellen Kindesmissbrauchs 
engagiert und maßgeblich an der 
Konzeption dieser völlig neuen Struk-
tur auf Bundesebene mitgewirkt. Frau 
Andresen hat gemeinsam mit den 
anderen Kommissionsmitgliedern zur 
Profilierung und Weiterentwicklung 
der unabhängigen Aufarbeitung auf 
Bundesebene beigetragen. Sie hat 
damit einen unschätzbar großen Bei-
trag für die Aufarbeitung dieses wich-
tigen gesellschaftspolitischen Themas 
und die Anerkennung des Leids von 
Betroffenen geleistet. Dafür gebührt 
ihr allergrößter Respekt und Hochach-
tung. Ich wünsche ihr für die Zukunft 
und die vor ihr liegenden neuen 
beruflichen Herausforderungen alles 
Gute und viel Erfolg.“

Die Unabhängige Kommission zur 
Aufarbeitung sexuellen Kindesmiss-

brauchs führt ihre Arbeit bis zur 
Nachbesetzung des Kommissionsvor-
sitzes mit den sechs weiteren Mitglie-
dern fort. Die gemeinsame Arbeit mit 
Prof. Dr. Sabine Andresen haben sie 
als sehr vertrauensvollen und produk-
tiven Prozess erlebt, mit dem gemein-
samen Ziel, sich für Betroffene sexua-
lisierter Gewalt und den Schutz von 
Kindern stark zu machen.

Die Mitglieder der Kommission: „Fast 
sechs Jahre durften wir mit unserer 
Vorsitzenden Sabine Andresen in der 
Unabhängigen Aufarbeitungskom-
mission zusammenarbeiten. Unter 
ihrem Vorsitz haben wir ein umfang-
reiches Aufgabenfeld bearbeitet. Mit 
ihrem schier unerschöpflichen per-
sönlichen und fachlichen Einsatz hat 
sie die Arbeit der Kommission 
geprägt, strukturiert, Innovationen 
angestoßen und Netzwerkarbeit 
geleistet. Besonders wichtig war ihr, 
ein Gesprächsklima zu schaffen, das 
vor allem von sexueller Gewalt Betrof-
fenen die Möglichkeit eröffnete, ihr 
Erleben und ihre Forderungen in 
einem sicheren Rahmen zur Sprache 
zu bringen. Ohne das Engagement 
von Sabine Andresen wäre die bishe-
rige umfassende Bilanz der Kommis-
sion nicht möglich gewesen. Wenn sie 
jetzt ihr Ehrenamt in der Kommission 
beendet, um an ihrer Universität eine 
verantwortungsvolle Aufgabe zu 
übernehmen, hinterlässt sie eine 
große Lücke. Sie hat bis zuletzt dafür 
gekämpft, dass die Aufarbeitungs-
kommission ihre Arbeit konzeptionell 
und personell gut fortsetzen kann. 
Diesem Anliegen fühlen auch wir uns 
verpflichtet. Für die Jahre mit ihr in der 
Kommission und für die persönliche 
Verbundenheit, die die Grundlage für 
unsere gemeinsame Handlungsfähig-
keit war, sind wir zutiefst dankbar.“

Auch der Betroffenenrat beim UBSKM 
würdigt die Arbeit von Prof. Dr. And-
resen: „Der Betroffenenrat konnte die 
Arbeit der Aufarbeitungskommission 
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von Beginn an begleiten, unterstüt-
zen und mit seinem individuellen 
Erfahrungswissen ergänzen. Es ist vor 
allem Prof. Dr. Sabine Andresen und 
ihren Kolleginnen und Kollegen in der 
Kommission zu verdanken, dass es 
nicht nur bei der individuellen Zeu-
genschaft der Anhörungen geblieben 
ist. Gerade in den vielfältigen Forma-
ten wie öffentlichen Hearings oder 
Werkstattgesprächen, aber auch in 
den Berichten und Forschungsprojek-
ten ist es der Kommission gelungen, 
immer wieder konsequent gesell-
schaftliche und institutionelle Struk-
turen zu benennen, die sexuelle 
Gewalt gegen Kinder und Jugendli-
che begünstigen. Wir sind Prof. Dr. 
Sabine Andresen für ihr umfassendes 
Engagement und ihre unbeirrbare 
Haltung, sich für die Belange von uns 
Betroffenen stark zu machen, sehr 
dankbar. Beharrlich stand sie für das 
Ziel, Aufarbeitung als wesentliche 
Grundlage für das Hinsehen und 
somit verbesserte Prävention gesell-
schaftlich begreifbar zu machen.“ 
Der Unabhängige Beauftragte und 
die Unabhängige Aufarbeitungskom-
mission setzen sich gemeinsam für 
eine Stärkung unabhängiger Aufar-
beitung auf Bundesebene ein. Dabei 

sollten auch Wege gefunden werden, 
wie politische Verantwortungsträger 
diese Prozesse zukünftig verbindli-
cher unterstützen können. Mit Blick 
auf die angestrebte gesetzliche Ver-
ankerung und auch mögliche struk-
turelle Veränderungen beim Amt des 
Unabhängigen Beauftragten sollte 
über die weitere Ausgestaltung einer 
Aufarbeitungskommission sowie die 
Nachfolge des Vorsitzes alsbald ent-
schieden werden. Zur Vorbereitung 
der Berufung eines zukünftigen Vor-
sitzes hat der Unabhängige Beauf-
tragte ein Findungsgremium einberu-
fen, dem neben ihm und einer Vertre-
tung seines Arbeitsstabes auch 
Vertretungen des Betroffenenrates 
und der Unabhängigen Kommission 
angehören sollen. 

Die Unabhängige Kommission zur 
Aufarbeitung sexuellen Kindesmiss-
brauchs ist angesiedelt beim Unab-
hängigen Beauftragten für Fragen 
des sexuellen Kindesmissbrauchs. 
Grundlage ihrer Einberufung ist ein 
Beschluss des Deutschen Bundesta-
ges von 2015. Das Bundeskabinett hat 
2019 die Laufzeit der Kommission um 
weitere fünf Jahre bis 2023 verlängert. 
Sie besteht aus aktuell sieben ehren-
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amtlich tätigen Mitgliedern. Die Kom-
mission untersucht Ausmaß, Art und 
Folgen der sexuellen Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche in der Bun-
desrepublik Deutschland und der 
DDR. Kern der Untersuchungen sind 
vertrauliche Anhörungen und schrift-
liche Berichte von heute erwachse-
nen Betroffenen, die in ihrer Kindheit 
oder Jugend sexuellen Missbrauch in 
Institutionen, in familiären und sozia-
len Kontexten sowie in organisierten 
oder rituellen Gewaltstrukturen erfah-
ren haben. 

Pressekontakt:
Pressesprecherin UBSKM: 
Friederike Beck, 
Tel. 030 18555 1554, 
friederike.beck@ubskm.bund.de 

Pressesprecherin 
Aufarbeitungskommission: 
Kirsti Kriegel, 
Tel. 030 18555 1571, 
kirsti.kriegel@ubskm.bund.de 

Weitere Informationen:
www.beauftragter-missbrauch.de 
www.aufarbeitungskommission.de 
Twitter: @ubskm_de, @Aufarbeitung
Instagram: @missbrauchsbeauftragter

(Foto: © Fotolia)
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Pressemitteilung vom 
06.10.21

Neue Expertise 
zu Prävention 
und Intervention 
bei innerinstituti-
onellem sexuel-
lem Missbrauch 
durch Mitarbei-
tende 
Die Expertise zeigt anhand der recht-
lichen Rahmenbedingungen praxiso-
rientiert, was eine Einrichtung / Orga-
nisation tun kann / muss, um sexuelle 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
besser zu verhindern beziehungs-
weise mit sexueller Gewalt in der Ein-
richtung/Organisation angemessen 
umzugehen.

Berlin/Heidelberg, 06.10.21 
Sexuelle Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche durch Mitarbeitende ist 
für alle Verantwortlichen in Einrich-
tungen, Vereinen, bei Trägern oder in 
Aufsichtsbehörden mit vielen Unsi-
cherheiten, Ängsten und Fragen ver-
bunden. Das Deutsche Institut für 
Jugendhilfe und Familienrecht e. V. 
(DIJuF) hat deshalb im Auftrag des 
Unabhängigen Beauftragten für Fra-
gen des sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UBSKM) die Expertise „Prävention 
und Intervention bei innerinstitutio-
nellem sexuellem Missbrauch. Rechte 
und Pflichten der Institutionen“ 
erstellt

Johannes-Wilhelm Rörig, UBSKM: „Es 
gibt leider keine einfachen Antworten 
auf die große Herausforderung, 
sexueller Gewalt in Einrichtungen 
und Organisationen zu begegnen. 
Vor diesem Hintergrund ist es umso 
wichtiger, sich mit den fachlichen 
und rechtlichen Grundlagen zu befas-
sen, um professionell und im Sinne 
des Kinderschutzes zu agieren. Diese 
Expertise liefert dafür den notwendi-
gen Überblick.“ 

Im Fokus der Expertise stehen unter 
anderem die Fragen, unter welchen 
Voraussetzungen die Strafverfol-
gungsbehörden einzuschalten sind, 
welche arbeitsrechtlichen Möglichkei-
ten den Verantwortlichen im Falle des 
Verdachts eines sexuellen Miss-
brauchs durch Mitarbeitende zur Ver-
fügung stehen und wie Prävention 
bereits im Rahmen der Personalaus-
wahl wirken kann. Informationen zu 
diesen sowie weiteren Themen kön-
nen gezielt in übersichtlich struktu-
rierten Abschnitten nachgelesen wer-
den. Dabei werden Besonderheiten 
der einzelnen Bereiche (Kinder- und 
Jugendhilfe, Schule, Kirche, Sport und 
Gesundheit) berücksichtigt.

Katharina Lohse, fachliche Leitung 
DIJuF: „Jede Einrichtung oder Organi-
sation, die mit Kindern und Jugendli-
chen arbeitet, möchte einen sicheren 
Ort schaffen, an dem es keine Perso-
nen gibt, die gegenüber Minderjähri-
gen sexuelle Gewalt ausüben. Wenn 
wir mit unserer Expertise dazu beitra-
gen können, dass hier zukünftig klarer 
und entschiedener gehandelt wer-
den kann, haben wir unser Ziel 
erreicht.“

Da die Frage der Handlungsmöglich-
keiten im Rahmen der Ausübung der 
Personalverantwortung ein beson-
ders relevanter Themenkomplex ist, 
der in der Praxis mit vielen Unsicher-
heiten verbunden ist, wurde ergän-
zend die separate Broschüre „Kein 
Raum für Missbrauch: Personalver-
antwortung bei Prävention und Inter-
vention nutzen!“ entwickelt. Diese 
kompakte Handreichung soll allen 
Personalverantwortlichen in Einrich-
tungen und Organisationen als Ein-
stiegsinformation dabei unterstützen, 
wie sie Personalverantwortung zum 
Beispiel im Rahmen von Schutzkon-
zepten nutzen können, um sexuelle 
Gewalt durch Mitarbeitende zu ver-
hindern bzw. zu beenden.

Die Expertise sowie die Broschüre 
können ab sofort unter  
www.beauftragter-missbrauch.de/service/
expertisen-und-studien  
abgerufen werden.

Pressekontakt UBSKM: 
Friederike Beck, 
Tel. 030 18555 1554, 
friederike.beck@ubskm.bund.de 

Pressekontakt DIJuF: 
Vanessa Loock, 
Tel: 06221 9818 65; 
loock@dijuf.de

www.hilfe-portal-missbrauch.de
Hilfe-Telefon Sexueller Missbrauch: 
0800 – 22 55 530  
(kostenfrei und anonym)

www.hilfe-telefon-missbrauch.de
www.hilfe-telefon-missbrauch.online
Twitter: @ubskm_de
Instagram: @missbrauchsbeauftragter
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PRESSEMITTEILUNG des 
Statistischen Bundesamtes 
(DESTATIS) vom 29.10.2021

5 % weniger 
erzieherische Hilfen 
im Corona-Jahr 2020
•	� Kinder- und Jugendhilfe meldet 

rund 53 600 erzieherische Hilfen 
weniger als 2019

•	� Besonders stark sank die Zahl der 
Erziehungsberatungen vor Ort

•	� Hohe Inanspruchnahme 
erzieherischer Hilfen durch 
Alleinerziehende

WIESBADEN – Im Corona-Jahr 2020 
haben die Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland rund 
963.000 erzieherische Hilfen für junge 
Menschen unter 27 Jahren gewährt. 
Dem Statistischen Bundesamt (Desta-
tis) zufolge waren das rund 53.600 
Fälle oder 5 % weniger als im Vorjahr. 
Damit ist die Zahl erzieherischer Hil-
fen nach einem kontinuierlichen 
Anstieg seit Beginn der Zeitreihe im 
Jahr 2008 und ihrem Höchststand im 
Jahr 2019 erstmals zurückgegangen. 

Gleichzeitig fiel sie auch wieder unter 
die Millionengrenze, die sie bereits 
2018 überschritten hatte. Von 2008 bis 
2019 hatten sich die Erziehungshilfen 
um insgesamt 218.900 Fälle erhöht 
(+27 %). Hintergrund der Entwicklung 
im Jahr 2020 sind vermutlich die allge-
meinen Kontaktbeschränkungen in-
folge der Corona-Pandemie.
 
Insbesondere der Rückgang der 
Erziehungsberatungen vor Ort kann 
dadurch erklärt werden. In den 
Beratungsstellen wurden aber teils 
verstärkt telefonische Beratungen 
angeboten, die nicht in die Statistik 
eingehen.
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Die Landesschadenhilfe Versicherung,
Ihr Spezialist für die Kinder- und Jugendhilfe.

Haben wir Ihr Interesse geweckt, dann sprechen Sie uns gerne an:

LSH Service Center Verden
Nikolaiwall 3. 27283 Verden
Telefon: 042 31. 98 58 448
Telefax: 042 31. 98 58 449
d.wark@lsh-versicherung.de

www.lsh-versicherung.de

Ein Auszug unserer Versicherungslösungen für Sie:

Betriebshaftpflicht-Spezialdeckung
 ■ Die Betriebshaftpflicht der Einrichtung
 ■ Den Baustein Privathaftpflicht für betreute Personen
 ■ Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht für alle Objekte
 ■ Privathaftpflicht für den/die Geschäftsführer oder Inhaber

Spezial-Strafrechtsschutz für die Einrichtung
 ■ Schutz für Ihre Mitarbeiter vor falschen Anschuldigungen
 ■ Rechtsschutz bei Streitigkeiten vor dem Sozialgericht
 ■ Privatrechtsschutz für die Inhaber

Spezial-Sachversicherungsdeckung
 ■ Umfassende Deckung inkl. Elementarschäden und Vandalismus
 ■ Betrieblich genutzes Inventar und persönliche Sachen der Bewohner 

in einem Vertrag inkl. Unterversicherungsverzicht
 ■ Auf Wunsch bewerten wir Ihre Gebäude

Versicherungs-Umzugsservice
 ■ Wir übernehmen den gesamten Vorgang des Vertragswechsels und 

der Korrespondenz mit den bisherigen Versicherungsunternehmen 
und betreuen auf Wunsch die bereits besteheneden Verträge.

Komplette Betreuung und Schadenservice bei uns im Hause
 ■ Alle Dienstleistungen bezüglich Ihrer Versicherungen und Schaden- 

fälle, bieten wir Ihnen aus einer Hand. Von der Angebotserstellung 
bis zur Auszahlung der Versicherungsleistungen haben Sie direkte 
Ansprechpartner.

Markus Müller und Michael Riecke
- Unser Vorstand -

Osterburg, Steinicke, Nölting, Zierep 
- Unser Backoffice -

Gabriel Hoja und Boris Heinze
- Unser Schadensservice -

„Aus unserer über zehnjährigen Erfahrung im Bereich der Absicherung von Einrichtungen und Trägern, bieten wir 
als Spezialversicherer der Kinder- und Jugendhilfe ein einzigartiges Konzept, welches den besonderen Anforde-
rungen in diesem Bereich gerecht wird. Persönlich. Unkompliziert. Nah.“ (Michael Riecke)



  

Eine Weiterbildungs- 
 einrichtung der GSP mbH

Staatlich anerkannte 
Weiterbildungseinrichtung 
 Übersicht unserer Angebote:

Anmeldung und weitere Angebote unter: www.be-teil.de

 b Ausbildung: Sinnesspezifische Pädagogik (SP®)

 b Ausbildung: gruppenorientierte Lerntherapie (gLT)

 b Schutzkonzepte in der stationären Jugendhilfe

 b Ganzheitliche Diagnostik mit Genogramm- und Soziogrammarbeit 

 b Führungskräftetraining für Einrichtungs- und Teamleitungen

 b Partizipation in der stationären Jugendhilfe 

 b Sexualpädagogik in der stationären Jugendhilfe 

 b Fallsupervision und Teamsupervision 

 b Einzel- und Gruppencoaching 

 b Mentalisierungsstörungen in der stationären Jugendhilfe

Alle Angebote der „be-teil | Weiterbildungen“ können als Inhouse, 
Online oder Präsenzveranstaltung auf dem Sprengercampus, unserem 
Fortbildungszentrum an der Ostsee, durchgeführt werden.

Aus 
der Praxis 

für die 
Praxis!

Kontakt:
Hofbrook 21 b 
24119 Kronshagen 
Tel. 04 31- 58 36 96 18 
mail@be-teil.de


